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Einleitung. 


Die  ältesten  Münzen,  die  man  in  der  Schweiz  gefunden 
hat,  sind  heUisch-galUschen  Ursprungs;  sogenannte  Regen- 
bogenschüsselchen ^);  man  fand  sie  teils  in  Gräbern,  teils 
in  Pfahlbauten.  Die  Kelten,  welche  um  2000  v.  Chr.  auch 
nach  Helvetien  vordrangen,  bedienten  sich  derselben.  Die 
von  den  Kelten  angefertigten  Gold-  ^)  und  Silbermünzen 
waren  aus  einem  erbsförmigen  Gusse  hergestellt.  Das 
Gepräge  Avar  entweder  roh  unförmlich,  oder  dann,  bei 
Annäherung  an  die  folgende  Periode,  bereits  etwas  künst- 
lerisch. Die  Räüer  sollen  ebenfalls  Goldmünzen  geprägt 
haben.  Die  Helvetier  schlugen  eine  Goldmünze  nach  dem 
Vorbilde  der  Goldstateren  des  Königs  Philipp  von  Maze- 
donien. Ferner  lässt  sich  mit  ziemlicher  Sicherheit  (nach 
Funden  in  den  Kantonen  Aargau,  Luzern  und  in  Buchs, 
sowie  eines  solchen  Münzstempels  in  Avenches)  sagen, 
dass  die  Helvetier  auch  Elektrummünzen  ^)  geprägt  haben. 

Zahlreiche  Münzfunde  führen  zum  Schlüsse^  dass  in 
Helvetien  unter  Rom  ein  grosser  Umlauf  an  römischen 
Münzen  stattgefunden.    Die  römischen  Kaiser  Messen  das 

Vgl.  über  diese  und  verwandte  Münzen:  Schreiber,  Taschen- 
buch für  Geschichte  und  Altertum  in  Süddeutschland,  1840,  S.  69  f.; 
1841,  S.  401  f.  —  Müller,  S.  17  ff. 

^)  Das  Gold  hat  seiner  vorzüglichen  Zweckmässigkeit  wegen 
schon  seit  5000  Jahren  den  Markt  der  höher  entwickelten  Völker 
beherrscht.  Von  den  Völkern  des  Altertums  wurde  es  besonders  bei 
den  Griechen  und  Eömern  zu  Münzzwecken  verwendet. 

^)  Eine  stark  mit  Silber  legierte  Goldmünze.  (Heutzutage  wird 
das  Gold  selten  chemisch  rein  als  Feingold,  sondern  meistens  nur 
mit  einem  absichtlichen  Zusatz  an  Silber  oder  Kupfer,  mithin  legiert, 
zur  Ausmünzung  verwendet.  Auf  diese  Weise  wird  die  Münze  halt- 
barer. An  den  Küsten  des  Ägäischen  Meeres  war  Gold  mit  starkem 
Silberzusatz  [im  Altertum  Elektrum  genannt]  durch  eine  grössere 
Zeitperiode  hindurch  ein  viel  angewendeter  und  beliebter  Münzstoff.) 
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Münzrecht  in  Augusta  Rauracorum  ausüben.  Ob  die 
Statio  Turicensis,  das  heutige  Zürich,  welches  der  Sitz 
eines  kaiserlichen  Zollpräfekteu  gewesen,  ebenfalls  eine 
Münzstätte  aufwies,  konnte  nicht  ergründet  werden 
H.  Meyer  berechnete  im  Jahre  1867  die  römischen  Münz- 
funde in  unserm  Lande  auf  zirka  80,000  Stück.  Dieselben 
wurden  meistens  während  der  Kriege  gegen  die  Alemannen 
im  3.  und  4.  Jahrhundert  nach  Christi  Geburt  in  der  Erde 
verborgen.  Der  Bruder  des  Burgunder^ömg^  Gundobald, 
Godegisil,  münzte  in  der  zweiten  Hälfte  des  5.  Jahrhunderts 
in  Genf.  Diese  Münzen  wurden  vom  Gesetz  der  Burgunder 
später  verrufen  2).  Während  der  Merowingerzeit  wurden 
in  unserem  heutigen  Staatsgebiete  in  Lausanne,  Genf, 
Sitten,  Basel  und  Agaunum  (St.  Moriz  im  Wallis)  Münzen 
geschlagen,  und  zwar  solche  aus  Gold  und  Silber.  Die 
merowingischen  Münzen  waren  vielfach  von  schlechtem 
Gehalt.  Bedeutend  besser  waren  diejenigen  der  Karolinger, 
der  Wiederhersteller  des  römischen  Imperiums,  unter 
welchen  in  Basel,  Chur  und  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit 
auch  in  Zürich  (Palatium  Turegum)  Münzen  geschlagen 
wurden.  Von  den  deutschen  Kaisern  wurde  in  den  kaiser- 
lichen Münzstätten  zu  Basel,  Zürich  und  Chur  ausgemünzt. 
Rudolf  II.  von  Burgund  erwarb  im  Jahre  929  Basel  und 
Hess  hier  ebenfalls  Münzen  schlagen.  Die  alemannischen 
Herzoge  übten  im  10.  Jahrhundert  das  Münzregal  ausser 
in  Breisach  auch  in  Zürich  aus. 

Die  FranTcenkönige  bis  über  Karls  des  Grossen  Zeiten 
hinaus  waren  zu  sehr  auf  eine  starke,  konzentrierte  Staats- 
gewalt bedacht  gewesen,  als  dass  sie  das  wichtige  Regal 
des  Münzrechtes  an  so  viele  Herren  und  Städte  verschenkt 
hätten,  wie  dies  nachher  der  Fall  gewesen  ist.  Die  Münzen 
wurden  auf  den  königlichen  und  kaiserlichen  Münzstätten 
geschlagen. 


^)  Meyer  glaubt  nicht,  dass  dies  geschehen  sei.    (Die  ältesten 
Münzen  Zürichs,  S.  2.) 
2)         Miller,  S.  75. 
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Die  Merowing'er  hatten  in  Gallien  die  entwickelten 
Münzverhältnisse  Roms  bereits  vorgefunden  und  waren 
genötigt,  nach  dem  bisherigen  Gebrauche  und  Herkommen 
darin  fortzufahren.  Aus  der  höheren  Zivilisation,  dem 
grösseren  Wohlstände,  dem  Reichtum  an  gemünztem  Gelde 
Galliens  gegenüber  Germanien  lässt  sich  die  Tatsache 
begreifen,  dass  man  dort  den  Goldsolidus,  hier  den  Silber- 
solidus  als  Grundlage  des  Münzwesens  betrachten  muss^). 
Clodovech  und  seine  Nachkommen  haben  nur  Goldmünzen 
geschlagen,  die  einzige  legale  Münze  des  römischen  Reiches 
seit  der  letzten  Hälfte  des  5.  Jahrhunderts.  Germanien 
und  Gallien  hatten  im  6.  Jahrhundert  noch  immer  ein 
verschiedenes  nationales  Leben ;  nach  und  nach  entwickelte 
sich  das  germanische  Leben  immer  energischer,  und  es 
machten  sich  die  gestaltenden  Eintlüsse  der  Germanen  in 
der  politischen  und  sozialen  Ordnung  immer  weiter  und 
nachdrücklicher  geltend.  Mit  der  sinkenden  Macht  des 
Königtums  und  dem  steigenden  Ansehen  der  Hausmeier 
der  Merowinger  kam  in  der  fränkischen  Entwicklung  die 
nationalgermanische  Richtung  in  vollständiges  Vordringen. 
Und  hier,  in  diesem  kräftigen  Eintreten  des  Germanismus 
austrasischer  Richtung  und  den  damit  verbundenen  wich- 
tigen Folgen  für  das  Frankenreich  berühren  sich  ent- 
scheidende Veränderungen  im  Münzwesen.  Das  Gold  wird 
in  diesen  Zeiten  seltener  und  das  Silbergeld  kommt  häu- 
figer in  den  Umlauf;  „es  ist  ein  bewusstes  Umkehren  zur 
alten  germanischen  Weise  eingetreten".  Die  gefundenen 
Merowingerdenare,  die  meistens  aus  der  zweiten  Hälfte 
des  7.  oder  der  ersten  Hälfte  des  8.  Jahrhunderts  datieren, 
sind  vornehmlich  von  mächtigen  Grossen,  zumeist  geist- 
lichen Standes,  ausgegangen.  Offenbar  haben  schon  die 
mächtigen  Hausmeier  Silberdenare  geschlagen.  Durch 
Pipin  erhielt  das  neue,  auf  die  Silberwährung  basierte 
Münzsystem  Gesetzeskraft.  König  Pipin  verbot  die  Anwen- 


^)  de  Petigmj,  J.,  Etudes  sur  le  monnayage  des  temps  merovin- 
giens,  Revue  mimism.,  1854,  S.  400. 
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dung  des  Goldsolidus  als  gesetzlicher  Rechnungsmünze, 
wie  man  aus  der  Bitte  der  Geistlichkeit  ^uf  dem  Konzil 
von  Reims  vom  Jahr  813  schliessen  könnte;  doch  ist  in 
den  erhaltenen  Nachrichten  nicht  behauptet,  dass  er  den 
Goldsolidus  überhaupt  aus  dem  Verkehr  verbannt  habe. 
Karl  der  Grosse  ging  auf  ähnlichem  Wege  weiter;  doch 
gibt  es  von  ihm  auch  eine  Goldmünze,  die  Lelewel  aber 
als  Unikum  bezeichnet^).  Unter  Karl  dem  Grossen  war 
aber  der  Goldsolidus  als  Rechnungsmünze  keineswegs 
abgeschafft,  vielmehr  bestimmt  dasKapitular  des  Jahres  803, 
dass  die  gesetzlichen  Zahlungen  an  den  Fiskus  in  Solidi 
zu  12  Denaren  stattfinden  sollten  (mit  Ausnahme  eines 
Teiles  der  Vermögensbusse)  Nur  die  Salier  rechneten 
in  Solidi  zu  40  Denaren,  während  alle  andern  sich  des 
Silbersolidus  bedienten.  Nach  Karl  dem  Grossen  findet  man 
im  ganzen  Frankenreiche  nur  noch  den  Silbersolidus  als 
Rechnungsmünze 

König  Pipin  hatte,  nach  Waser^  den  Münzfuss  der 
Merowinger,  deren  Pfennig  ums  Jahr  650  an  feinem  Silber 
21.384  französische  Gran ,  hielt,  um  10  Vo  verbessert,  und 
Karl  der  Grosse  nahm  eine  weitere  Verbesserung  in  der 
Weise  vor,  dass  gesetzlich  auf  1  Ib.  15-lötigen  Silbers 
20  Solidi  oder  240  Denare^)  ausgebracht  wurden^). 

Wie  Müller  ausführt,  hat  König  Pipin  das  Verhältnis 
des  Silbersolidus  zum  Pfunde  in  der  Weise  geregelt,  dass 
auf  das  Gewichtspfund  nicht  mehr  als  22  Solidi  gehen 
sollten ;  von  diesen  22  Solidi  konnte  der  Münzmeister  einen 
für  sich  behalten,  während  er  die  übrigen  dem  Herrn,  der 
sie  schlagen  liess,  abliefern  musste.  Unter  den  Merowingern 
waren  25  Solidi  auf  ein  Pfund  gegangen  ®) ;  diese  Angabe 
deckt  sich  mit  der  oben  erwähnten  Verbesserung  um  10  7q; 

^)  Lelewel,  numism.  du  moyen-äge,  I,  Titelabbildung  und  Er- 
klärung.   Atlas,  Tab.  XXXVIII. 

2)  Vgl.  Müller,  a.  a.  0.,  S.  249. 
s)  Ibid.,  S.  250. 

1  Solidus  =  12  Denare. 
^)  Waser,  S.  78. 

9)  Vgl.  miler,  a.  a.  0.,  S.  96  ff. 


wie  sie  Waser  umschreibt.  Karl  der  Grosse  hat  dann 
verordnet,  dass  aus  dem  Pfunde  nicht  mehr  22,  sondern 
nur  noch  20  Solidi  geschlagen  werden  sollten  Als  dann 
aber  das  grosse  Reich  zerfiel  und  die  Reiehsgewalt  weniger 
straff  wurde,  verlor  auch  das  Münzwesen  seine  Einheit- 
lichkeit. 

Mit  dem  Wesen  des  straff  organisierten  römischen 
Reiches  war  ebenfalls  keine  Zersplitterung  im  Miinzwesen 
vereinbar  gewesen;  und  als  es  dem  Zerfall  entgegen- 
gegangen war  und  Diokletian  und  Konstantin  der  Grosse 
die  alte  Herrlichkeit  des  Imperiums  noch  einmal  herstellten, 
haben  sie  auch  mit  fester  Hand  das  Münzwesen  wieder 
einheitlich  gestaltet.  Bis  zu  den  Karolingern  ging  aber 
diese  Einheitlichkeit  wieder  verloren,  und  erst  König  Pipin 
und  Karl  der  Grosse  haben  die  alte  römische  Einheit- 
lichkeit rekonstituiert. 

Als  die  Reichsgewalt  unter  den  Nachfolgern  des 
grossen  Karolingers  lockerer  wurde,  war  es  auch  mit 
der  von  ihm  hergestellten  Einheit  im  Münzwesen  vorbei. 
Die  Könige  und  Kaiser  verliehen  das  Münzregal  nament- 
lich vom  11.  Jahrhundert  an  bis  ins  15.  Jahrhundert 
unzähligen  Herren  und  Städten,  besonders  auch  geistlichen 
Würdenträgern.  Es  kann  nicht  verwundern,  dass  diese  Viel- 
heit von  Münzrechten  dem  Gelde  und  dem  Wirtschaftsverkehr 
schadete.  Weil  der  Staat  selbst  Gewinn  auf  der  Münze  suchte 
und  sich  manchmal  sogar  nicht  scheute,  die  Eigentums- 
rechte anderer  zu  verletzen,  so  hat  der  Bürger  mitunter 
grosse  Verluste  erlitten.  Die  Wahrheit  dieser  Behauptung 
ergebe  sich,  sagt  H.  Meyer,  u.  a.  aus  dem  raschen  W^echsel 
des  Berner  Münzfusses.  Dessen  Kurs  stand  nämlich  in 
den  Jahren  1315  und  1324  so,  dass  aus  der  Mark  Silber 
nur  2  Pfund  Pfennige  gemünzt  wurden,  im  Jahre  1334 
aber  bereits  mehr  als  4  Pfund,  was  das  erste  Verbot  der 
Berner  Münze  zu  Zürich  veranlasste.  „Im  Jahre  1377 
wurden  aus  einer  Mark  5  Pfund  1 2  Schilling  ausgebracht, 


')  Vgl.  Müller,  a.  a.  0.,  S.  99. 
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wie  aus  der  Münzkonvention  dieses  Jahres  erhellt,  im 
Jahre  1387  sogar  6  Pfund.  Man  sieht,  wQlche  Verwirrung 
durch  solche  Münzoperationen  entstehen  mussten  und  wie 
sehr  Handel  und  Gewerbe  und  die  Vermögensverhältnisse 
aller  gefährdet  wurden^)." 

Aus  den  erwähnten  Münzverleihungen  entstand  mit 
der  Zeit  auch  in  der  Schweiz  eine  grosse  Anzahl  von  Münz- 
rechten ;  es  besassen  dasselbe  (mit  sehr  ungleicher  Dauer) : 
das  Stift  zu  St.  Felix  und  Regula  (Fraumünster)  in  Zürich, 
die  Bischöfe  von  Basel,  Chur,  Sitten,  Genf,  die  Abteien 
St.  Gallen,  Disentis,  Einsiedeln,  St.  Georg  zu  Stein  a.  Rh., 
Fischingen,  Engelberg,  Rheinau,  Peterlingen,  die  Grafen 
von  Habsburg-Laufenburg  (Laufenburg),  die  Grafen  von 
Froburg  (Zofingen),  die  österreichischen  Herzöge  (zu  Zo- 
fingen und  Baden),  die  Grafen  von  Bargen  (bei  Aarberg), 
die  Grafen  von  Sogren  (bei  Sogren  an  der  Strasse  von 
Basel  nach  Oelsberg),  das  Chorherrenstift  St.  Ursus  zu 
Solothurn,  die  Grafen  von  Kyburg  (zu  Burgdorf),  das 
Städtchen  Diessenhofen,  die  Städte  Bern,  Basel,  Zürich, 
Freiburg,  Solothurn,  Genf,  Schaffhausen,  St.  Gallen,  Chur, 
der  Gotteshausbund,  die  Freiherren  von  Haldenstein  (von 
1701  an  an  die  Linie  von  Salis-Haldenstein),  Freiherr 
Johann  Rudolf  von  Schauenstein -Reichenau,  Graf  Johann 
Jakob  von  Trivulzio,  die  Herren  von  Dietrichstein,  die 
Stadt  Lugano,  die  innerschweizerischen  Orte  Uri,  Schwyz, 
Unterwaiden,  Zug,  Glarus  (letzterer  Stand  hat  erst  in 
der  neuen  Zeit  und  wenig  Münzen  geprägt),  die  beiden 
Appenzell  (wie  Glarus),  Graf  Johann  H.  von  Chälons  (für 
Orbe  usw.),  die  Grafen  und  Gräfinnen  von  Neuenburg,  und 
endlich  Savoyen  (in  Nyon  und  Sitten). 

Zur  Zeit,  als  die  ersten  eidgenössischen  Tagungen  sich 
mit  dem  Münzwesen  beschäftigten,  herrschte  schon  eine 
reiche  Mannigfaltigkeit  im  Münzwesen  unseres  Landes. 
Je  freier  und  erfreulicher  sich  die  zu  freien  Reichsstädten 
gewordenen  Städte  entwickelten  und  je  stärker  die  ein- 


^)  Meyer,  Die  Brakteaten  der  Schweiz,  1845,  S.  26. 
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zelneii  eidgenössischen  Stände  wurden,  desto  mehr  verlor 
das  Münzwesen  der  übrigen  Münzherren  an  Bedeutung. 
Ein  grösserer  Teil  dieser  Münzrechte  ging  auch  durch 
Eroberung  und  Kauf  direkt  an  die  Städte  über,  wie  z.  B. 
das  Münzrecht  zu  Zofingen  und  dasjenige  der  Grafen  von 
Kyburg  zu  Burgdorf  an  Bern,  dasjenige  des  Bischofs  von 
Basel  an  die  Stadt,  das  des  Fraumünsters  als  Folge  der 
Reformation  (1524)  an  die  Stadt  Zürich,  usf. 

Die  Münzvergehen  wurden  mit  der  Zeit  weniger  strenge 
bestraft  als  ehedem;  aber  noch  in  der  zweiten  Hälfte  des 
13.  Jahrhunderts  wurde  in  Münzverordnungen  festgelegt, 
dass  die  Münzfälscher  lebendig  gesotten  werden  sollten, 
was  buchstäblich  geschah.  Bei  Chamhrier  ^)  sind  zwei 
derartige  Fälle  erwähnt.  Im  Jahre  1275  traf  in  Colmar 
und  im  Jahre  1276  in  Sulz  im  Elsass  betrügerische  Münz- 
meister die  gleiche  Todesstrafe^). 

Um  mit  Verständnis  an  das  Studium  der  nachstehen- 
den obrigkeitlichen  Verhandlungen  und  Vereinbarungen 
in  der  Eidgenossenschaft  herantreten  zu  können,  hat  man 
sich  die  münzpolUische  Situation  klarzumachen.  In  dieser 
Beziehung  ist  in  der  Hauptsache  folgendes  zu  sagen:  In 
der  Ostmark  des  Landes  führte  der  Wirtschaftsverkehr 
St.  Gallen  bereits  vor  der  Miöte  des  13.  Jahrhunderts  zu 
einer  konventionellen  Regelung  des  Münzwesens  mit  den 
nachbarlichen  übrigen  schwäbischen  Städten. 

Den  grössten  Münzkreis  von  den  acht  alten  Orten 
hatte  vorerst  Zürich^  d.  h.  das  dortige  Frauenstift  zu 
St.  Felix  und  Regula.  Der  alte  Züricher  Münzbann  um- 
f  asste  nämlich  ausser  dem  Zürichgau  einen  Teil  des  Thurgaus 
bis  zur  Murg,  Thür  und  zum  Rhein,  die  heutigen  Kantone 
Luzern,  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden,  Zug  und  Glarus,  den 
unteren  Aargau,  die  freien  Ämter,  die  Grafschaft  Baden 
von  Aar  Wangen  bis  an  Aare  und  Rhein,  das  Gaster  und 
Sargans  bis  zur  Saar;  von  diesem  Gebiete  war  nur  die 

^)  Histoire  de  Neuchätel,  S.  108. 

^)  A.  Münch,  a.  a.  0.  —  (Coraggioni,  S.  138,  nennt  unrichtiger- 
weise einen  A.  Mösch  als  Verfasser.) 
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Stadt  Zofingen  ausgenommen,  die  ein  eigenes  Münzrecht 
besass,  das  aber,  bis  Zofingen  unter  Österreich  kam,  auf 
die  Stadt  allein  beschränkt  war  Später  kamen  Uri, 
Schwyz,  Unterwaiden  und  Glarus  eine  Zeitlang  in  die 
Abhängigkeit  von  Österreich,  und  die  Zürcher  Münze 
wurde  deshalb  hier  verdrängt^)  und  kam  teilweise  erst 
dann  wieder  zum  vollen  alten  Recht,  als  diese  Herrscha,ft 
abgeschüttelt  war.  Im  Jahre  1417  legte  sich  die  Stadt 
Zürich  aus  eigener  Machtvollkommenheit  das  Münzregal 
bei,  nachdem  sie  seit  fast  200  Jahren  ein  Aufsichtsrecht 
über  die  stiftische  Münze  ausgeübt  hatte 

Zu  gleicher  Zeit  vollzog  sich  in  der  Innerschweiz  eine 
bedeutsame  Wendung,  indem  die  Stadt  Luzern  im  Jahre  1418 
(9.  August)  von  Kaiser  Sigmund  das  Münzrecht  erhalten 
hatte*).  Dieses  aufstrebende  Gemeinwesen  zeigte  die  Ten- 
denz, sich  in  münzpolitischer  Beziehung  von  Zürich  unab- 
hängig zu  machen ;  so  wurde  am  24.  August  1416  bereits  eine 
luzernische  Münzordnung  erlassen,  die  selbständige  Tarifle- 
rungen  aufweist^).  Vom  Jahre  1418  an  hat  sich  aus  dem 
ehemaligen  Zürcher  Münzkreis  heraus  die  sogenannte 
„Ländermünz"  entwickelt,  deren  Führung  Luzern  oblag. 
Zürich  hatte  rechtzeitig  die  Gefahr  erkannt,  welche  seinem 
Münzbanne  drohte,  und  es  suchte  sich  mit  Luzern  zu  ver- 
ständigen^).   Aber  auch  den  innerschweizerischen  Orten 

^)  Meger,  Die  ältesten  Münzen  Zürichs,  S.  24  ff. 

^)  O.  Wi/ss,  Beschreibung  des  Münzkreises  in  den  Urkunden  der 
Fraumünsterabtei,  Miss.  65.  —  Abgedr.  bei  Meyer,  Die  ältesten  Münzen 
Zürichs,  S.  25. 

3)  Vgl.  Meyer,  ibid.,  S.  16  ff.  (Kaiser  Sigmund  (1425)  und  Kaiser 
Maximilian  (1487)  bestätigten  dann  das  Münzrecht  der  Stadt.) 

*)  Luzerner  Ratsbuch  I,  Fol.  381«,  III,  \lb,  20  a,  2Sa,  2b  a,  30«. 
Urkunde  s.  i.  Silbernen  Buch,  fasc.  82,  Fol.  78  im  St.-A.  Luzern.  — 
Abgedr.  bei  Haller,  I,  S.  409.  —  Geschiehtsfreund  der  V  Orte,  XXI, 
S.  282. 

^)  Luzerner  Ratsbuch  I,  Fol.  381«  und  III,  Fol.  10b.  —  Haas, 
Beiträge  zu  einer  luzernischen  Münzgeschichte,  Genf,  1899,  S.  8  f. 

^)  Betreffend  derartige  Bemühungen  Zürichs,  welches  sich  auch 
mit  Schaffhausen  zu  verständigen  suchte,  vgl.  Zeller,  II,  150,  152,  153, 
wo  dargelegt  ist,  dass  eine  Einigung  an  der  ablehnenden  Haltung 
beider  Stände  scheiterte. 
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war  an  einer  münzrechtlichen  Einigung  mit  Zürich  viel 
gelegen.  Als  Folge  dieser  Bemühungen  ist  die  Münz- 
konvention des  Jahres  1425  zu  betrachten,  die  ein  red- 
licher Versuch  war,  die  alte  Einheit  mit  der  Zürchermünze 
auch  fernerhin  beizubehalten,  aber  nicht  durchgeführt 
werden  konnte.  Zwischen  der  Luzerner-  und  Zürcher- 
währung  entstand  mit  der  Zeit  durch  die  Schillingsscheide- 
münze ^)  eine  feste  Relation,  indem  Luzern  dieselbe  schlech- 
ter im  Gehalt  ausprägte  als  Zürich.  40  Luzerner  Schillinge 
wurden  in  Zürich  nur  zu  32  Zürcherschillingen  gewertet, 
was  dem  Verhältnis  von  12  V2  Luzernergulden  zu  lOZürcher- 
gulden  entsprach. 

In  dieser  Weise  kam  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahr- 
hunderts ein  gewisses  Verhältnis  zwischen  den  drei  Hatipt- 
imhrungen  der  Schweiz,  denjenigen  von  Zürich,  Bern  und 
Luzern,  zustande,  „mehr  aus  Missverständnissen  und  unrich- 
tigen Vermünzungen,  als  aus  Verschiedenheit  des  örtlichen 
Bedürfnisses  der  Kantone.  Feste  Trennung  blieb  das 
einzige  Auskunftsmittel,  solange  jeder  einzelne  Kanton 
sein  Münzrecht  nach  Willkür  ausüben  wollte^)." 

Die  zürcherische  Währung  war  natürlicherweise  viel 
bedeutsamer  als  die  luzernische,  und  es  konnte  sich  mit 
ihr  in  der  Eidgenossenschaft  nur  noch  die  bernische  messen, 
deren  Münzkreis  mit  der  Zeit  noch  grösser  Avurde  als  der 
alte  Bann  des  Fraumünsters,  und  es  besteht  der  grosse 
Unterschied  zwischen  dem  Berner  und  dem  Zürcher  Münz- 
kreis darin,  dass  die  Republik  Bern  den  ihrigen  bis  zum 

Der  deutsche  Name  /Schilling  stammt  nach  Schreiber  (Zeitschrift 
für  die  Kulturgeschichte,  1859,  S.  166)  aus  dem  Keltischen.  Dem- 
zufolge heisst  skiltr  ==  Klang,  skilling  =  der  Klingende,  womit  auch 
das  althochdeutsche  scellan  =  schallen  (die  Schelle  etc.)  zusammen- 
hängt. Die  Schillinge  kommen  sprachHch  erstmals  in  den  Urkunden 
mit  gotischen  Unterschriften  vor,-  welche  sich  zu  Neapel  und  Arezzo 
befinden,  und  stammen  dieselben  spätestens  aus  dem  Anfange  des 
6.  Jahrhunderts.  (Vgl.  Müller,  a.  a.  0.,  S.  257.)  Der  deutsche  SchiUing 
ist  sachhch  gleichbedeutend  mit  dem  römischen  Silbersolidus  des 
Mittelalters. 

^)  Pestalo^si,  Leonhard,  Beiträge  zu  einer  schweizerischen  Münz- 
geschichte, S.  19  f. 
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Jahre  1798  behalten  konnte^  während  der  zürcherische 
durch  das  münzgeschichtliche  Ereignis  des  Jahres  1418 
einen  grossen  Teil  seines  Gebietes  einbüsste. 

Die  alte  Züricher  Marie  bis  zum  Jahre  1736  hielt 
4368  kölnische  As^);  von  1736  an  prägte  man  nach  der 
Jcölnischen  Mm'k  zu  4352  As.  Das  Pfund  Zürcher  Wäh- 
rung, welches  im  Jahre  1238  einem  Silbergehalte  von 
über  20  Franken  entsprochen  hatte,  wurde  im  Jahre  1780 
nur  noch  als  20-Schillingstück  mit  einem  Silberw^erte  von 
Fr.  1.16  ausgeprägt^).  In  Bern  wurde  im  Jahre  1506  die 
bisher  im  Gebrauche  gewesene  rheinische  Mark  abgeschafft 
(„die  alte  rheinische  Gewicht  im  ganzen  Land  in  Ansehung 
der  Münzsteine  abgetan")  und  eine  neue  eingeführt,  die 
Meister  Martin  der  Goldschmied  „verfertigte" ;  sie  war, 
wie  Haller  sagt,  der  Nürnberger  MarJc  ^gleichförmig"  und 
hielt  4488  Gran  =  7  Unzen  19  Den.  ^)  französisches  Gewicht. 
Sie  teilte  sich  in  16  Lot,  das  Lot  in  4  Quintchen,  das 
Quintchen  in  4  Pfennige,  wovon  jeder  14^7^2  Gran  wog. 
(Nach  der  kölnischen  Mark  sollte  er  1774  und  nach  der 
französischen  18  Gran  wiegen.  Die  Mark  Feinsilber  war 
in  16  Lot,  das  Lot  in  16  Pfennige  eingeteilt;  in  Frankreich 
in  12  Deniers,  jeder  zu  24  Grains.)  Diese  neue  Berner 
Mark  war  um  4 — 5  Gramm  schw^erer  als  die  von  Zürich 
adoptierte  „kölnische"  Mark.  Sie  blieb  gebräuchlich  bis  1756, 
in  welchem  Jahre  die  Pariser  Mark  zu  4608  Gran  ein- 


^)  Nach  den  Angaben  von  Schins.  (Johann  Heinrich  Schinz, 
des  Grossen  Rats  zu  Zürich  und  Direktor  der  dortigen  Kaufmann- 
schaft, hat  eine  „Geschichte  des  Münzwesens  des  Standes  Zürich" 
verfasst,  dieselbe  aber  nicht  zum  Druck  gebracht.  H.  Meyer  hat  das 
Manuskript  von  Schinz  bei  seinen  Arbeiten  benützt,  ebenso  Gottl. 
Em.  V.  Haller  in  seinem  „Münzkabinet".) 

2)  Zeller,  II,  S.  153. 

^)  Der  Denier  war  eine  nach  dem  römischen  Denar  benannte 
französische  Silbermünze,  anfänglich  ganz  fein,  seit  Philipp  I.  schlecht 
(mit  Kupfer  versetzt)  und  seit  Heinrich  III.  nur  von  Kupfer  =  V240  Livre 
tournois.  Der  Denier  d'or  oder  Liard  war  eine  Rechnungsmünze  von 
3  Deniers  tournois.  Dem  Denier  nachgebildet  ist  der  italienische 
Denaro.  Der  Denier  war  aber  auch  ein  französisches  Gewicht  = 
1.275  Gr.  (Klimpert). 


geführt  wurde  ^).  Die  Liizerner  Mark  hielt  16  Lot,  jedes 
Lot  zu  16  Pfennigen  ^) .  Über  da  s  Luzerner  Münzgrundgewicht 
ist  weiter  folgendes  zu  bemerken:  AVie  Waser  ausführt, 
hielt  die  ursprüngliche  kölnische  Mark  zwei  Drittel  des 
fränkischen  oder  des  alten  Züricher  Pfundes.  Anlässlich 
der  Inkraftsetzung  des  Reichskonventionsmünzfusses  vom 
Jahre  1761  wurde  dann  durch  Vergleichung  verschiedener 
Muttergewichte  ausgemittelt,  dass  die  kölnische  Mark  von 
dieser  Angabe  etwas  abwich.  Die  kölnische  Unze  (1  Unze 
=  2  Lot  =  Vs  Mark)  wurde  da  zu  544  kölnischen  Ass 
angenommen,  während  das  Gewicht  der  fränkischen  Unze 
nur  541^/3  kölnische  Ass  hielt.  Nach  Waser  hätte  die 
Zürcher  Mark  etwa  6  Promille  leichter  sein  sollen,  als- 
sie  in  Wirklichkeit  war,  wenn  sie  mit  der  kölnischen  hätte 
übereinstimmen  sollen.  Es  scheine  aber,  sagt  Segesser ^  in 
Luzern  während  des  15.  Jahrhunderts  nicht  diese  Zürcher 
Mark,  sondern  die  etwas  leichtere  kölnische  Mark  als  Münz- 
gewicht verwendet  worden  zu  sein.  In  den  späteren  Jahr- 
hunderten, bemerkt  Segesser  weiter,  sei  in  der  Luzerner 
Münze  übrigens  nicht  mehr  die  kölnische  Mark,  sondern 
das  französische  Markgewicht  gebraucht  worden  Der 
Luzerner  Numismatiker  Haas  teilt  mir  dagegen  auf  Grund 
seiner  eingehenden  Studien  über  diese  Frage  mit,  das  Ge- 
icicM  der  Luzerner  Mark  habe  sich  nach  dem  Gewichte  der 
zürcherischen  gerichtet,  ja  der  Luzerner  Münzmeister  habe 
im  16.  Jahrhundert  wiederholt  in  Zürich  seine  Gewichts- 
stücke „fecken"  (neu  justieren)  lassen  (vgl.  hierüber: 
Waser,  a.  a.  0.).  Es  besteht  nach  Haas  gar  kein  Zweifel 
darüber,  dass  bis  zum  zweiten  Villmerger  Kriege  die  luzer- 


»)  Anshelm,  Chronik,  Bd.  III,  S.  245.  —  Haller,  I,  S.  289,  II,  S.  493.  — 
Lohner,  S.  260.  —  Strickler,  Dr.  J.,  Die  bernische  Münzstatt  und  ihr 
Direktor  Chr.  Fueter,  S.  17. 

^)  St.-A.  Luzern,  Fase.  Münzwesen  von  1798—1815.  —  Haas, 
a.  a.  0.,  S.  279. 

^)  Segessers  Rechtsgeschichte  der  Stadt  und  Republik  Luzern, 
Bd.  II,  S.  254  f.,  Bd.  III,  13.  Buch,  S.  7  ff.  Über  die  ersten  Prägungen 
Luzerns  auf  Grundlage  des  französischen  Systems  vom  19.  August 
bis  20.  September  1793,  s.  ibid.,  S.  16  ff. 
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nische  der  zürcherischen  Mark  durchaus  adäquat  gewesen 
ist.  Nachher  hätten  sich  die  Beziehungen,  Luzerns  zu  Zürich 
in  Münzsachen  gelockert,  und  die  Luzerner  hätten  von  da 
an,  ohne  sich  mit  Zürich  ins  Einvernehmen  zusetzen,  die 
alten  Münzsteine  gebraucht,  bis  dann  im  18.  Jahrhundert 
die  französische  Mark  zur  Anwendung  gelangte.  Das  Ge- 
wicht der  alten  Luzerner  Mark  fixiert  Haas  auf  2447io  Gr. 
Originalgewichtssteine  konnten  nicht  aufgefunden  werden. 

Luzern  hat  übrigens  auch  das  Zivilgewicht  nach  dem- 
jenigen von  Zürich  reguliert  mittels  Verordnungen  vom 
11.  Juni  1425,  1.  Januar  1427,  10.  November  1429  und 
15.  Januar  1431  ^).  Dieses  Gewicht  Luzerns  blieb  sich 
bis  ins  19.  Jahrhundert  gleich. 

Segessers  Fachkenntnisse  im  Münzwesen  waren,  un- 
geachtet seiner  grossen  Verdienste  um  die  vaterländische 
Kulturgeschichte,  keine  sicheren^). 

Der  Unterschied  zwischen  der  Luzerner  Münze  und 
der  zürcherischen  bestand  sonach  nicht  im  Grundgewicht, 
sondern  in  der  Abstufung  der  Rechnungsmünzen,  insbe- 
sondere der  Verschiedenheit  der  Schillingscheidemünze, 
wie  vorstehend  bereits  erwähnt  wurde. 

Waser  bemerkt,  Zürich  habe  sich  nach  dem  Reichs- 
und französischen  Münzfusse  richten  müssen:  „Zürich  setzte 
seinen  Münzfuss  nicht  immer  zuerst  herunter ;  aber  wenn 
Deutschland,  wenn  Frankreich  den  ihrigen  heruntergesetzt 
hatten,  w^enn  die  Eidgenossen  nachfolgten:  was  wollte  denn 
Zürich  allein  machen,  es  musste  seine  Münz  auch  um- 

Luz.  Eatsb.  IV,  81  b,  101  a,  146  a  C  u.  C,  158  a  n.  173  a.  — 
Segesser,  II,  S.  252  f. 

^)  So  behauptet  er,  dem  Münzvertrage  der  VII  alten  Orte  vom 
Jahre  1425,  sowie  auch  dem  späteren  Liizerner  Gnldenfnsse  liege  die 
Goldwährung  zugrunde,  und  der  Vertrags  von  1425  habe  zu  « einer 
Goldwährung  geführt»,  was  natürlich  nicht  richtig  ist.  —  Über  den 
Luzerner  Münzfuss  vgl.  ferner:  Waser,  a.a.O.  —  Thr,  L.  Liithert, 
Versuch  einer  Münzgeschichte  der  V  Orte  Luzern,  Uri,  Schwyz, 
Unterwaiden  und  Zug,  Geschichtsfreund,  Bd.  XXI,  S.  235  ff.  — 
/.  Ineichen,  Tabellen  zur  Verg^eichung  der  neuen  schweizerischen 
Masse  und  Gewichte  mit  den  alten  Luzernischen,  1837,  S.  67  f.  (Letztere 
Arbeit  befindet  sich  in  der  Luzerner  Bürgerbibliothek.) 
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schmelzen  oder  zusehen,  dass  sie,  gleichwie  am  Ende  des 
16.  Jahrhunderts  geschehen  ist,  aus  dem  Land  geführt 
und  an  fremden  Münzstätten  umgeschmelzt  wurde  ^)/' 

Thormann  und  StncJcler  sagen  betreffend  Frankreicli 
dasselbe  vom  bernischen  Münzwesen;  so  schreibt  letzterer: 
„Seit  Jahrhunderten  hatte  die  Berner  Münzpolitik  sich  von 
Zeit  zu  Zeit  den  in  Frankreich  geschehenen  Änderungen 
anbequemt,  da  der  Verkehr  mit  dem  mächtigen  Nachbar 
durch  politische  Einflüsse,  wie  durch  Ein-  und  Ausfuhr- 
handel immer  lebhafter  wurde  ^)." 

Insbesondere  waren  die  an  der  Peripherie  unseres 
Landes  gelegenen  Gegenden  dem  ausländisch-grenznach- 
barlichen Einflüsse  ausgesetzt,  so  Schaffhausen,  der  Thür- ' 
gau,  St.  Gallen  und  die  beiden  Appenzell  dem  reichs- 
deutschen  und  insbesondere  der  Konstanzer  Währung, 
Graubünden  dem  österreichisch-tirolischen,  der  Tessin  dem 
italienischen  und  insbesondere  dem  mailändischen,  die 
Westschweiz  und  insbesondere  Genf  und  Waadt,  zeitweise 
auch  Wallis,  ausser  dem  französischen  dem  savoyischen, 
und  Basel,  nach  der  Auflösung  des  Rappenmünzbundes, 
immer  noch  dem  reichsdeutschen. 

Betreffend  die  hienach  erwähnten  Sondervereinbarun- 
gen der  Kantone  unter  sich  ist  zu  bemerken,  dass  dieselben 
verschieden  in  Formen  und  Motiven  waren,  aus  politischen, 
wirtschaftlichen  und  „religiösen".  Sie  sind  in  folgende 
Gruppen  zu  trennen:  1.  Konferenzen  zwischen  Zürich, 
Luzern,  Uri,  Schwyz,  Obwalden,  Nidwaiden,  Zug  und 
Glarus  (die  VII  alten  Orte).  2.  Bern,  Freiburg,  Solothurn, 
Neuenburg,  Genf  und  Wallis,  zum  Teil  Bern,  Frei- 
burg und  Solothurn  allein.  3.  üri,  Schwyz  und  Unter- 
waiden. 4.  Die  katholischen  Orte.  5.  Die  evangelischen 
Orte.  6.  Appenzell,  Stadt  und  Abt  von  St.  Gallen,  Schaff- 


')  Waser,  S.  73. 

^)  Über  das  Münzwesen  im  Kanton  Bern.  Bern,  1787  (anonym). 
Diese  Broschüre  handelt  sehr  ausführlich  von  den  Beziehungen  des 
bernischen  Münzwesens  zum  französischen. 

^)  Die  Berner  Münzstatt,  a.  a.  0.,  S.  16  ff. 
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hausen  und  Konstanz.  7.  Die  Konferenzen  zu  Langenthal, 
in  den  Jahren  1714,  1717  und  1724.  8.  Die  Konferenz  zu 
Baden  vom  22.  April  1757. 

Es  ist  aber  zu  betonen,  dass  vor  dem  15.  Jahrhundert 
bereits  eine  Reihe  von  Münzkonferenzen  zu  eigentlichen 
Münzkonventionen  geführt  haben  und  dass  bis  und  mit  dem 
grossen  Münzbunde  vom  Jahre  1387  Österreich  sich  an 
den  Verträgen  mit  den  Eidgenossen  beteiligte.  Von  da 
an  war  nur  noch  Basel  mit  Österreich  münzrechtlich  enge 
verbunden,  d.  h.  mit  dessen  Herrschaften  im  Elsass,  Breis- 
gau und  Sundgau.  Die  dominierende  Stellung  der  Stadt 
Zürich  auf  dem  Gebiete  des  Handels  in  der  Ostschweiz 
hat  diesen  Stand  auch  in  münzrechtliche  Verbindung  mit 
St.  Gallen,  Schafifhausen,  Konstanz  usw.  gebracht.  Zum 
Zwecke  einer  übersichtlichen  Darstellung  der  Münzkon- 
ventionen habe  ich  diejenigen  bis  zum  Jahre  1425  im 
I.  Kapitel  zusammengestellt,  was  manchem  willkommen 
sein  dürfte.  Die  Ereignisse,  welche  den  Verträgen  von 
1424  und  1425  vorangegangen  sind  und  dieselben  be- 
gleiteten, sind  in  den  nachfolgenden  eidgenössischen  Ver- 
handlungen geschildert.  Die  systematische  Zusammen- 
stellung hat  es  gefügt,  dass  ich  in  dieser  Beziehung  dem 
Gange  der  Geschehnisse  vorauseilen  musste.  Ebenso  musste 
ich,  um  nicht  zu  allzuvielen  Einteilungen  gezwungen 
zu  sein,  in  den  einzelnen  Abschnitten  hie  und  da  eine 
Konferenz  unterbringen,  von  deren  Beteiligten  in  den 
Titeln  nicht  alle  erwähnt  sind,  oder  auch  Vereinbarungen 
zwischen  einzelnen  Ständen  unter  die  Tagsatzungs Ver- 
handlungen registrieren,  wo  der  Zusammenhang  der  Dinge 
ein  Auseinanderreissen  nicht  wohl  zuliess. 

Auf  die  hauptsächlichsten  Ergebnisse  der  im  folgenden 
dargelegten  Verhandlungen  und  Vereinbarungen  werde  ich 
in  der  Schlussbetrachtung  zurückkommen. 

Noch  ist  zu  bemerken,  dass  ausser  dem  Münzwesen 
von  Konstanz  (Bistum  und  Stadt)  dasjenige  von  Mülhausen 
im  Elsass,  Rottweil  am  Neckar  und  das  der  Grafen  von 
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Montfort  (Besitzer  von  Werdenberg-,  Sargans,  Bregenz  etc.) 
Berührungspunkte  mit  unserem  eidgenössischen  Münzwesen 
gehabt  haben 

Vgl.  die  einschlägigen  Abschnitte  in  der  Arbeit  von  Meyer 
über  die  Denare  und  Brakteaten  der  Schweiz.  —  Württembergische 
Münz-  nnd  Medaillenkunde,  inklusive  Montfort,  1846,  S.  491,  496.  — 
Die  Münzen  der  freien  Keichsstadt  Rottweil,  von  Albert  Stattler,  Bulle- 
tin de  la  societe  suisse  de  numismatique,  1887,  S.  81.  —  Coraggioni,  L., 
S.  149—154. 
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1.  Kapitel. 

A.  Münzkonventionen  bis  zum  Jahr  1425. 

1.  Die  Münzkonuention  vom  19.  flpril  1240 
zu  Konstanz. 

Aus  einer  Urkunde^  welche  Bischof  Heinrich  von  Kon- 
stanz im  Jahre  1240^)  publizierte  und  die  von  der  Münze 
und  den  Pflichten  des  Münzmeisters  handelt,  ist  zu  er- 
sehen,  dass  die  darin  genannten  Bestimmungen  nicht  allein 
in  Konstanz,  sondern  durch  Konventionsabschluss  auch 
zu  jSt.  Gallen,  Radolfzell,  Ueberlingen,  Ravensburg  und 
Lindau  gesetzliche  Kraft  hatten. 

Diese  Konvention  besagte  in  der  Hauptsache  folgendes: 
1 .  Die  Mark  gesetzlichen  feinen  Silbers  solle  nicht  höher 
als  für  2  Pfund^)  verkauft  werden;  käme  das  Silber  von 

^)  Im  13.  Jahrhundert  trat,  wie  H.  Meyer  bemerkt,  eine  bedeu- 
tende Veränderung"  im  Münzwesen  ein;  die  zweiseitigen  grossen 
Münzen,  welche  bisher  sowohl  die  Abtei  zu  Zürich  als  auch  die  Bi- 
schöfe zu  Basel  geschlagen  hatten,  wurden  abgeschafft,  und  die 
neuen  wurden  in  leichterem  Münzfusse  (sie  hiessen  daher  levior 
moneta)  ausgeprägt  und  waren  kleiner.  Auf  die  Halbbrakteaten 
folgten  nämlich  die  Brakteaten,  d.  h.  einseitig  geprägte  Stücke  aus 
Silberblech,  noch  dünner  als  die  frühere  Sorte.  Alle  Münzstätten  in 
der  deutschen  Schweiz,  wie  auch  diejenigen  von  Schwaben,  schlugen 
von  nun  an  kein  anderes  Geld.  {Meger,  Die  Denare  und  Brakteaten 
der  Schweiz,  1858,  S.  35  f.) 

^)  Die  Mark  wurde  zu  2  Pfund,  das  Pfund  zu  20  Schillingen, 
der  Schilling  zu  12  Pfennigen  ausgebracht.  Der  Schlagschatz  war 
von  der  Mark  1  Schilling  und  4  Pfennige. 

Es  handelt  sich  hier  wohl  um  die  kölnische  MarW^)-^  derselben 

^)  Mark  heisst  im  Mittelhochdeutschen  marke,  marc,  im  Mittellateinischen 
marca  =  Pfund,  französisch  marc,  italienisch  marco ;  entstand  aus  dem  rö- 
mischen Pfund  von  12  Unzen,  welches  von  den  Franken  übernommen  wurde,  aber 
auf  Vs  seines  ur.«*prün?lichen  Gewichtes,  auf  8  Unzen  oder  16  Lot,  verringert 
worden  war.  Zum  Zwecke,  einer  ferneren  Verrinprerung  des  Gewichtes  vorzu- 
beugen, drückte  man  auf  die  Gewichtsstücke  ein  Zeichen,  eine  Marke,  woher  der 
Name  Mark  stammt,  u  elcher  im  Jahre  1042  erstmals  erwähnt  wird.  Beim  Wägen 
des  Geldes  machten  so  viele  Pfennige  oder  Schillinge,  als  zusammen  8  Unzen 
wogen,  eine  Mark  aus.  Die  rauhe  Mark  war  mit  „Speise"  versehen  (Legierung),  die 
feine  Mark  bestand  aus  8  Unzen  unvermischten  Silbers. 
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lombardischen  Wechslern  oder  wäre  es  sonst  unrein,  so 
sollte  man  dasselbe  nach  Schätzung  bezahlen.  2.  Um  allen 
Betrug  und  jede  Bestechlichkeit  zu  verhindern^  war  es  nicht 
erlaubt^  einen  Trunk,  Weinkauf  genannt,  in  den  Handel 
zu  bringen.  3.  Wollte  jemand  Silber  von  dem  Münzmeister 
(und  nicht  von  andern)  kaufen,  so  sollte  die  Mark  mit 
2  Pfund  und  2  ß  bezahlt  werden.  4.  Das  Geidcht  der 
Brakteaten  sollte  so  beschaffen  sein,  dass  42  ß  eine  volle 
Mark  wogen;  zu  diesem  Behufe  sollte  der  Münzmeister 
den  Metallbetrag  von  42  ß  und  8  Pfg.  in  den  Schmelz- 
tiegel legen.  5.  Wenn  ein  Mitbiu'ger  in  augenscheinlicher 
Not  Silber  Jcaufen  wollte,  so  hatte  er  dem  Münzmeister 
hierfür  40  ß  und  1  ß  Ersatz  für  das  Prägen  per  Mark  zu 
entrichten ;  es  sollte  dies  kein  Münzmeister  abschlagen.  Da- 
gegen durfte  niemand  für  fremdes  Geld  um  Wuchers  willen 
Silber  aufkaufen ;  überhaupt  war  dieser  Handel  des  blossen 
Gewinnes  wegen  untersagt.  6.  Es  war  verboten,  das  Silber 
von  einem  Münzmeister  in  eine  andere  Münzstätte  zu 
tragen,  um  es  dort  höher  zu  verkaufen;  hatte  aber  der 
Münzmeister  keine  Brakteaten  im  Vorrat,  dann  war  ge- 
stattet, das  Silber  in  eine  der  sechs  Münzstätten  Konstanz, 
St.  Gallen,  Radolfzell,  Ueberlingen,  Ravensburg  und  Lindau 
zu  bringen,  jedoch  nur  dem  Münzmeister.  Gab  man  das 
Silber  einem  andern,  so  konnte  und  musste  der  Münz- 
meister denselben  belangen,  und  der  Verkäufer  durfte 
keinen  höheren  Preis  verlangen,  als  oben  ausgedrückt. 
7.  Niemand,  weder  Jude  noch  Christ,  sollte  im  Hause  eine 
(Silber-)  Wage  haben,  um  mit  derselben  zu  verkaufen  oder 

diente  als  Norm  V2  Pfund  kölnisch  =  16  Lot;  diese  kölnische  Mark 
aus  dem  12.  Jahrhundert  wurde  bereits  in  der  zweiten  Reichsmünz- 
ordnung vom  Jahre  1495,  die  auf  dem  Reichstage  zu  Worms  erlassen 
wurde,  angenommen  und  blieb  dann  das  allgemeine  deutsche  Reichs- 
münsgewicht  bis  ins  19.  Jahrhundert  hinein.  Nach  Massgabe  des  ältesten, 
in  Köln  noch  aufbewahrten  Exemplars  dieses  Gewichtes  wog  die  alte 
kölnische  Mark  233.812  Gr.  Sie  wurde  eingeteilt  in  8  Unzen  oder 
16  Lot,  64  Quentchen,  256  Pfennige,  512  Heller,  4020  kölnische  Ass, 
4352  Eschen  oder  65,586  Richtpfennigteile,  oder  auch  in  8  Unzen  zu 
2  Lot  zu  4  Quentchen  zu  4  Pfennigen  zu  19  Ass,  oder  endhch  in  8  Unzen 
zu  19  Engels  zu  32  Ass.  (Klimpert.) 

2 
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einzunehmen  oder  für  einen  andern  zu  wägen,  sondern  die 
Wage  des  Münzmeisters  musste  in  solchen  Fällen  begehrt 
werden,  und  dieser  sollte  in  den  vorerw^ähnten  Punkten 
unentgeltlich  zu  Diensten  sein.  8.  Allen  Christen  und 
Juden  war  das  Wechseln  der  BraMeaten  und  des  Silbers 
verboten  und  stand  dasselbe  nur  dem  Münzmeister  zu. 
9.  Weil  es  manchmal  zu  geschehen  pflegte,  dass  die  Dienst- 
leute oder  Gehülfen  der  Münzmeister  auf  eigene  Rechnung 
ihr  Geschäft  betrieben  und  das  Wechseln  nebenbei  be- 
sorgten, so  wurde  dies  untersagt,  indem  hieraus  nicht 
selten  Fälschungen  hervorgegangen  seien.  10.  Zudem  wurde 
verordnet,  dass  niemand  einen  Brakteaten  (am  Rande)  be- 
schneide,  beschnittene  auslese,  sie  einzeln  abwäge,  um  so 
die  schwereren  sich  zu  verschaffen ;  auch  sollte  keiner 
eingeschmolzen  werden,  bevor  die  betreffende  Geldsorte 
verrufen  w^ürde.  11.  Fände  man  bei  jemand  einen 
falschen  BraMeaten,  so  sollte  dieser  in  Stücke  zerbrochen 
und  dem  Eigentümer  zurückgestellt  werden ,  wenn 
dieser  eine  Person  von  anerkannter  Redlichkeit  war 
und  kein  Verdacht  auf  ihm  ruhte.  Wurden  falsche 
Brakteaten  in  solcher  Menge  entdeckt,  dass  die  Grösse 
des  Betruges  durch  die  Schmelzprobe  festgestellt  werden 
konnte,  so  war  die  Person  für  die  Fälschung  verant- 
wprtlich  oder  hatte  nach  der  Beschaffenheit  der  Sache 
dem  Gerichte  Sicherheit  —  Warandum  —  zu  stellen. 
12.  Wenn  jemand  dem  Münzmeister  Silber  an  den  Wechsel- 
tisch zum  Austausche  brachte  und  die  Brakteaten,  w^elche 
schon  auf  dem  Tische  lagen,  zur  Ausgleichung  nicht  hin- 
reichten, so  hatte  der  Münzmeister  dafür  zu  sorgen,  dass 
dieselben  herbeigeschafft,  auf  den  Tisch  gelegt  und  von 
dem  Verkäufer  selbst  gezählt  wurden.  Me  sollte  die  Zah- 
lung an  einem  abgesonderten  Orte  oder  aus  einem  heim- 
lichen Beutel  geschehen.  13.  Wenn  ein  Münzmeister  oder 
w^er  immer  die  Brakteaten  irgend  einer  Münzstätte  prüfen 
wollte,  so  hatte  er  durch  ehrliche  Boten  das  Silber  an 
dieselbe  zu  bringen  und  sich  in  Gegenwart  biederer 
Männer  von  dem  Münzmeister  derjenigen  Münzstätte,  deren 
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Gelder  man  prüfen  wollte,  die  Brakteaten  zu  verschaffen. 
Die  Hälfte  derselben  sollte  in  Gegenwart  unbescholtener 
Zeugen  eingeschmolzen  werden,  und  fand  sich  ein  Mangel  an 
Gewicht,  so  war  der  Münzmeister,  aus  dessen  Hand  die 
Brakteaten  kamen,  persönlich  vorzurufen  und  die  andere 
Hälfte  der  Brakteaten  in  seiner  und  ehrlicher  Männer 
Gegenwart  zu  prüfen.  Zeigte  sich  wieder  ein  Gewichts- 
abgang, so  war  der  Münzmeister  tatsächlich  der  Fälschung 
überwiesen.  Sein  Geld  sollte  dann  verrufen  werden,  bis 
der  Rest  davon  umgeprägt  sein  würde.  14.  Jeder  Pfarr- 
bezirk, in  welchem  falsche  Brakteaten  hergestellt  oder 
andere  als  solche  von  den  sechs  Münzstätten  angenommen 
würden,  sollte  mit  dem  kirchlichen  Interdikt  belegt  werden. 
15.  Es  wurde  festgesetzt,  dass  in  allen  sechs  Münzstätten 
Brakteaten  von  demselben  Gewichte  hergestellt  werden 
sollten ;  Wagen  und  Gewichte  sollten  durchaus  gleich  sein. 
Kam  man  bei  einer  auf  eine  offenkundige  Fälschung,  dann 
wurde  sie  gänzlich  gesperrt,  bis  der  ganze  Münzvorrat  neu 
umgeprägt  war.  16.  Wer  gegen  diese  Münzordnung  handelte 
und  betrog,  der  sollte  als  ein  Fälscher  bestraft  werden. 
•  17.  Sollte  jemand  durch  ausgedachte  Kniffe  und  unerwartete 
Kunstvorteile  eine  Münzfälschung  vornehmen,  so  sollte  ein 
solches  Vergehen  mit  einer  der  Bosheit  des  Verbrechers 
angemessenen  Strafe  belegt  werden.  Die  Mark  wurde  zu 
2  Pfund,  das  Pfund  zu  20  ß,  der  ß  zu  12  Brakteaten  ge- 
rechnet 


^)  Anselm,  Kaspar,  Pater,  über  das  « Münzwesen  der  fürstlichen 
Abtei  vom  Ursprung-e  an  bis  auf  unsere  Zeiten,  mit  Urlmnden  er- 
läutert, nebst  einem  vollständigen  Verzeichnisse  aller  je  von  diesem 
Stift  gepräg-ten  Münzen  und  Medaillen  »,  dem  Fürstabt  Beda  Angehrn 
zugeeig-net,  in  Handschrift  in  der  st.  gallischen  Stiftsbibliothek,  St.  Gal- 
len, 1794.  Herausgegeben  mit  einem  Vorwort,  Anmerkungen  und 
Übersetzungen  aus  dem  lateinischen  Urtexte  von  Landammann 
J.  M.  Himgerbühler,  Verhandlungen  der  st.  gall.-appenz.  gemeinnützigen 
Gesellschaft,  1849,  erste  Beilage,  S.  17—65,  S.  31  ff.  —  In  Neiigart^ 
Cod.  diplom.,  II,  172  vollständig  abgedruckt.  —  Ein  Original  auf  Per- 
gament im  Stiftsarchiv  zu  St.  Gallen,  X,  2,  A  4.  —  Im  Thurgauischen 
Urkundenbuch  II,  4.  Heft,  Nr.  148  (Verfasser  Dr.  Johannes  Meijer)^  ist 
eine  deutsche  Übersetzung  der  lateinischen  Urkunde  des  Bischofs 
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Diese  Urkunde  zeigt,  dass  St.  Glallen  bereits  im  Mittel- 
alter sich  Stetsfort  des  schwäbischen  Münzfusses,  d.  h.  des- 
jenigen der  nächstgelegenen  Städte  und  Herrschaften  am 
Bodensee  bediente  welches  Verhältnis  während  der  gan- 
zen in  dieser  Arbeit  behandelten  Zeit  aufrechterhalten 
blieb.  Der  Grund  hierfür  lag  in  der  nachbarlichen  „Ge- 
werbs-  und  Verkehrsgemeinschaft'',  wie  sich  Anselm  aus- 
drückt. Es  ist  auch  interessant,  dass  sich  schon  bei  diesem 
ersten  Vertrage  Bestimmungen  über  den  Münzbann,  über 
das  Ausschiessen  und  Einschmelzen  der  guten  Sorten  usw. 
finden,  welchem  wir  bei  den  spätem  Verträgen  mit  strengen 
Ahndungen  ebenfalls  begegnen. 

2.  Die  Schiedsgerichte  ziuischen  Österreich 
und  der  Stadt  Luzern  üon  1336  und  1351. 

Die  Stadt  Luzern  besass  bis  in  das  15.  Jahrhundert 
hinein  kein  eigenes  Münzrecht;  wie  die  Waldstätten  gehörte 
sie  zum  Münzbann  der  Äbtissin  von  Zürich.  Es  erhellt 
dies  auch  aus  den  Urkunden  tiber  Käufe,  Verkäufe,  Ver- 
gabungen etc.  des  12.,  13.  und  14.  Jahrhunderts^).  Als  , 
König  Rudolf  von  Habsburg  im  Jahre  1291  die  Stadt  dem 


Heinrich  abgedruckt,  welche  Übersetzimg  Bischof  Nikolaus  I.  (1333 
bis  1344)  anfertigen  liess  und  die  sich  im  „Abgeschriftenbuch  der 
statt  Costenz",  fol.  91  und  92,  und  in  der  „statt  münzbuch",  fol.  1  ff., 
findet.  —  Lat.  Text  abgedr.  in  Wartmann^  H.,  Urkundenbuch  der 
Abtei  Sanct  Gallen,  III,  S.  96  f. 

^)  Beinahe  anderthalb  Jahrhunderte  nach  dieser  ersten  Konven- 
tion, nämlich  am  12.  Juni  1385,  kam  eine  Vereinbarung  der  verbündeten 
schwäbischen  Städte,  worunter  St.  Gallen  und  Wgl  im  Thurgau,  mit 
König  Wenzel  wegen  der  Judenschulden  zu  Ulm  zustande.  Unterm 
gleichen  Datum  versprachen  Basel.,  eine  freie  Stadt  und  37  Reichs- 
städte, sowie  der  schwäbische  Städtebund  auf  dem  königlichen  Städte- 
tag in  Ulm  den  Austausch  der  Vertragsurkunde  betr.  die  Tilgung 
der  Judenschulden,  und  am  16.  Juli  1385  gestattete  König  Wenzel 
38  Städten,  darunter  Basel,  St.  Gallen  und  Wifl  im  Thurgau,  die  fernere  ^ 
Haltung  von  Juden  gegen  Abgabe  der  Hälfte  des  daraus  erwachsen- 
den Gewinnes.  Am  16.  Juh  1385  finden  wir  St.  Gallen  mit  den  schwä- 
bischen Städten  in  König  Wenzels  Münzordnung  vereinigt.  (A.  S., 
I,  S.  448). 

2)  Vgl.  Segesser,  Geschichtsfreund,  I,  2,  1844,  S.  249. 
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Abte  des  Klosters  Murbach  i.  Eis.  abkaufte  und  dieselbe 
40  Jahre  lang  unter  österreichischer  Herrschaft  stand,  ver- 
suchten die  Herzoge  von  Österreich ^  wie  an  andern  Orten, 
die  Zürcher  Münze  auch  in  Luzern  zu  verdrängen  und 
die  eigene,  zu  Zofingen  geschlagene  Münze  dafür  einzu- 
führen, welche  denn  auch  nach  Luzerner  Urkunden  von  den 
Jahren  1309,  1327  und  1332  hier  tatsächlich  im  Kurs  ge- 
wesen ist^).  Vereinzelt  findet  man  sie  in  Luzerner  Ur- 
kunden schon  früher  als  im  Umlauf  erwähnt ;  es  geht  dies 
aus  einem  Schriftstück  aus  dem  Jahre  1284  hervor,  worin 
von  zwei  und  drei  Pfund  Pfennigen  ^)  Zofinger  Münze  die 

Kopp,  Urkunden,  S.  144.  -  Hei/ef,  H.,  1846,  S.  68. 
-)  Pfennig,  Pfenning-;  wird  vom  keltischen  Worte  Pen  =^  Kopf 
abgeleitet,  indem  die  Gallier  den  bei  ihnen  noch  vorhandenen  rö- 
mischen Denar  nach  dem  auf  demselben  dargestellten  Kopfe  der 
Roma  oder  des  Kaisers  in  der  Volkssprache  pennek  (Kopfstück) 
nannten  und  die  Deutschen  diesen  Ausdruck  beibehielten.  (Vgl. 
Coraggioni,  a.  a.  0.)-  Diese  Herleitung  muss  Avohl  als  die  wahrschein- 
lichste gelten ;  sie  stimmt  auch  mit  den  Darlegungen  bei  Müller  über- 
ein. Über  andere  Versionen  berichtet  Klimpert:  dieses  ursprünglich 
mit  dem  englischen  Penny  gleichbedeutende  Wort  lautet  mittelhoch- 
deutsch der  Phenninc,  althochdeutsch  der  Phenninc,  dann  der  Phennic, 
ursprünglich  aber  Phanfcic  =  geschlagenes  Stück  edlen  Metalls,  vom 
althochdeutschen  Phant  =  Pfand,  das  geprägte  Geldstück  als  Pfand- 
wert aufgefasst,  wird  lateinisch  denarius  wiedergegeben,  galt  V12 
Schilling,  so  dass  anfangs  1  Schilling  =  12  Pfennige  und  1  Mark  = 
240  Pfennige  war.  Nach  andern  bedeutete  Pfennig  ursprünglich  soviel 
wie  Brakteate,  weil  eine  solche  von  ausgeholter  Form,  also  einem 
«Pfännchen»  (kleiner  Pfanne)  ähnlich  war.  Diese  Ableitung  des 
Wortes  Pfennig  ist  offensichtlich  unhaltbar,  dagegen  kann  man  auch 
den  Brakteaten  als  eine  Pfennigsorte  betrachten.  Nach  der  Bestimmung^ 
Karls  des  Grossen  sollten  aus  dem  Pfund  nur  240  Pfennige  geprägt 
werden;  ein  solcher  Pfennig-  repräsentierte  somit  35  der  gegen- 
wärtigen deutschen  Pfennige.  Vor  dem  12.  Jahrhundert  schon  prägte 
man  aus  der  Mark  feinen  Silbers  320  Pfennige.  Allmählich  wurden 
die  Pfennige  viel  leichter  (die  Konstanzer  Konvention  vom  Jahre 
1240  sah  480  Pfennige  auf  die  Mark  vor),  so  dass  zu  Anfang  des 
15.  Jahrhunderts  1200 — 1400  auf  die  feine  Mark  gingen.  Der  starke 
Kupferzusatz  gab  den  Pfennigen  ein  dunkles  Aussehen,  und  man 
unterschied  deshalb  weisse  Pfennige  (Wisspfennige,  Albus,  Silber- 
pfennige) und  schwarseVl^mn.^^  (Kapferpfennige).  Die  ersten  deutschen 
Pfennige  in  reinem  Kupfer  wurden  1494  geprägt,  und  dieser  Gebrauch 
ward  endlich  allgemein.  (Vgl.  Klimpert,  a.  a.  0.,  S.  271  f.).  Für  den 
Verfasser  ist  die  Herkunft  des  Wortes  Pfennig  mit  der  erstgenannten 
Erklärung  (vom  gallischen  Pfennig)  abgeklärt.  Die  übrigen  Erklärungen 
betrachte  ich  als  irrtümliche. 
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Rede  ist  Es  war  dies  möglich,  weil  Luzern  eine  habs- 
burgische  Vogtei  war,  Luzern  nahm  aber  die  Zofinger 
Münze  nicht  gutwillig  an ;  denn  ringsherum  in  den  Orten, 
mit  denen  die  Stadt  regen  Handel  und  Verkehr  pflog,  war 
die  zürcherische  Münze  gebräuchlich.  Aber  Österreich 
gab  seine  Rechte  an  Luzern  auch  dann  nicht  auf,  als 
dieses  im  Jahre  1332  seine  Herrschaft  abschüttelte.  Im 
"Jahre  1336  kam  es  zu  neuen  Streitigkeiten,  indem  Öster- 
reich von  Luzern  verlangte,  die  Zofinger  Münze  anzu- 
nehmen. Bern,  Zürich  und  Basel  bestellten  ein  Schieds- 
gericht, welches  zu  Ungunsten  Luzerns  entschied.  Im 
Spruch  der  neun  Schiedsleute  vom  18.  Juni  1836  wurde 
festgesetzt,  dass  die  Luzerner  die  neue  Münze  der  Herzoge 
von  Osterreich  ohne  Vorbehalt  annehmen  sollten,  so  dass  man 
mit  neuen  Pfennigen  kaufen  und  verkaufen  könne: 

„Da  sind  wir  alle  Nüne  gemeinlich  einhellig  worden  vnd 
hand  /  erkennet,  vnd  sagen  euch  vs :  Zern  ersten,  so  heissen 
wir,  dass  der  Schultheisse,  der  Rat  vnd  die  Bürgere  ze  Luzerren 
die  nüwen  Münze  der  Herzogen  von  Österrich  nemen  /  sullent 
acht  tage  nach  sant  Job  ans  tage  ze  Sungichten  (Sonnenwende)," 
so  nu  nehest  kunt,  ane  allen  fürzug,  vnd  sullent  die  Münze 
in  ir  stat  versorgen,  das  man  mit  nüwen  Phenningen  kouffe 
vnd  /  verkouffe,  vnd  solich  einunge  dar  vf  setzen,  das  si  für- 
gang habe,  als  in  andern  Stetten,  da  die  nüwen  Münzen  gant, 
Sitte  vnd  gewonlich  ist,  doch  mit  der  bescheidenheit,  dass  die 
/  vorgenannten,  der  Schultheisse  vnd  der  Rat  von  Luzerren 
gewalt  haben  sullent,  vmbe  geltschult,  die  man  Christen  vnd 
Juden  gelten  sol  vnd  schuldig  ist,  die  tage  vnd  der  zil  ze 
machende,  /  ouch  als  in  andern  Stetten  vnd  nüwen  Münzen 
gewonlich  ist.  Vnd  das  heissen,  daz  wir  da  getan  haut,  das 
sol  den  vorgenannten  herren  den  Herzogen  von  Österrich  vnd 
den  Burgern  /  vnd  der  Stat  von  Lutzerren  an  iren  friheiten 
vnd  an  iren  rechten  enkein  schade  sin" 

Dieser  Schiedsspruch  erledigte  jedoch  die  Angelegenheit 
betreffend  den  Umlauf  der  Zofinger  Münze  in  Luzern  keines- 

0  Geschichtsfreund,  I,  1842,  S.  66. 

2)  Orlg.  Stadt-A.  Luzern.  —  A.  S.  I,  S.  258.  —  Haas,  Beiträge  zu 
einer  luzern.  Münzgesch.,  Genf  1899,  S.  6. 


wegs.  Als  sich  im  Jahre  1351  ein  neuer  Streit  zwischen 
Österreich  und  Luzern  erhob,  gehörte  die  Münze  wieder 
zu  den  Klagepunkten  Österreichs.  Es  traten  neuerdings 
Schiedsrichter  (Graf  Immer  von  Strassberg  und  Bruder 
Peter  von  Stoffeln)  in  Funktion  und  im  Spruche  derselben 
vom  12.  Oktober  1351  lourden  die  Luzerner  wiederum  an- 
gelialten,  die  zu  Zofingeii  geschlagene  Münze,  wie  die  andern 
Städte,  welche  in  derselben  „Münze"  lagen^  als  Zahlungs- 
mittel anzuerliennen : 

„Ouch  sprechen  wir  vnd  dmiket  vns  Recht  vf  ynsern  eit, 
dass  die  selben  von  Lutzerren  /  gehorsam  sin  snllen  vnseren 
vorgenannten  Herren  dem  Herzog'eu  vnd  sinen  kinden,  ze 
haltenne  vnd  ze  nemenne  sin  Münze,  die  man  ze  Zouingen 
schlecht,  in  aller  der  Maße,  als  ander  stette  ze  Ergöw,  die 
in  der  selben  Münz  gelegen  sint" 

Doch  Luzern  fügte  sich  nicht ;  nach  der  Schlacht  bei  Sem- 
pach  musste  der  Herzog  von  Österreich  auf  seine  daherigen 
Ansprüche  verzichten.  In  der  grossen  Basler  Konvention 
vom  Jahre  1387  tritt  Luzern,  neben  dem  Herzog  Albrecht  III., 
mit  Bern,  Zürich,  Basel  etc.  bereits  als  freie  Stadt  auf. 

3.  Die  Münzübereinkunft  uom  9.  Juli  1343 
zu  flarau. 

Am  9.  Juli  1343  wurde  zwischen  Österreich,  Zürich 
und  Basel  als  Resultat  einer  Tagung  in  Münzsachen  zu 
Aarau,  an  der  jedenfalls  die  Amtleute  der  Herzoge  von 
Österreich  teilgenommen  hatten,  eine  Münzübereinkunft 
vereinbart,  in  der  folgendes  festgesetzt  war : 

Die  Pfennige  von  Burgdoyf,  Solothurn  und  Bern,  welche 
geschlagen  „sint  sider  dem  nechsten  sant  Johans  tag  ze 
Sungichten'^,  sollte  niemand  annehmen,  auch  nicht  im  Thur- 
gau  und  Aargau  „noch  in  dekeinen  Stetten  da  dise  drije 

^)  Stadt- A.  Luzern,  perg.  Urk.  mit  den  anhängenden  Siegeln 
der  beiden  Schiedsrichter,  Graf  Immer  von  Strassberg  und  Bruder 
Peter  von  Stoffeln,  «Commendur  zeTannenvels  dezTutzschen  Ordens». 
—  A.  S.,  I,  S.  267. 
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iiüwe  münzen  gan  siillen  in  dekeinen  weg  ane  geverde". 
Wer  die  erwähnten  verrufenen  Pfennige  dennoch  annehmen 
würde,  der  sollte  ,,ze  busse  geben  fünf  phunt  nüwer  Pfen- 
ningen minen  herren".    Wer  dieselben  Pfennige  in  das 
Land  brächte,  ,^wurden  si  dem  genomen,  der  sol  sinen 
schaden  haben,  und  sol  enkein  gerichte  dar  nach  gan. 
Kerne  er  aber  hin,  das  si  im  nicht  genomen  wurden,  so 
sol  er  des  halben  teiles  gevallen  sin  alles  des  guts,  so  er 
danne  füerte,  ob  er  des  bewiset  wurde.  Was  aber  der  alten 
Pfenningen  ist,  die  vor  dem  vorgenanten  sant  Johans  tult 
geslagen  wurden,  da  mitte  mag  man  w^ol  kouffen  und  ver- 
.kouffen  untz  uf  disen  nechsten  sant  Jacobstag,  der  nu  kumet, 
als  man  da  her  gewonlich  getan  hat.   Wer  aber  nach  dem 
selben  sant  Jacobs  tag  mit  den  vorgenanden  münzen  de- 
weder  verkouffet  oder  kouffet,  der  soll  der  vorgenanden 
busse  gevallen  sin.    Were  aber,  das  der  kouff  als  gros 
über  fünfzig  pfunt  oder  mere  wurde,  wer  den  kouff  täte, 
der  sol  das  besseren,  als  sich  danne  der  rat  erkennet  in 
der  stat,  da  der  kouf  beschicht,  oder  der  amptman  uf  dem 
lande  in  der  gegni  es  danne  beschicht,  und  dar  zu  geben 
die  vorgenanden  fünf  pfunt  ze  busse.   Es  ist  ouch  beredet, 
wer  der  were,  der  diser  vorgenanden  drijer  münzen  de- 
keine  füerte  ze  Wechsel  oder  ze  verkouffenne  in  der  vor- 
genanden drijer  Stetten  dekeine,  w^urde  es  dem  genomen, 
der  sol  sinen  schaden  haben,  und  sol  enkein  gericht  dar 
nach  gan".    Wurden  aber  das  Silber  oder  die  Pfennige, 
welche  jemand  aus  dem  Lande  führen  w^ollte,  dem  Betref- 
fenden nicht  abgenommen,  so  sollte  er  den  halben  Teil 
des  ausgeführten  Silbers  oder  der  Pfennige  als  Busse  geben. 
Schliesslich  heisst  es  noch:    Die  Vertragsparteien  seien 
übereingekommen,  „wer  das  unser  münzmeister  ze  keiner 
oder  dekeine  husgenos  oder  ieman  ander  der  silber  bren- 
net, der  vorgeschriben  alten  Pfenningen  dekeinen  koufte 
oder  wechselte,  der  sol  in  semliche  schulde  gevallen  sin,  als 
ob  er  den  valsch  geslagen  hette.  Und  ist  dis  geschehen  ze  Ar- 
gouwe  an  der  nechsten  mitwochen  vor  sant  Margareten  tag". 
Hier  treten  zum  erstenmal  die  Städte  Zürich  und  Basel 
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in  Aktion  als  Kontrahenten  in  einer  Mtinzübereinkunft 
Die  Tatsache,  dass  diese  Münzverordnung  im  Zürcher  Stadt- 
buche enthalten  ist,  lässt  in  Anbetracht  der  übrigen  Um- 
stände gar  keinen  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  weder 
die  Äbtissin  von  Zürich  noch  der  Bischof  von  Basel  hier 
selbst  als  handelnde  Parteien  auftraten;  doch  erscheint 
als  selbstverständlich,  dass  sie  die  Besitzer  des  Münzregales 
beider  Städte  als  ihre  Bevollmächtigten  erklärten^  mit  den 
beschlossenen  Massnahmen  einverstanden  waren  und  auch 
als  Vertragsparteien  mitfiguriert  haben. 

Es  handelt  sich  hier  aber  nicht  um  einheitliche  Grund- 
lagen im  Münzwxsen,  sondern  die  Übereinkunft  erstreckt 
sich  lediglich  auf  eine  münzpolizeiliche  Massregel,  die  sich 
gegen  die  zu  verrufenden  Burgdorfer  (Kyburger),  Solothur- 
ner  und  Berner  Pfennige  richtet.  Es  wurde  dabei  auch 
den  Münzmeistern  zu  Zofingen,  Zürich  und  Basel,  ebenso 
den  Hausgenossen^)  und  andern,  w^elche  Silber  einschmolzen, 
untersagt,  die  verrufenen  Pfennige  zu  kaufen  oder  einzu- 
wechseln, und  in  Übertretungsfällen  sollte  die  gleiche 
Strafe  eintreten,  wie  beim  Schlagen  falscher  Münzen^). 

Aus  einer  anderen  Notiz  im  Zürcher  Stadtbuche  geht 
hervor,  dass  „dis  gesetzde  band  die  vogte  uf  dem  lande 
gemachet"  ^). 

Diese  Münzpolizei  Verordnung  Österreichs,  Zürichs  und 
Basels  bildete  unzweifelhaft  den  Ausgangspunkt  für  die 
Brugger  Konvention  vom  20.  Januar  1344. 

4.  Die  Münzkonuention  uom  20.  Januar  1344 
zu  Brugg. 

Diese  Münzkonvention  wurde  eingegangen  zwischen 
dem  Landvogt  Hermann  von  Landenberg,  Hauptmaim  und 

^)  Die  bisher  in  der  Fachliteratur  (z.  B.  Harms)  vertretene  An- 
sicht, die  Stadt  Basel  sei  bei  der  Brugger  Konvention  vom  Jahre  1344 
zum  ersten  Male  als  selbständiger  Kontrahent  im  Münzwesen  auf- 
getreten, ist  sonach  nicht  haltbar. 

^)  Die  Goldschmiede  gehörten  in  Basel  und  anderen  bischöfli- 
chen Städten  zur  Stube  der  Hausgenossen,  in  Zürich  zur  Konstaffel. 

3)  S.  Zeller,  Die  Zürcher  Stadtbücher,  I,  S.  122  f. 

*)  S.  Zeller,  I,  a.  a.  O.,  S.  136. 
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Pfleger  der  Herzoge  von  Österreich  im  Aargau,  Thurgau 
und  Elsass,  dem  Bürgermeister  und  Rat  der  Stadt  Zürich 
ftir  sich  und  ihre  Äbtissin  und  dem  Rat,  und  den  Bürgern 
der  Stadt  Basel  für  sich  und  den  Bischof  Johann  von  Basel. 

Die  Vertragsparteien  gaben  der  Konvention  in  der 
Hauptsache  folgenden  Wortlaut: 

Sie  taten  jedermann  kund,  „daz  wir  mit  guter  vorbetrach- 
tung  einhelliklich  durch  gemeinen  nutz  und  notdurft  dez  landes 
und  unserr  Stetten  uberein  kernen  sind  von  unserer  münzen 
wegen,  die  wir  uf  geworfen  haben,  daz  die  beliben  sullen  in 
allen  dien  gedingen  und  Ordnungen,  als  hie  nach  geschrieben 
stat.  Dez  ersten  sol  die  münze  von  Zofingen  bestan  also,  daz 
von  dem  füre  uf  ieklich  march  Silbers  gan  sullen  vier  phunt 
sechse  Schilling  und  sechse  phenning  der  phenningen,  so  der 
münzmeister  von  Zofingen  machot.  Aber  uf  ieklich  march  in 
der  münze  ze  Basel  sullen  gan  ouch  von  dem  füre  vier  phunt 
sechse  Schilling  und  sechse  phenning,  und  ufiFen  die  march  in 
der  münze  Zürich  vier  phunt  siben  Schillinge  und  sechs  phen- 
ninge  ouch  von  dem  füre  der  phenningen  so  man  ieklicher 
diser  münzen  machet.  Doch  sol  man  die  selben  Züricher  march 
vinden  bi  Zofinger  und  bi  Basler  march  umb  vier  phunt  und 
sibendhalben  Schilling  also,  daz  si  doch  bi  Züricher  gewicht 
bestände  umb  vier  phunt  und  achthalben  Schilling,  als  vor  ge- 
schriben  ist.  Es  sullen  ouch  dis  vorgenante  münzin  also  be- 
stan, daz  si  nüt  gelichtert  werden  noch  geschwechet  werden. 
Es  sullen  ouch  die  vorgenanten  unser  münzmeistere  enkeine 
march  Silbers  türer  kouffen  denne  umb  vier  phunt  der  phen- 
ningen, die  in  disen  vorgeschribnen  drien  münzen  gant,  än  allein 
der  münzmeister  von  Zürich  .  .  .  ensullen  ouch  die  selben 
münzmeister  enkein  silber  umb  deheinen  guldin  kouffen,  aber 
ander  lüte  in  dien  Stetten  und  uf  dem  lande  mügen  es  wol 
koufPen  umb  guldin  also,  daz  es  an  dem  Wechsel  nüt  höher 
Stande  denne  vier  phunt  umb  ein  march.  Es  ensullen  ouch 
die  vorgenanten  unser  münzmeister  mit  inen  selben  noch  mit 
iren  hotten  enkeinem  silber  nachvarn  ze  kouflfenne  weder  gen 
Friburg  in  Brisgöw  noch  gen  Totnow  noch  gen  Schönouw  noch 
zu  dekeinem  silberberg  ane  geverde ;  aber  anderswa  mugen 
si  es  wol  kouffen  also,  daz  sie  nüt  me  darumbe  geben  denne 
als  vil  als  vor  geschriben  stat.    Ouch  sullen  wir  gemeinlich 
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versehen  uf  dem  lande  und  in  dien  Stetten,  es  sien  burger, 
geste  oder  wer  er  si,  daz  nieman  enkein  Silber  türer  kouffen 
sol  denne  ein  march  umb  vier  phunt  phenningen  der  selben 
münzen.  Wir  sullen  ouch  gemeinlich  und  ernstlich  versehen, 
daz  nieman  uf  dem  lande  noch  in  dien  Stetten  enkeinen 
phenning  diser  münzen  uswegen,  seien,  brennen  noch  beschnitcn 
soll"  1). 

Hier  tritt  die  Stadt  Basel  zum  zweitenmal  als  Kontrahent 
in  einem  Münzvertrage  auf.  Es  existieren  keine  Urkunden 
darüber,  inwiefern  und  wodurch  sich  diese  Stadt  vom  dorti- 
gen Bischof  ein  Mitrecht  an  der  Ausübung  des  Münzregals 
erworben  hat.  Aber  die  Tatsache  an  sich  wird  auch  durch 
den  obgenannten  Vertrag  erhärtet.  In  demselben  wurde 
die  wichtige  Bestimmung  aufgestellt,  dass  die  Kontrahenten 
ihre  Münzen  nicht  mehr  einseitig  von  sich  aus  abändern  durften. 
Es  wurde  das  Gewicht  und  der  Feingehalt  der  verschie- 
denen Denare^)  festgesetzt.    Sodann  wurde  ein  Einheits- 

^)  Original  im  Zürch.  St.-A.  —  Abgedruckt  im  Basler  Urkunden- 
buch,  lY.  Bd.,  S.  148  ff.  —  Vgl.  ferner :  Lidinowshy ,  Geschichte  des 
Hauses  Habsburg,  HI,  CCCCLIX,  Nr.  1383.  —  Abgedr.  A.  S.,  I, 
S.  417  f.  —  A.  Münch,  Die  Münze  zu  Laufenburg,  in  der  Argovia, 
Vm,  S.  368.  —  Harms,  a.  a.  0.,  S.  13  ff.  —  Calin,  a.  a.  0.,  S.  19  f.  — 
Hanauer,  a.  a.  0.,  S.  88.  —  Zeller,  I,  S.  176. 

^)  Der  Denar  (lat.,  von  denarius  =  zehn  enthaltend,  Zehner) 
oder  Nummus  war  die  gebräuchlichste  römische  Silbermünze;  libra 
denariorum  und  libra  nummorum  bezeichneten  dasselbe  und  später 
hiess  argentum  denariatum  überhaupt  das  gemünzte  Silber,  Ur- 
sprünglich war  denarius  ein  Adjektiv,  welches  den  allgemeinen  Be- 
griff nummus  (Münze)  näher  bezeichnete  (Livius  VIII,  11).  Später 
wurde  bloss  das  BeiAvort  behalten  und  wie  solidus  als  Hauptwort  ge- 
setzt. Bei  den  Germanen  war  der  Denar  von  allen  römischen  Münzen 
die  beliebteste.  Er  hielt  anfänglich  10  Asse,  die  libella  =  1  Ass. 
Später  wurden  aus  dem  Pfunde  96  Denare  geschlagen.  Die  Germanen 
erhielten  von  den  Galliern  im  Verkehre  den  Pfennig  für  den  römischen 
Denar,  es  trat  jener  an  Stelle  des  letzteren,  und  die  Germanen  behielten 
dessen  einheimischen  Volksnamen  bei.  Die  Gallier  nannten  den  Denar, 
Avie  bereits  erwähnt,  nach  dem  Kopf  auf  dessen  Avers  pennek  (pen  = 
Kopf),  die  Germanen,  die  Gewicht  auf  den  eingeschnittenen Eand  legten, 
welcher  sie  vor  Betrug  sicherte,  nannten  ihn  Saiga  (Randstück,  Säge, 
nummus  serratus).  Da  der  gallische  Pfennig  ebenso  wie  der  römische 
Denar  im  Schrot  und  Korn  in  den  verschiedenen  Zeiten  wechselte, 
später  eine  Masse  schlechter  römischer  Billonmünzen  in  Umlauf  kam 
und  ferner  der  spätere  Merowingerdenar  bis  auf  20  Gran  und  darunter 
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preis  für  das  von  den  Münzmeistern  zu  kaufende  Silber 
festgelegt,  immerbin  mit  etwas  Spielraum  für  die  örtlichen 
Verhältnisse.  Man  setzte  den  Preis  für  die  Mark  Silber 
auf  4  U  in  Pfenningen  der  vertraglich  bestimmten  Münzen 
fest;  jedoch  möge  der  Münzmeister  von  Zürich  für  die 
Mark  4  Pfund  1  Schilling  geben,  „von  der  sweri  vnd  des 
oberschlag  wegen  derselben  Zürich  gewicht".  Der  Münz- 
meister von  Zofingen  möge  die  Mark  kaufen  um  4  Pfund 
4  Pfennige,  „von  der  verre  vnd  der  vngelegenheit  wiegen 
des  weges" ;  der  Münzmeister  von  Basel  um  4  Pfund 
3  Pfennige  von  den  Hausgenossen      ,^als  ir  recht  ist", 

sank,  bewirkte  dies,  dass  der  spätere  Denar  bei  manchen  germani- 
schen Völkerschaften  der  alten  Saiga  anfäng-lich  nicht  gleichgestellt, 
sondern  zu  derselben  in  ein  bestimmtes  Verhältnis  gesetzt  wurde.  So 
wurde  im  bayerischen  Gesetz  die  Saiga  auf  3  Denare  angesetzt^), 
während  die  l)eiden  Münzen  bei  den  Alemannen  gleichgestellt  wur- 
den^). Wo  die  Saiga  später  noch  vorkommt,  ist  sie  ebenfalls  einem 
Denar  gleichgesetzt.^)  Das  Abkürzungszeichen  für  Pfennig  und 
für  den  Penny  (d)  findet  im  Denar  seinen  Ursprung.  Der  Denar  ist 
sachlich  gleichbedeutend  mit  der  Münze,  die  man  später  im  allge- 
meinen einen  Groschen  nannte;  wir  finden  ihn  aber  im  Mittelalter 
vielfach  als  Bezeichnung  für  den  Pfennig,  und  es  ist  dieselbe  richtig, 
wenn  man  sich  dabei  die  fortschreitend  leichtere  Ausmünzung  des 
Denars  vor  Augen  hält.  Die  bei  den  Franken  im  Gebrauche  ge- 
wesenen Solidi  zählten:  der  Goldsolidus  40,  der  Silbersolidus  12 
Denare.    Letzterer  war  lediglich  Rechnungsmünze*). 

^)  Die  Hausgenossen  in  Basel  haben  gegenüber  denjenigen  an- 
derer Reichsstädte  eine  Sonderstellung  eingenommen;  während  sie 
sich  an  andern  Orten,  wie  z.  B.  in  Speyer,  gegen  ihre  Zünftigkeit 
energisch  wehrten,  haben  sie  hier  zu  den  Zünften  gehört,  nämlich  zu 
den  vier  Herrenzünften,  wo  sie  ursprünglich  an  erster,  später  an 
zweiter  Stelle  standen.  Harms  macht  darauf  aufmerksam,  dass  in  der 
ganzen  einschlägigen  Literatuf  über  die  Sonderstellung  der  Basler 
Hausgenossen  eine  völlige  falsche  Version  verbreitet  ist.  Wahrschein- 
lich hat  Wilhelm  Arnold  in  seiner  Verfassungsgeschichte  der  deutschen 
Freistädte  (1854)  zum  erstenmal  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  der 
Bischof  von  Basel  nicht  wie  in  andern  Städten  die  königliche  Münze 
samt  dem  Personal  übernommen  habe,  sondern  seine  Münze  völlig 
neu  einrichten  musste.  Demgemäss  habe  er  auch  keine  Münzer  über- 

*)  Lex  Baiuv.  VIII,  2,  3:  „si  unam  saigam,  id  est  tres  denarios  fui-averit"  usw. 
4:  „si  diias  saigas,  hoc  est  sex  denarios." 

^)  Lex  Alam.  VI,  3:  „saiga  autem  est  quarta  pars  tremissis,  hoc  est  denarius 
unus  .  . .  Dnae  saigae  duo  denarii  dicuntur." 

»)  Vgl.  die  zitierte  Literatur  \)A  ßlilUer,  a  a.  O.,  S.  260. 

*)  Mnller,  S.  ^61.   Vgl.  auch  Klimpert,  S.  62  f. 
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aber  von  niemandem  anders  etc.  Die  Müiizmeister  durften 
kein  Silber  um  Gulden  einkaufen,  womit  die  einheimische 
Münze  vor  der  Konkurrenz  der  ausländischen  Gulden  ge- 
schützt werden  sollte.    Allgemein  war  auch  die  Tendenz 

liefert  erhalten,  welche  ihre  Tätigkeit  unter  veränderter  Herrschaft 
fortgesetzt  hätten,  und  er  sei  genötigt  gewesen,  selbst  eine  Gesell- 
schaft zu  schaffen,  welcher  er  die  Ausübung  des  Münzrechtes  und 
die  Verwaltung  desselben  übertragen  konnte.  Der  Bischof  habe  die- 
jenigen Handwerker  gewählt,  welche  zu  einer  derartigen  Beschäf- 
tigung am  tauglichsten  waren,  nämlich  die  Gold-  und  Silberschmiede. 
Diese  Darstellung  hat  —  so  bemerkt  Harms  —  25  Jahre  später  ziem- 
lich wörtlich  Eheberg  (Über  das  ältere  deutsche  Münzwesen  und  die 
Hausgenossenschaften.  Leipzig,  1879,  S.  121)  übernommen,  und  seither 
ist  sie  in  die  ganze  daherige  Literatur  übergegangen,  und  noch  im 
Jahre  1904  hat  sie  Hallauer  (Der  Basler  Stadtwechsel  1504—1746) 
beibehalten.  Um  so  schärfer  betont  Harms,  dass  diese  Auffassung 
völlig  unhaltbar  ist.  Die  Bischöfe  von  Basel  besassen  schon  im  ersten 
Viertel  des  11.  Jahrhunderts  das  Münzregal,  und  es  unterliegt  gar 
keinem  ZAveifel,  dass  auch  in  Basel  der  Bischof  die  königliche  Münze 
übernommen  hat,  also  daneben  keine  königliche  Münze  mehr  bestand. 
Ärjiold  hat  an  einer  Stelle  (I.  Bd.,  S.  272)  sogar  die  Behauptung  auf- 
gestellt, es  habe  in  Basel  gar  keine  Münze  gegeben,  als  der  Bischof 
das  Münzrecht  erwarb,  was  erst  recht  falsch  ist.  Die  Frage  der  Ur- 
sachen der  rechtlichen  Sonderstellung  der  Basler  Hausgenossen  muss 
bis  auf  weiteres  als  ungelöst  betrachtet  werden.  In  einer  Urkunde 
vom  21.  April  1289,  in  welcher  Bischof  Peter  die  Innung  bestätigt 
(s.  Hensler,  Andreas,  Verfassungsgeschichte  der  Stadt  Basel  im  Mittel- 
alter, 1860,  S.  58),  sind  die  Rechte  und  Pflichten  der  Hausgenossen- 
innung enthalten.  Demnach  besass  diese  allein  das  Recht  auf  den 
V^^echsel  und  hatte  allein  die  Befugnis,  V\^age  und  Gewicht  der  Wage 
zu  halten.  Nur  den  Goldschmieden  wurde,  wie  schon  aus  dem  Bischofs- 
recht hervorgeht,  eine  Ausnahmestellung  zuerkannt;  sie  durften  bis 
zum  Gewicht  von  4  Mark  (im  Bischofsrecht  2  Mark)  Silber  kaufen. 
Das  Wechselrecht  war  erblich,  doch  besass  der  Bischof  das  Recht, 
„dass  er  einen  ersamen  mann  mag  setzen  in  einen  Wechsel  oder 
wechselbank."  Sonst  wurde  für  die  Aufnahme  Einstimmig'keit  ge- 
fordert. Der  Wechselbank  kam  das  Vorrecht  der  Immunität  zu;  es 
durfte  unter  dem  Dache  des  Wechslers  niemand  vor  Recht  g^eladen 
werden,  und  den  Münzmeistern  stand  zu,  die  Einhaltung  dieser  Be- 
stimmung zu  überwachen.  Er  besass  „die  gerechtigkeit  dass  er  alle 
vierzechen  tag  mag  die  wechslere  für  sich  berufen  so  dick  im  das 
zu  nottdurft  der  münz  gefallen  wirt".  Die  Stellung  der  Hausgenossen 
in  bezug  auf  das  MUnsrecht  in  der  älteren  Zeit  kann  bei  den  not- 
dürftigen Quellen  nicht  genau  umschrieben  werden ;  aber  eine  wichtige 
Tatsache  steht  fest,  nämlich  dass  die  Basler  Hansgenosseninnung  niemals 
einen  hegründeten  Anspruch  auf  das  Münsrecht  gehabt  hat.  Ebensowenig 
hat  irg'endwelches  Pfandschaftsverhältnis,  wie  z.  B.  in  Strassburg,  be- 
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vorherrschend,  den  Umlauf  skr  eis  der  eigenen  Pfennige  zu 
erweitern.  Der  Silberhandel  in  Gulden  konnte  allerdings 
den  Bürgern  zu  Stadt  und  Land  nicht  verboten  werden, 
aber  man  setzte  fest,  dass  am  Wechsel  der  Silberpreis 

standen,  und  weder  der  Bischof  noch  später  die  Stadt  haben  der  Haus- 
genossenschaft jemals  ein  Mitbestimmungsrecht  bei  Ausübung  des  Müns- 
r egales  zugestanden.  Im  Gegensatz  zu  den  andern  Reichsstädten  mit 
Hausgenossenschaften  war  die  baslerische  ausschliesslich  auf  den 
Münzwechsel  und  den  Silberhandel  beschränkt.  Ihre  Beziehungen  zur 
Münze  lagen  nur  in  münztechnischen  Ausführungsarbeiten  und  in 
der  Silberbesorgung,  und  die  erstere  wurde  später  ebenfalls  völlig* 
vom  Wechsel  getrennt.  Es  stand  den  Basler  Hausgenossen  nicht 
einmal  das  Privileg  zu,  den  Münzmeister  aus  ihrer  Mitte  zu  stellen. 
In  der  Regel  wurden  die  Münzmeister  von  den  Bischöfen  allerdings 
der  Hausgenossenschaft  entnommen,  und  der  Basler  Stadtrat  hat 
später  diese  Tradition  fortgesetzt,  wenigstens  vorläufig,  so  dass  sich 
hier  ein  Gewohnheitsrecht  herausbildete.  Aber  ein  daheriges  ver- 
brieftes Recht  besassen  die  Hausgenossen  nicht ;  es  stand  ihnen  nicht 
einmal  ein  Vorschlagsrecht  zu.  Als  die  Stadt  dann  zur  alleinigen 
Besitzerin  des  Münzregals  geworden  war,  wurden  von  ihr  nicht  nur 
Münze  und  Wechselgeschäft  getrennt,  sondern  die  Stadt  erkannte 
eine  Zunftgerechtigkeit  der  Hausgenossen  an  der  Münze  von  vorn- 
herein in  keiner  Beziehung  an.  Es  bestand  fernerhin  kein  offizielles 
Verhältnis  mehr  zwischen  Münzverwaltung  und  Hausgenossenschaft, 
und  in  der  Münzgeschichte  Basels  ist  den  Hausgenossen  als  Körper- 
schaft nur  insofern  eine  Rolle  zuzuerkennen,  als  die  rechtliche  Ge- 
staltung des  Wechsels  und  des  Silberhandels,  die  bestimmte  Privi- 
legien der  Hausgenossen  berücksichtigen  musste,  in  Betracht  fällt. 
Die  baslerische  Hausgenossenschaft  hat  die  engere  Münzpolitik  des 
Bischofs  und  der  Stadt  niemals  unmittelbar  beeintlusst.  Sodann  muss 
noch  hervorgehoben  Averden,  dass  der  Basler  Hausgenossen.schaft 
ausser  den  Wechslern,  Münzern  und  Goldschmieden  auch  die  Hafen- 
und  Kannengiesser,  Degenschmiede  und  gegen  das  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts sogar  mehrere  Buchdrucker  ang-ehörten.  „Von  dem,  was  in 
der  allg-emeinen  Literatur  über  die  Hausgenossen  im  ganzen  gesagt 
ist,  trifft  für  Basel  nur  ein  kleiner  Teil  zu.  Man  hüte  sich  aber,  diese 
Sonderstellung  nun  um  der  lieben  „Theorie"  willen  auf  Dinge  zurück- 
zuführen, die  überhaupt  nicht  vorhanden  sind."  {Harms,  a.  a.  0., 
S.  8 — 11).  An  anderer  Stelle  (S.  180)  weist  Harms  an  Hand  der  Kosten- 
berechnungen für  die  Prägungen  und  der  Anstellungsverträge  betr. 
die  Münzmeister  nach,  dass  die  Hausgenossen  als  solche  mit  dem 
Münzwesen  i.  e.  S.  absolut  nichts  zu  tun  hatten.  Vom  Jahre  1373  an 
(d.  h.  seit  Übernahme  der  Münze  durch  die  Stadt)  muss  man  sich 
den  mittelalterlichen  Münzbetrieb  so  vorstellen,  dass  in  der  städtischen 
Münze  der  von  der  Stadt  ernannte  Münzmeister  im  Verein  mit  den 
Münzknechten  die  Ausmünzung  besorgte.  Das  Rechtsverhältnis  des 
Münzmeisters  war  nicht  immer  dasselbe,  aber  im  ganzen  war  die 
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auch  in  Gulden  in  deren  Wertverhältnis  zu  den  Pfennigen 
nicht  höher  sein  dürfe  als  in  Pfunden. 

Man  wollte  dadurch  verhindern,  dass  der  Silber- 
preis im  freien  Verkehr  in  die  Höhe  gehe.  Um  der  Ver- 
tragsbestimmung betreftend  den  offiziellen  Silbereinkaufs- 
preis nachkommen  zu  können,  musste  man  dazu  sehen, 
dass  dieser  Preis  auch  im  freien  Verkehr  sich  halten 
konnte.  So  stellte  man  vor  allem  fest,  dass  auch  in  anderer 
Münze  der  Preis  des  Silbers  die  von  den  Münzmeistern 
bezahlten  Preise  nicht  übersteigen  dürfe.  Nebenbei  wollte 
man  damit  das  fremde  Geld  so  gut  als  möglich  fernhalten, 
was  um  so  leichter  erreicht  wurde,  als  eben  die  Umrech- 
nung der  fremden  Münze  beim  Silberhandel  mit  Schwierig- 
keiten verbunden  war.  An  der  Verschiedenheit  der  Pfen- 
nige in  den  Konventionsmünzstätten  zu  Zofingen,  Zürich 
und  Basel  wurde  nichts  geändert.  Bei  der  Zürcher  Münze 
wich  sogar  das  Markgewicht  um  1  ß  von  dem  der 
andern  Münzstätten  ab.  Nach  den  Bestimmungen  des  Ver- 
trages für  die  Basler  Münzstätte  sollten  1026  Denare  auf 
die  feine  Silbermark  gehen  bei  einem  Feingehalt  des 
Denars  von  0,23  Gr.  Bei  dem  festgesetzten  Ankaufspreise 
für  Basel  von  4  Pfund  6  Denaren  ergibt  sich,  dass  für  die 
Löhne  und  andere  Herstellungskosten  (Feuerung  etc.)  und 
Schlagschatz  60  Pfennige  per  Mark  berechnet  wurden. 

Nach  diesem  Vertrage  sollten  die  Zürcher  Münzen  in 
der  ganzen  Herrschaft  Österreichs  umlaufen  dürfen  und 
im  Gegenrecht  die  Zofingermünzen  im  Münzbanne  der 
Äbtissin. 


Sache  so  geregelt,  dass  der  Münzmeister  für  seine  Leistungen  nach 
festen  Sätzen  bezahlt  wurde  und  derselbe  ausserdem  den  Ankauf  der 
Utensilien  für  Eechnung  der  Stadt  besorgte.  Dagegen  die  Silber- 
ankäufe besorgte,  wenn  es  sich  um  Bezug  grosser  Posten  von  aus- 
wärts handelte,  der  Rat  der  Stadt,  bezw.  das  Dreieramt.  „Kleinere 
Mengen  kaufte  der  Münzmeister  auf,  und  zwar  in  der  Regel  durch 
Vermittlung  der  Wechsler,  welche  verpflichtet  waren,  alles  in  ihre 
Hände  kommende  Silber  vorerst  dem  Münzmeister  anzubieten.  Ab- 
weichende Ansichten  in  der  älteren  Literatur  über  diese  Frage  halten 
den  quellenkritischen  Prüfungen  nicht  stand." 
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5.  Die  Münzkonuentson  uom  7.  März  1377 
zu  Schaffhausen. 

Zwischen  Herzog  Leopold  von  Österreich  Graf  Rudolf 
von  Habsburg  Graf  Hartmann  von  Kyburg  Gräfin  Elisa- 
beth von  Neuenbürg^),  dem  Freiherrn  Hannemann  (alias 
Hemmann)  von  Krenkingen  ^)  und  den  Städten  Basel,  Zürich, 
Bern  und  Solothurn  wurde  am  T.März®)  1377  in  Schaff- 
hausen eine  Münzkonvention  abgeschlossen,  in  welcher  das 
Verhältnis  des  Guldens  zum  Pfund  festgesetzt  und  versucht 
wurde,  das  Gold  zum  preisbestimmenden  Edelmetall  zu 
erheben.^)  Da  die  Verschiedenheit  im  Wertverhältnis  der 


^)  Für  seine  Münzstätten  in  Zofingen,  Baden,  Schaffhausen, 
Breisach  und  Freiburg  i.  Br. 

^)  Für  die  Münzstätten :  Laufenburg',  ^)  Burgdorf,  *)  Neuenburg, 
Thiengen. 

®)  „Am  Sambstag  vor  dem  Sunnentag  ze  Mittervasten,  so  man 
singet  Letare." 

^)  Beim  Durchblättern  der  Dokumente  des  Eappoltsteinischen 
Urkundenbuches  von  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  be- 
merkt man,  dass  damals  in  Rappoldsweiler,  in  Colmar  und  der  ganzen 
Gegend  die  grösseren  Verkäufe  in  Goldgulden  oder  Pfunden  Strass- 
burger  Denare  abgeschlossen  wurden,  da  die  oft  im  Werte  wechseln- 
den, schlechteren  Basler  Denare  keine  Gewähr  mehr  für  den  Handel 
boten.  {Cahn,  S.  21.)  Aber  auch  in  Basel  selbst  wurde  in  jener  Zeit 
schon  allgemein  nach  Gulden  gerechnet,  wenn  es  sich  um  grössere 
Beträg-e  handelte,  und  selbst  die  Stadtrechnungen  weisen  die  Rech- 
nung nach  Gulden  auf.  Die  Verdrängung  der  einheimischen  Silber- 
münze durch  die  Überhandnähme  des  Guldens  rief  im  Interesse  einer 
gesunden  Münzpolitik  einem  stabilen  Verhältnis  zwischen  Gulden 
und  Pfennigen,  welches  eben  bis  dahin  noch  nicht  vorhanden  ge- 
wesen war.  Die  Florentiner  Gulden  lassen  sich  im  Oberrheintal  erst- 
mals in  den  dreissiger  Jahren  des  14.  Jahrhunderts  nachweisen  (s. 
Cahn,  Die  Münz-  und  Geldgeschichte  der  Stadt  Strassburg-,  S.  125  ff.) 

Um  das  Jahr  1350  fing  man  in  Deutschland  an,  Goldgulden  nach 
dem  Vorbild  der  Florentiner  zu  schlagen.  Am  8.  Januar  1386  grün- 
deten dann  die  vier  rheinischen  Kurfürsten  eine  Münzvereinigung', 
nach  deren  Bestimmungen  die  rheinischen  Goldg'ulden  23  karätig 
ausgeprägt  und  ihrer  66  auf  eine  kölnische  Mark  gehen  sollten.  Da 
die  rheinischen  Gulden  in  der  Folge  schlechter  ausgeprägt  wurden, 
nahm  sich  König  Ruprecht  von  der  Pfalz  dieser  Frage  an,  indem  er 
erkannte,  dass  es  im  Interesse  des  ganzen  Reiches  wäre,  wenn  be- 
züglich des  Guldens  bessere  Zustände  Platz  greifen  würden.  Auf 
dem  Reichstage  zu  Mainz  wurde  unter  der  Mitwirkung  der  städtischen 


Münzen  in  den  Gebieten  dieser  Münzherren  eine  zu  grosse 
war^  um  an  die  Schalfung  eines  einheitlichen  Münzfusses 


Gesandten  ein  Münzgesetz  durchberaten  und  am  23.  Juni  1402  ver- 
öffentlicht. Darnach  sollte  das  gesetzliche  Schrot  und  Korn  der 
Gulden  im  ganzen  Kelche  22V2  Karat  fein  betragen  und  66  Stück 
auf  die  kölnische  Mark  gehen.  Die  Kurfürsten  kehrten  sich  jedoch 
nicht  an  dieses  Reichsgesetz,  und  König  Ruprecht  war  nicht  mächtig 
genug-,  um  sie  zur  gesetzlichen  Ausmünzung'  der  Gulden  zu  zwingen. 
Auf  einem  Tage  zu  Heilbronn  im  Jahre  1407  riet  König  Ruprecht 
den  Städten,  die  Kurfürsten  durch  die  Drohung  der  Yerrufung  ihrer 
Gulden  zu  einer  gesetzlichen  Ausprägung  zu  zwingen,  und  ordnete 
an,  dass  durch  Proben  in  allen  Städten  der  Wert  der  kurfürstlichen 
Gulden  festgestellt  werden  sollte.  Die  daherige  Untersuchung  in 
Basel  stellte  fest,  dass  der  trierische  Gulden  20,  der  kölnische  2OV2, 
der  Mainzer  19V2  Karat  fein  war.  Die  alten  Gulden  mit  den  vier 
Schilden,  die  vor  dem  Jahre  1402  geschlagen  wurden,  waren  fein: 
die  Mainzer  21,  die  Kölner  2IV2,  die  trierischen  2OV2  Karat.  Die 
Reklamationen  der  Städte  hatten  dann  zur  Folge,  dass  die  Kurfürsten 
sich  doch  eines  Bessern  besannen  und  am  15.  August  1409  einen 
neuen  Münzvertrag  abschlössen,  nach  welchem  alle  Gulden  22karätig 
hergestellt  werden  und  66  auf  die  Mark  gehen  sollten.  Auf  einem  Reichs- 
tage am  22.  September  zu  Bacharach  wurden  die  neuen  Gulden  der 
rheinischen  Kurfürsten  als  kursfähig  erklärt,  und  betreffend  die 
alten  wurde  bestimmt,  dass  sie  nach  ihrem  Innern  Werte  umlaufen 
sollten.  Infolge  des  unerwarteten  Todes  des  Königs  Ruprecht  im 
Jahre  1410  ging  aber  die  kaum  hergestellte  Ordnung  bezüglich  der 
Gulden  in  die  Brüche.  Im  Jahre  1417  schlössen  die  rheinischen 
Kurfürsten  wieder  einen  neuen  Vertrag  ab,  nach  welchem  der  Gulden 
nach  dem  alten  guten  Fusse  aufrecht  erhalten  werden  sollte.  Neben 
diesem  publizierten  Vertrage  trafen  sie  jedoch  untereinander  ein 
Sonderabkommen,  nach  welchem  sie  nur  20karätige  Gulden  aus- 
münzten. Der  neue  kurrheinische  Münzvertrag  vom  Jahre  1425  legte 
die  Ausprägung  des  Goldguldens  zu  19  Karat  fest.  —  Das  Korn  der 
Goldgulden  hat  im  15.  Jahrhundert  beständig  abgenommen;  im  Jahre 
1387  hatte  es  noch  23  Karat  betragen,  1403:  22 V2,  1425:  19,  1462: 
19,  1480:  18  Karat  10  Gran,  1498:  I8V2  Karat. 

Die  Gehaltsbewegung-  des  rheinischen  Guldens  war  von  1354  bis 
1490  folgende^): 

1354  wog  der  rheinische  Goldgulden  an  Goldgehalt  3,469  Gr. 
1371     „      „  „  „  „  „         3,395  „ 

1399     „      „  „  „  „  „         3,321  „ 

1409       „  „  „  •„  „  „  3,247  „ 

1417        „  „  „  „  „  „  2,952  „ 

1420       „  „  „  „  „  „  2,736  „ 

1464     „      „  „  „  „  „  2,695  „ 

1490       „  „  „  „  „  „  2,526  „ 


^)  Vgl.  Grote,  Münzstudien,  Nr.  16,  S.  141. 
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denken  zu  können,  errichtete  man  drei  Münzkreise,  in 
denen  die  Konventionsmünze  nach  einheitlichen  Bestim- 
mungen geschlagen  werden  sollte.  Als  erster  Kreis  wurde 
Freibürg  i.  Br.  bestimmt,  welche  Stadt  ihre  bisherige 
Münze  auch  weiterhin  ausprägte;  10  ß  Den.  sollten  einem 
Gulden  gleich  sein,  und  für  die  feine  Mark  Silber  sollten 
inskünftig  nicht  mehr  als  2  16  ß  (=  672  Den.)  ge- 
geben werden.  Zu  einer  feinen  Mark  Silber  sollte  Vj^  Lot 
Speise  getan  werden,  und  aus  4  Lot  sollten  14  ß  Den.  ge- 
schrotet werden.  Auf  die  rauhe  Mark  sollten  672  Den.  gehen, 
ein  jeder  also  0,349  Gr.  wiegen  und  0,32  Gr.  Feinsilber  (=  ^^Viooo) 
enthalten^).  Dem  zweiten  Münzkreise,  Basel,  wurden  Basel, 
Breisach,  Zofingen,  Laufenburg,  Thiengen  und  Bergheim 
zugeteilt ;  es  wurde  für  dieses  Gebiet  ein  leichterer  Pfennig 
festgesetzt ;  denn  es  gingen  hier  888  Den.  auf  die  rauhe 
Mark,  mit  einem  Gewicht  von  je  0,264  Gr.  und  einem  Fein- 
gehalt von  0,212  Gr.  oder  ^^^/woo.  Zum  dritten  Münzkreise 
gehörten  Burgdorf,  Neuenburg,  Zürich,  Bern,  Solothurn 
und  Schatfhausen ;  der  Pfennig  dieses  Gebietes  wog  nur 
0,193  Gr.,  und  es  gingen  1212  Den.  auf  die  rauhe  Mark,  bei 
einem  Feingehalt  an  Silber  von  0,i5  Gr.  oder  ®^%ooo.  Es 
wurde  festgesetzt,  dass  15  ß  dem  Werte  eines  Guldens 
entsprechen  sollten.  Die  bisher  im  Umlauf  gewesenen 
Angster  wurden  in  allen  Städten  des  Konventionsgebietes 
verrufen.   Es  heisst  wörtlich  im  Vertrage: 

„Des  ersten,  dass  die  von  Friburg  in  Brisgow  bliben 
sullent  bi  ir  Münz,  die  si  ietz  slahent,  das  ist  zehen  Schilhnge 
für  ein  Guldin,  vnd  sol  man  der  geben  vmb  ein  Mark  Silbers 
nit  mere  denne  zwei  pfunt  vnd  sechzehen  Schillinge  derselben 
pheningen  vnd  sullent  anderthalb  lot  spise  tun  zu  der  Mark 
vnd  sullent  schroten  vff"  viere  lot  vierzehen  Schillinge  .  .  .  Item 
Basel,  Brisach,  Zofingen,  Louffenberg,  Thüngen  und  Bergheim 
sullent  slahen  fünfzehen  Schillinge  für  ein  Guldin  vnd  sullent 
vmb  ein  Mark  Silbers  nüt  mer  geben  denne  viere  phunt  und 
viere  Schillinge  derselben  Münz  vnd  sullent  tun  viere  lot  spise 
ze  der  Mark  vnd  sullent  schroten  nünezehndhalb  Schillinge  vflp 


Vgl.  Cahn,  a.  a.  0.,  S.  25  f. 
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viere  lot  derselben  Pfenningen,  sullent  wegen  ein  pliunde  vnd 
drye  Schillinge  vnd  zween  plienninge  filnfe  lot,  vnd  dieselben 
fiinfe  lot  sullent  geben  viere  lot  vines  Silbers,  so  man  si  ver- 
sucht vsser  dem  füre ;  vnd  den  knechten  sol  man  geben  von 
der  Mark  ze  lone  sechzehen  phenninge  vnd  vff  zwenzig  Mark 
drü  lot  ze  fürge wicht.  —  Item,  die  von  Kyburg,  die  Grefin 
von  Nüwenbiu-g,  die  von  Zürich,  von  Berne,  von  Solotern  vnd 
von  SchaflFhusen  sullent  slahen  ein  phunt  für  ein  Guldin  vnd 
sullent  geben  umb  ein  Mark  Silbers  fünfe  phunt  vnd  zwölf 
Schillinge  derselben  Münz  vnd  nit  mer,  vnd  söllent  tun  zu  der 
Mark  viere,  lot  spise  vnd  sullent  schroten  vff  viere  lot  ein  phunt 
vnd  fünfe  Schillinge  vnd  drye  phenninge  vnd  sol  wegen  dryssig 
Schillinge  vnd  achtzehen  phenninge  fünfe  lot  (Nota:  vj  lot,  doch 
also  daz  des  Silbers  belibe  vnd  man  es  doch  vinde),  dieselben- 
fünfe  lot  sullent  geben  vsser  dem  füre,  so  man  si  versucht, 
viere  lot  vines  Silbers ;  den  knechten  von  ieder  Mark  sol  man 
geben  ze  lone  zwene  Schillinge  vnd  acht  phenninge  vnd  vff 
zwenzig  Mark  drü  lot  ze  für  gewicht" 

Wenn  die  vorgesehene  Kontrolle  des  Guldenpreises 
durchzuführen  gewesen  wäre,  so  hätten  die  Münzherren 
den  bestimmenden  Einfluss  auf  den  Preis  des  Silbers  er- 
halten.   Die  Mtinzstrafen  sollten  sein  wie  folgt: 

„Item  wer  die  pfennige  beschrotet,  dem  sol  man  die  vinger 
absiahen  und  (in)  henken.  Wer  ouch  dis  nüwen  phenninge  usliset 
und  si  brennet,  der  sol  an  lih  und  gut  vervallen  sin  dem 
richter  in  dem  gericht  da  er  es  tut." 

Über  die  Ausfuhr  des  Silbers  und  der  gemünzten 
Pfennige  sagt  der  Vertrag: 

„Und  wer  silber  oder  dis  gemünzet  phenninge  von  dem 
lande  füert,  wer  im  di  nimet,  der  sol  es  halbes  haben  und  dem 
Richter,  in  des  gericht  er  es  nimet,  halb  geben.  Wurdent  aber 
sie  im  nüt  genommen  und  wurde  iemande  darumb  angesprochen 
und  mit  zwein  erbern  mannen  erzüget  oder  möcht  er  sin  mit 
dem  eyd  nüt  usgan,  so  sol  das  gute  dem  gericht  vervallen  sin, 
als  ob  es  im  uflf  dem  lande  genommen  were,  und  soll  das  der 
richter  bi  sinem  eyd  nemen,  und  hat  er  sin  nüt,  so  sol  man 
im  sin  hande  absiahen." 


0  A.  S.,  I,  S.  56  f. 
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Die  Münzen  derjenigen  Herren  und  Städte,  welche  den 
in  diesem  Vertrage  festgesetzten  Bestimmungen  nicht  nach- 
kommen würden,  sollten  verrufen  w^erd'en: 

„Es  ist  euch  beredt,  wer  der  sie,  er  sie  herr  oder  stette, 
die  Münz  habent  vnd  vff  dirre  dreyer  münz  eine  nüt  slahen 
wölte  vnd  wölte  etwan  bi  der  bösen  Münz  bliben,  dero  münz 
sol  man  verruofen  in  allen  münzen,  daz  die  niemande  neme. 
Und  wer  die  slüg,  er  si  münzmeister  oder  knecht,  wa  die  be- 
griffen wurden,  ab  den(en)  sol  man  richten  nach  recht  ane  gnade. 
Wer  ouch  dieselben  bösen  münz  under  die  andern  münz  brecht, 
si  werent  geistlich  oder  weltUch  oder  frouwen  oder  man,  ab 
dem  sol  man  richten  als  vorgeschriben  stat.  .  .  .  Were  ouch 
ob  iemande  der  in  disen  münzen  seszhaft  were,  ein  münz  er- 
worben hett  oder  erwürbe,  der  sol  diser  dryer  ordenunge  eine 
nemen  und  sol  ouch  die  versorgen  mit  briefen  und  eyden  ze 
halten  in  aller  der  wise  als  vorgeschriben  stat.  Tete  er  des 
nüt,  so  sol  man  sin  münz  verbieten  und  nüt  nemen  als  wite 
die  münzen  gande,  die  gehorsam  sint.  Wer  im  ouch  silber  zu- 
füret, der  sol  die  pene  liden  als  ob  er  es  von  dem  lande  fürte." 

Vom  nächstkünftigen  Pfingsttag  an  sollte  man  keine 
alten  Angster  mehr  annehmen.  Die  näheren  Bestimmungen 
hierüber  überliess  man  den  Vertragsparteien.  In  Basel 
wurde  der  Umtausch  der  alten  gegen  die  neuen  Pfennige  in 
der  Weise  geregelt,  dass  für  zwei  alte  Pfennige  ein  neuer  ge- 
geben w^urde,  trotzdem  der  neue  schlechter  w^ar  als  der  alte ! 

Die  Pfennige,  welche  auf  Grund  dieser  Konvention 
in  BaseP)  geprägt  wurden,  hiessen  im  Volksmund  „Driling". 

^)  Betreffend  die  dem  Basler  Währung ssystem  Jener  Zeit  zugrunde 
liegende  Gewichts-  und  Rechnung-seinheit  bemerkt  Harms  was  folgt : 
Das  Münsgrnndgewicht  ist  die  Mark ;  sie  zerfällt  in  16  Lot  von  je  4 
Quintchen.  Über  das  Gewicht  dieser  Mark  stellte  vorerst  Ä.  Hanauer 
(Etudes  economiques  sur  l'Alsace  ancienne  et  moderne,  2  Bde.,  Paris- 
Strassburg^,  1876,  Tome  premier,  Les  Monnaies)  eingehende  Berech- 
nungen an,  aus  denen  mit  Bestimmtheit  hervorging,  dass  die  Basler 
Mark  etwas  schwerer  war  als  die  kölnische,welche  bekanntlich  233,85  Gr. 
aufwies.  Hanauer  berechnete  die  Basler  Mark  auf  234,4o  Gr.  Cahn 
(S.  7  ff.)  hat  über  das  Gewicht  der  Basler,  Strassburger  und  Kölner 
Mark  weitere  Untersuchungen  vorgenommen,  welche  ergeben,  dass 
die  Basler  Mark  in  Wirklichkeit  234,29  Gr.  wog.  Harms  hat  die  Mark 
nach  den  Berechnungen  Cahns  auch  seinen  Darstellungen  zugrunde 


Wie  Cahn  bemerkt,  ist  diese  Bezeichnung  auf  den  Umstand 
zurückzuführen,  dass  auf  einen  Strassburger  Pfennig  drei 
Basler  Pfennige  gingen. 

Die  Frage,  ob  die  Zinse  früherer  Geld-  speziell  Dar- 
lehensgeschäfte in  alten  oder  neuen  Pfennigen  ausbezahlt 
werden  sollten,  wurde  nach  dem  Abschluss  der  Schaff- 
hauser  Konvention  wieder  besonders  aktuell.  Sie  hatte 
selbstverständlich  bei  den  Schwankungen  im  Gewicht 
und  Feingehalt  der  Landesmünzen  schon  lange  Zeit  be- 
standen. Da  je  nach  der  Sachlage  entweder  der  Gläubiger 
oder  der  Schuldner  hierbei  in  Verlust  kam,  so  war  die 
Lösung  dieser  Frage  besonders  heikel  und  hat  in  der 
Folge  zu  speziellen  Abmachungen  geführt. 

Die  Festsetzung  des  Preises  für  den  Gulden  war  in 
Schaffhausen  eine  sehr  willkürliche. 

Während  z.  B.  in  Basel  in  den  Jahren  1376/77  im  Durch- 
schnitt 17,86  ß  für  den  Gulden  bezahlt  werden  mussten, 
setzte  man  in  Schaft'hausen  das  gesetzliche  Verhältnis  auf 
1  :  15,  was  offensichtlich  ein  grosser  Fehler  war.  Dieses 
Verhältnis  entsprach  dem  Verkehrs  wert  keineswegs;  aber 
abgesehen  davon  war  der  Gulden  in  Feingehalt  und  Ge- 
wicht auch  keine  stabile  Münze.  Ebenso  wurde  der  neue 
Pfennig  nicht  nur  nicht  besser  ausgeprägt  als  der  alte, 
sondern  der  Minderfeingehalt  betrug  z.  B.  gegenüber  dem 
Pfennig  vom  Jahre  1375  zu  Basel  sogar  31,7  7o-  ^^'^^  wollte 
eben  den  Silberpreis  beeinflussen,  in  Ausserachtlassung 


gelegt.  Gegenüber  Hanauer  und  Schönberg,  welcher  in  seinem 
Buche  „Die  Finanzverhältnisse  der  Stadt  Basel  im  Mittelalter",  1878, 
Hanauer  gefolg^t  ist,  ergibt  sich  somit  ein  Unterschied,  der  aller- 
dings sehr  unerheblich  ist.  Mone  hat  dagegen  in  seiner  Abhand- 
lung über  das  Münzwesen  vom  13.  bis  17.  Jahrhundert  (Zeitschrift  für 
die  Geschichte  des  Oberrheins,  II.  Bd.,  S.  393)  die  Basler  Mark  mit 
einem  Gewicht  von  239,84  Gr.  zu  hoch  angeschlagen.  Die  Rechniings- 
einheit  in  Basel  war  das  Pfund  (Ib.,  welches  in  20  Schillinge  (ß) 
zerfiel.  Der  Schilling  hielt  12  Pfennige  (^. ),  so  dass  das  Pfund  240 
Pfennige  aufwies.  Die  Entwicklung  des  Pfundes  Karls  des  Grossen 
vom  Gewichts-  und  Zahlbegriff  lässt  sich  für  Basel  im  einzelnen 
nicht  nachweisen;  doch  ist  sie  zu  Beginn  der  zweiten  Hälfte  des 
Mittelalters  bereits  vollzogen.  (Vgl.  Harms,  a.  a.  0.,  S.  13). 
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des  Silberpreises  auf  dem  Markte.  Diesem  Zwecke  sollten 
folgende  in  Schaffhausen  beschlossene  Massnahmen  förder- 
lich sein :  Es  sei  der  Silberhandel  der  schärfsten  Kontrolle 
zu  unterstellen;  es  dürfe  kein  Silber  ausser  Landes  ge- 
führt werden,  und  die  Wechsler  seien  verpflichtet,  alles 
Silber  vorerst  dem  Münzmeister  anzubieten. 

Bernhard  Harms  sagt  über  diese  Konvention:  „Der 
unter  so  glücklichen  Auspizien  abgeschlossene  Vertrag  von 
Schaffhausen  hatte  im  Grunde  so  gut  wae  gar  keinen  Er- 
folg. Jene  Voraussetzung,  dass  man  die  Macht  haben  werde, 
ein  Verhältnis  zwischen  Gold-  und  Silbermünze  durchzu- 
drücken, das  dem  wirklichen  Preisunterschiede  dieser 
Metalle  nicht  entsprach,  erwies  sich  in  der  Folge  als  nicht 
gegeben^)." 

6.  Die  Münzkonuention  üöm  14.  September  1387 

zu  Basel. 

Das  gründliche  Fiasko  des  Schaffhauser  Münzbundes 
vom  Jahre  1377  hatte  neue  Münzwirrnisse  und  für  das 
Konventionsgebiet,  wie  Harms  bemerkt,  den  Tiefstand  des 
Münzwesens  im  14.  Jahy'hundert  überhaupt  im  Gefolge.  Die 
Festsetzung  der  Wertrelation  zwischen  Gulden  und  Pfund 
erwies  sich  als  eine  sehr  unglückliche  Massnahme.  Hatte 
man  noch  im  Jahre  1376/77  für  den  Gulden  0,89  Pfund 
bezahlt,  so  betrug  im  Jahre  1378  im  Verkehr  in  Basel 
der  Preis  des  Guldens  hinwieder  16  Drillinge  und  bald 
bezahlte  man  dafür  bis  19  ß.  Die  Wertrelation  zwischen 
Gulden  und  Pfund  war  von  1377  bis  1383  1  :  0,8o.  Da 
indessen  bereits  zu  Anfang  der  Achtziger  jähre  für  das 
Silber  ein  bedeutend  höherer  Preis  bezahlt  werden  musste, 
als  er  in  Schaffhausen  festgesetzt  worden  war,  Gewicht 


^)  Konzept  des  Vertrages  in  Rotulusform  in  der  Sammlung  Münz- 
schriften und  Münzabschiede.  —  Vgl.  Münch,  in  der  Argovia,  VIII, 
S.  364.  —  Abgedr.  A.  S.,  I,  S.  56—58..  —  Escher,  Schweiz.  Münz-  und 
Geldgeschichte,  S.  103  ff.  —  Harms,  S.  89—63.  —  Abschrift :  Matile,  Monu- 
ments de  l'histoire  de  Neuchätel,  1844,  II,  1161  Nr. 816.  —  St.-A.  Basel: 
Münzakten,  B.  I.  —  Cahn,  S.  25  ff. 


—    39  — 


und  Feingehalt  der  Pfennige  aber  die  nämlichen  blieben, 
so  war  es  klar,  dass  der  Münzherr  dabei  zu  Schaden 
kommen  und  auf  Abhülfe  bedacht  sein  musste.  Die  in 
Schaffhausen  aufgestellte  Rentabilitätsbasis  war  durch  die 
Erhöhung  des  Silberpreises  in  sich  zusammengefallen.  Um 
die  Stadtkasse  vor  grösserem  Schaden  zu  bewahren,  setzte 
sich  Basel  im  Jahre  1383  mit  seinen  Münz  verbündeten  in 
Verbindung  behufs  Anbahnung  einer  Revision  der  Schaff- 
hauser  Übereinkunft,  und  es  arbeitete  auch  den  Entwurf 
zu  einem  neuen  Vertrage  aus,  der  indessen  nicht  in  Kraft 
gesetzt  wurde.  Nach  diesem  Entwürfe  hätte  die  Stadt 
Freiburg  bei  ihrer  Münze  verbleiben  können  und  wie  vor- 
her aus  der  Mark  Silber  2  ff  16  ß  prägen  sollen.  Die 
andern  Kontrahenten  hätten  den  nämlichen  Münzfuss  an- 
nehmen sollen,  über  den  die  Urkunde  folgendes  besagt: 

„Item  wir  die  vorgenanten  herren  und  gräfin  von  Nüwen- 
bnrg  und  wir  die  vorgeschribnen  stett  söllent  slahen  ein  phunt 
für  einen  guldin  und  söllent  geben  umb  ain  march  silbers  fünf 
phunt  und  zwelf  Schilling  der  selben  münz  und  nit  mer  und 
söllent  tun  zu  der  selben  marcli  acht  lot  spis  und  süllent  sroten 
uff  vier  lot  ain  phunt  und  sechzehen  phenning  und  söllent 
drissig  und  zwen  Schilling  der  selben  phenning .  wegen  sechz 
lot,  die  selben  sechz  lot  sollen  vier  lot  fins  Silbers  uss  dem 
füre  tun.  Sie  söllent  den  knechten  geben  ze  Ion  von  ieder 
march  zwen  Schilling  der  selben  phenningen  und  uff'  zwanzig 
march  ze  fürgewicht  sechsthalb  lot,  dar  umb  daz  si  ez  wol 
Aviß  machent." 

Dieser  Vertragsentwurf  Basels  zu  einer  einheitlichen 
Mü7ize  für  das  grosse  Konventionsgebiet  war  sehr  beachtens- 
wert. Nach  ihm  hätte  ein  Pfund  der  vorgeschlagenen 
neuen  Pfennige  einem  Gulden  gleich  sein  sollen.  Der 
Entwurf  befasste  sich  weiter  mit  der  Kontrolle  und  be- 
sonders dem  Verbot  der  alten  Pfennige,  dem  Silberkauf 
mit  der  bereits  bekannten  Tendenz,  den  Silberpreis  stabil 
zu  halten,  usf.  Betreffend  den  Feingehalt  war  vorgesehen, 
dass  auf  die  rauhe  Mark  1024  Pfennige,  auf  die  feine  Mark 
1336  Pfennige  gehen  sollten.    Das  Gewicht  des  einzelnen 
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Pfennigs  würde  sonach  0,336  Gr.  gewesen  sein  bei  einem 
Feingehalt  von  0,175  Gr.,  während  für  die  Münze  von  1377 
(Schaffhausen)  der  Feingehalt  auf  0,211  Gi".  festgesetzt  wor- 
den war.  Diese  Verschlechterung  des  Feingehaltes  hätte 
sich  mit  dem  erhöhten  Silberpreis  rechtfertigen  lassen; 
doch  waren  die  Verhältnisse  für  eine  feste  Relation  zwi- 
schen dem  Gulden  und  dem  Pfund  überhaupt  nicht  ge- 
geben. Die  Verschlechterung  des  Feingehaltes  der  Pfennige 
auch  in  Betracht  gezogen,  wäre  dennoch  die  vorgesehene 
Preissteigerung  des  Guldens  eine  sehr  hohe  gewesen  ^). 

Die  Unterhandlungen  zur  Inkraftsetzung  dieses  Ent- 
wurfes mussten  jedoch  aufgegeben  werden,  indem  die 
Grafen  von  Habsburg  und  Kyburg  mit  dem  Tode  abgingen 
und  Herzog  Leopold  von  Österreich  mit  den  Eidgenossen 
auf  feindlichem  Fusse  stand  Die  Zustände  im  Münz- 
wesen verschlechterten  sich  aber  unterdessen  überall  im- 
mer mehr,  so  dass  der  allgemeine  Wunsch  nach  einer 
Änderung  der  Dinge  laut  wurde.  Im  Jahre  1387  machte 
Herzog  Albrecht  III.  von  Österreich,  Leopolds  Nachfolger, 
die  Anregung  zu  einer  neuen  Münzkonvention,  und  die 
Verhandlungen  hierüber  gediehen  zum  grossen  Münzhunde 
vom  14.  September  1387  zu  Basel,  dem  11  Herren  und  17 
Städte  mit  einem  Gebiete  von  74  Städten  und  Herrschaften 
beitraten,  nämlich :  1.  Herzog  Albrecht  für  sich  und  Leopolds 
(des  in  der  Schlacht  bei  Sempach  gefallenen)  Söhne  und 
die  münzberechtigten  Städte  Freiburg  i.  Br.,  Schaffhausen, 
Breisach,  Zofingen,  Villingen,  Bergheim  und  Todtnau; 
ferner  für  die  nicht  münzberechtigten  Städte  Rheinfelden, 
Säckingen,  Waldshut,  Diessenhofen,  Stein,  Winterthur,  Zell, 
Rapperswil,  Frauenfeld,  Sursee,  Wiedlisbach,  Ölten,  Aarau, 
Brugg,  Mellingen,  Baden,  Bremgarten,  Lenzburg,  Aarburg ; 
für  die  breisgauischen  Städte  Neuenburg  a.  Rh.,  Kenzin- 


^)  St.-A.  Basel,  Münzakten.  —  St.-A.  Basel,  Urkundenbuch,  V, 
S.  14.  —  Ä.  Münch,  S.  365  und  S.  400.  —  Harms,  a.  a.  0.,  S.  64  ff.  — 
Cahn,  a.  a.  0.,  S.  27  f. 

^)  Vgl.  Dieraner,  Geschichte  der  Schweiz.  Eidgen.,  I,  286.  — 
Harms,  S.  67. 


gen,  Ed  dingen,  und  für  die  sundgauischen  Städte  Altkircb, 
Pfirt,  Beifort,  Blumenberg,  Tattenried,  Masmünster,  Thann, 
Sennheim  und  Ensisheim ;  2.  Bischof  Friedrich  von  Strass- 
burg  für  die  Städte  Rufach,  Sulz,  Egisheim,  Heiligenkreuz 
und  Margolsheim ;  3.  Graf  Rudolf  von  Hochberg  für  Rothen- 
berg; 4.  Graf  Hans  von  Habsburg  für  Laufenburg;  5.  Graf 
Berchthold  von  Kyburg  für  Wangen;  6.  Gräfin  Elisabeth 
von  Neuenburg;  7.  Freiherr  Hemmann  (alias  Hannemann) 
von  Krenkingen  für  Thiengen;  8.  die  Städte  Basel,  Zürich, 
Luzern,  Bern,  Burgdorf,  Thun,  Unterseen,  Aarberg,  Laufen, 
Solothurn,  Colmar,  Münster,  Kaisersberg,  Mülhausen, 
Reichenweiler,  Zellenberg  und  Türkheim ;  9.  Bischof  Imer 
von  Basel  für  die  Städte  Delsberg,  Laufen,  Liestal,  Biel  und 
Neuenstadt;  10.  Abt  Wilhelm  von  Murbach  für  St.  Amarin, 
Wattweiler  und  Gebweiler;  11.  Herr  Brun  zu  Rappoltstein 
und  Graf  Heinrich  von  Sarwerd  für  Rappoltsweiler. 

Nach  diesem  Vertrage  galt  ein  Pfund  der  neuen  Pfen- 
nige einen  Gulden;  man  kopierte  in  dieser  Beziehung  den 
Konventionsentwurf  Basels  vom  Jahre  1383,  ebenso  darin, 
dass  für  das  ganze  Konventionsgebiet  ein  einheitlicher  Münz- 
fuss geschaffen  wurde.  Aus  einer  Mark  Silber  sollten  genau 
sechs  Pfund  der  neuen  Münze  geschlagen  werden.  Der 
Lohn  der  Münzknechte  wurde  auf  2  ß  und  8  Pfg.  per 
Mark  festgesetzt  und  auf  20  Mark  3  Lot  Beigewicht: 

„Des  ersten,  daz  wir  die  vorgenannten  Herren  vnd  Stette 
söllent  slahen  ein  phund  für  einen  gnldin,  vnd  söllent  geben 
vmb  ein  Mark  Silbers  sechs  phund  derselben  münze  vnd  ntit 
me,  vnd  söllent  tuen  zuo  ie  einer  Mark  sechs  Lot  spis,  vnd 
söllent  schroten  vff  vier  Lot  ein  phund,  vier  Schilling  vnd 
vier  phenning,  vnd  söllent  derselben  phenningen  drissig  vnd 
vierdhalb  Schilling  sechstehalb  Lot  wegen,  vnd  söllent  die- 
selben sechstehalb  Lot  vier  Lot  vines  Silbers  vsser  dem  füre 
geben,  so  man  sie  versuocht.  Den  Knechten  soll  man  geben 
von  ie  der  Mark  ze  lone  zwein  Schilling  vnd  acht  phenning, 
vnd  vfl"  zweintzig  mark  drü  Lot  ze  fürge wicht"  ^). 

Weder  ein  Wechsler  noch  sonst  jemand  durfte  für 
einen  gewöhnlichen  guten  Gulden  mehr  als  ein  Pfund  der 


1)  A.  S.,  I,  S.  321. 
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neuen  Pfennige  geben.  Damit  diese  Bestimmung  beim 
Geldwechsel  nicht  umgangen  werde,  wurde  eine  Maximal- 
wechselgebühr von  2  Pfg.  für  den  Gulden  angesetzt,  und 
jeder  Übertretungsfall  sollte  mit  5  Pfund  Strafe  geahndet 
werden.  Diese  Strafbestimmungen  waren  notwendig,  w^eil 
der  im  Vertrage  für  den  Gulden  angesetzte  Preis  gegen- 
über der  Wirklichkeit  erheblich  zu  niedrig  angesetzt  war. 
(Der  Feingehalt  z.  B.  des  Basler  Denars  war  in  jener  Zeit 
auf  0,145  Gr.  [^^Viooo]  und  dessen  Gewicht  auf  0,2oo  Gr. 
gesunken^),  w^ährend  der  Pfennig  der  Schafifhauser  Kon- 
vention noch  0,211  Gr.  Feinsilber  enthalten  hatte.)  Die 
neuen  Pfennige,  welche  0,i5  Gr.  w^ogen  und  ^^7iooo  Fein- 
gehalt aufwiesen,  konnten  rund  („sinwel")  oder  eckig 
(„ortacht")  geschlagen  werden.  Den  Münzmeistern  und 
deren  Knechten  sollte  nicht  mehr  als  der  bisherige  Lohn 
bezahlt  w^erden,  damit  nicht  durch  eine  Steigerung  der 
Löhne  die  Herstellung  der  Münzen  verteuert  würde.  Die 
Münzvergehen  W'Urden  mit  schweren  Strafen  bedroht,  bis 
zum  Fingerabschlagen  und  Aufhängen: 

„Item,  wer  die  phennige  beschrotet  vnd  vsliset,  dem  sol 
man  die  vinger  ahslahen  vnd  in  hengken.^^ 

Strenge  verboten  wurde  auch  die  Silberausfuhr;  bei 
Überführung  derselben  konnte  dem  Betreffenden  Gut  im 
Werte  dieser  Ausfuhr  weggenommen  oder  eine  Hand  ab- 
geschlagen werden.  Und  niemand  sollte  bei  schwerer 
Strafe  einem  andern  Silber  verkaufen  dürfen,  der  die  Ab- 
sicht hegte,  dasselbe  ausser  Landes  zu  führen,  sonst  sollten 
die  vorgenannten  Strafen  über  ihn  verhängt  werden.  Be- 
treffend die  Rückzahlung  der  Geldschulden  wurden  die 
näheren  Ausführungsbestimmungen  erlassen,  wobei  für  die 
Bezahlung  älterer  Schulden  in  alter  Münze  ein  gewisser 
Termin  eingeräumt  werden  sollte.  Während  der  Über- 
gangsperiode sollte  so  verfahren  werden,  dass  man 
Schulden,  die  länger  als  ein  Jahr  ausstanden,  bis  zum 

^)  S.  Peter  Ochs,  Bd.  II,  S.  200.  ~  Hanauer,  a.  a.  0.,  S.  401.  — 
Harms,  a.  a.  0.,  S.  70. 
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kommenden  10.  November  noch  in  alter  Münze  bezahlen 
konnte;  für  Wiederverkäufe  gewährte  man  eine  Frist 
bis  zur  nächsten  Lichtmesse  (2.  Februar  1388).  In  der 
Zwischenzeit  hatte  man  ein  Pfund  neuer  Pfennige  (240 
Den.)  für  30  ß  (360  Den.)  alter  Heller  oder  „Nütlein" 
zu  nehmen.  Im  übrigen  sollte  die  neue  Münze  Anwen- 
dung finden. 

Der  Vertrag  sollte  vorläufig  10  Jahre  Gültigkeit  haben. 
Wer  ihn  nicht  besiegelte,  dessen  Münze  sollte  verrufen 
werden.  Alle  Jahre  sollte  in  Rheinfelden  ein  Münztag 
abgehalten  werden. 

Dies  war  bereits  im  folgenden  Jahre  bitter  nötig ;  denn 
die  Frage  der  Annahme  der  alten  .und  neuen  Pfennige 
rief  viele  Zwistigkeiten  hervor.  Am  Tag  zu  Rheinfelden 
vom  5.  Januar  1388^)  bestimmte  man  hierüber  folgendes : 

„Item  des  ersten  sol  man  wissen,  waz  gült  vfgeloulfen 
ist,  siders  imsers  herren  fronlichnams  tag  in  dem  LXXXVI  jar 
nncz  vf  disen  tag,  die  selben  schulden  sol  man  geben  mit 
den  hallern  vnd  den  münzen^  so  da  zwüschent  geslagen  sint 
hinnant  dem  heiligen  abent  ze  ostran  dem  nechsten;  wurd  daz 
nüt  dazwüschent  bezalt,  der  sol  denne  bezalen  mit  der  nüwen 
münz,  die  man  denne  siecht  und  slahen  wirdet.  Was  ouch 
schulden  Tnd  gülten  vor  unsers  herren  fronlichnams  tag  im 
LXXXVI  jar  gemachet  sint,  dieselben  schulden  sol  man  gelten 
vnd  bezalen  bi  den  nüwen  phenningen,  so  man  ietzo  slahen 
wirt.  Item  was  ouch  widerköufiFe  bi  demselben  zil  und  jaren 
gemachet  sint,  dieselben  widerköuff  mag  man  ouch  ablösen, 
ouch  uncz  vf  den  osterabent  ze  nechst  mit  den  hallern  und 
phenningen,  so  in  den  ziln  geslagen  sint.  Wer  das  denn  nit 
tete,  der  mag  dar  nach  lösen  uncz  vf  sant  Johanns  tag  abent 
ze  sungichten,  also  dass  man  ie  1  Ib.  der  nüwen  phenningen 
für  'XXX  ß  haller  von  im  nemen  vnd  geben  sol.  Item  wer 
aber  das  ouch  nit  tete,  der  sol  dannanthin  lösen  mit  nüwen 
phenningen.    Item  es  ist  ouch  beredt,   dass  man  die  nüwen 


^)  Es  hatte  bereits  am  30.  Dezember  1387  eine  allgemeine  Be- 
ratung in  Eheinfelden  stattgefunden  betreffend  die  Ausgabe  der 
neuen  Münzen  und  die  Abtragung  alter  Schulden  (vgl.  A.  S.,  I,  S.  450. 
—  Cahn,  S.  38). 
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münz  vsgeben  sol  vf  den  nechsten  ostertag  vnd  sollen  danne 
alle  ander  lant  münzen  ab  sin,  die  vormals  geslagen  sint" 

Das  war  nicht  eine  allgemein  befriedi^^'ende  Auslegung 
der  Basler  Übereinkunft^  sondern  es  wurde  da  betreffend 
die  Kückzahlung  der  Geldschulden  ziemlich  selbstherrlich 
verfügt.  Der  Spruch  mag  ja  von  den  Urhebern  gut  ge- 
meint gewesen  sein,  aber  er  vermehrte  die  Streitigkeiten 
nur  noch  mehr.  Die  dadurch  Schaden  erleidenden  Par- 
teien erhoben  andauernd  Proteste,  welche  Veranlassung 
zu  einer  Besprechung  vom  12.  April  1390  in  Baden  gaben, 
wo  Reinhart  von  Wehningen,  Landvogt  des  Herzogs 
Albrecht  von  Österreich,  gemäss  dem  Urteil  der  Räte 
seines  Herrn  und  nach  Befragen  der  Boten  der  Städte 
Bern,  Zürich,  Basel,  der  Städte  der  Herrschaft  Österreich 
und  des  Bischofs  von  Strassburg  feststellte,  ,,dass  jeder- 
man  bi  sinen  schuld  briefen  solle  beliben  beide  umb  houpt- 
gut  vnd  euch  umb  zins,  dass  im  vergulten  solle  werden 
nach  siner  houptbrief  sag,  es  si  umb  guldin  oder  umb 
welcherley  müntz  die  houpt  brief  sagen" 

Es  sollte  demnach  in  Abweichung  von  den  Bestim- 
mungen der  Basler  Konvention  eine  Schuld  allgemein  nach 
der  Rechnungsmünze  des  Hauptbriefes,  nicht  nach  derjenigen 
des  Münzbriefes,  bezahlt  werden.  Das  war  nun  allerdings 
eine  klare  Bestimmung ;  aber  es  w^urden  durch  sie  zweier- 
lei Rechnungsarten  geschaffen,  von  denen  die  eine,  näm- 
lich diejenige  des  Hauptbriefes,  wieder  in  so  und  so  viele 
Rechnungsmünzen  der  diversen  Herren  und  Städte  zerfiel, 
wodurch  die  versuchte  Einheitlichkeit  im  Münzwesen  für 
das  Konventionsgebiet  auf  das  gründlichste  Schiffbruch 
erlitt.  Trotz  der  dadurch  von  neuem  hervorgerufenen 
Vielgestaltigkeit  der  Rechnungsmünzen  war  aber  diese 
Neuordnung,  welcher  doch  einigermassen  nachgelebt  wer- 
den konnte,  der  grossen  vorherigen  Unsicherheit  wohl  vor- 

1)  St.-A.  Basel,  Gr.  Weisses  Buch,  Fol.  57  v.  —  St.-A.  Bern:  Mis- 
sivenbuch  von  Thun.  —  A.-S-,  I,  S.  78. 

2)  Original  St.-A.  Basel,  Urk.  665  (A).  —  Urkundenbuch  daselbst, 
V.  Bd.,  S.  152.  —  Cahn,  a.  a.  0.,  S.  38.  —  Harms,  a.  a.  O.,  S.  74. 
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zuziehen.  Es  fehlten  dem  Konventionsgebiet  starke  Zen 
tralgewalten,  die  sich  der  Aufsicht  über  die  Innehaltung 
der  vereinbarten  Bestimmungen  ernsthaft  unterzogen 
hätten.  Verschiedene  kleine  souveräne  Staatswesen  hatten 
sich  zu  einer  gemeinsamen  Münz  Währung  zusammengetan, 
ohne  zu  bedenken,  welche  grossen  Schwierigkeiten  sich 
der  Ausführung  dieses  Planes  entgegenstellen  würden  und 
dass  eine  so  bunt  zusammengewürfelte  politische  Gesell- 
schaft wohl  niemals  zu  einheitlichen  strengen  Massnahmen 
in  Sachen  kommen  konnte.  Denn  ohne  eine  starke  Zentral- 
gewalt oder  einen  hohen  Grad  wirtschaftlicher  Einsicht 
und  ohne  etwelchen  Abbruch  der  Souveränität,  die  von 
den  Kontrahenten  nicht  ohne  Grund  auf  das  sorgfältigste 
gehütet  wurde,  war  dies  schlechterdings  nicht  möglich. 
Also  wenn  die  prinzipiellen  Bedenken  noch  überwunden 
worden  wären,  so  würde  eine  fruchtbringende  einheitliche 
Münzpolitik  wohl  an  politisch-opportunistischen  Erwägun- 
gen gescheitert  sein.  Nur  grosser  Wirrwarr  im  Münz- 
wesen und  die  durch  den  nachbarlichen  Wirtschaftsver- 
kehr bedingte  Annahme  der  gegenseitigen  Münzen  ver 
mochten  auf  jene  Staatswesen  so  weit  einzuwirken,  dass 
sie  es  mit  einer  gemeinsamen  Regelung  des  Münzwesens 
versuchten. 

So  gab  denn  auch  die  Neuerung  von  Baden  wieder 
Anlass  zu  vielen  Klagen  zwischen  Herren  und  Städten 
und  den  Städten  unter  sich  ^),  und  am  Münztag  vom  22.  Au- 
gust 1393  zu  Rheinfelden  mussten  die  Konventionsmitglie- 
der sogar  ermahnt  werden,  nun  endlich  einmal  mit  dem 


^)  Es  ist  hier  auch  ein  Streit  zwischen  Basel  und  Bern  zu  er- 
wähnen; Basel  verlangte,  dass  die  Berner  ihre  Schulden  nach  Sage 
der  Hauptbriefe  zahlen  sollten,  was  Bern  verweigerte.  Die  Eidge- 
nossen griffen  dann  auf  Ansuchen  der  beiden  Parteien  ein,  und  lautete 
ihr  Schiedsspruch  vom  2.  Novemi)er  1391  dahin,  dass  die  Berner  ihre 
Schulden  an  Basel  nach  der  Konventionsmünze,  d.  h.  ein  Gulden  zu 
lU  2  Den.,  abtragen  sollten,  und  zwar  in  vier  Jahresraten  von  kom- 
mender Weihnacht  ab.  Die  beiden  Städte  mussten  ihre  Gefangenen 
und  was  sie  beschädigt  und  genommen  zurückerstatten.  (Der  Streit 
war  nämlich  bis  dahin  ausgeartet.)    A.  S.,  I,  S.  81  f.  —  Cahn^  S.  39. 
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Schlagen  der  neuen  im  Jahre  1387  zu  Basel  beschlossenen 
Münze  zu  beginnen.  Es  hatten  nach  fünf  Jahren  nicht 
einmal  alle  Kontrahenten  angefangen,  die  neue  Konventions- 
münze  auch  wirklich  zu  schlagen!  Sodann  beklagte  man 
sich  am  genannten  Münztage  sehr  über  die  Verletzung  der 
Bestimmungen  betreffend  den  Silberhandel,  und  es  wurden 
neue  scharfe  Bestimmungen  bezüglich  des  Silberbannes 
erlassen. 

Nach  Ablauf  der  10  Jahre  Konventionszeit  wurde  kein 
Versuch  gemacht,  diesen  sehr  schlecht  gehaltenen  Münz- 
bund  zu  verlängern 

7.  Die  Münzkonuention  uom  1.  September  1399 
zu  Ensisheim. 

Nachdem  die  Basler  Münzkonvention  vom  Jahre  1387 
völlig  unwirksam  geworden  war,  wurde  zwischen  Herzog 
Leopold  von  Österreich  (handelnd  auch  für  seinen  Bruder 
und  seinen  Vetter  und  alle  deren  Lande  und  Städte)  einer- 
seits und  der  Stadt  Basel  anderseits  am  1.  September  1399 
zu  Ensisheim  eine  Münzkonvention  vereinbart.  Über  den 
Feingehalt  („Korn")  und  das  y^ScJiTof-  ^)  der  Münzen  besagt 
derselbe : 

„.  .  .  .  dass  wir  ze  ayner  vynen  mark  Silbers  ain  halbe 
mark  kuphers  tun  sullen  vnd  nicht  mer;  vsser  denselben  an- 
derthalb mark  silbers  vnd  Zusatzes  sullen  gemacht  werden 
acht  phund  vnd  acht  Schilling  stebler  oder  vier  phund  vnd 


^)  S.  Original  der  Konventionsurkunde  auf  Pergament  im  St.-A. 
Bern.  —  Konzept:  St.-A.  Basel.  —  Abschrift:  St.-A.  Basel,  Gr.  Weiss- 
buch, Fol.  38.  —  Basler  Urk.-Buch,  V,  S.  99  ff.  —  Lohner,  Die  Münzen 
der  Eepublik  Bern,  S.  253  f.  —  Ä.  Münch,  a.  a.  0.,  S.  365.  —  Cahn, 
Kappenmünzbund,  S.  31 — 41.  —  Hanauer,  I.  Bd.,  S.  401.  —  A.  S.  I, 
S.  76,  abgedr.  S.  320—323.  —  Harms,  a.  a.  0.,  S.  69  ff.  —  Zeller,  T, 
S.  298  f. 

^)  <i  Korn  and  Schrot  y>  (oder  umgekehrt).  Unter  dieser  Bezeichnung 
hat  man  folgendes  zu  verstehen :  Unter  Schrot  die  Anzahl  von  Stücken, 
in  denen  die  beschickte  (legierte,  rauhe)  Mark  ausgebracht  wurde, 
Linter  Korn  den  Feingehalt  der  Mark.  Eine  achtlötige  Mark  war  also 
zur  Hälfte  fein,  8  Lot  Silber  und  8  Lot  Zusatz  usw. 
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vier  Schilling*  zwayling,  das  sind  die  anderthalb  mark  Silbers 
vnd  Zusatzes  in  d«en  ofen  gesetzet  siillent  ain  vyne  mark  Sil- 
bers vsser  dem  ofen  vnd  füre  bringen  vnd  tun.  Der  schrot 
sol  sin  vff  vier  lot  der  anderthalb  marken  Silbers  vnd  Zu- 
satzes ain  phund  vnd  acht  Schilling  stebler  oder  vierzehen 
Schillingen  zwayling.  Der  vorgeschriben  phenning  sol  man 
geben  umb  ain  vyne  mark  Silbers  achthalb  phund  stebler  oder 
vierdhalb  phund  vnd  fünf  Schilling  zwayling'  oder  aber  sechs 
guldin  und  dry  Schilling  stebler,  der  gold  haben  wil,  und 
nicht  mer/' 

„Damif-S  sagt  Harms,  „war  die  Legierung  der  Mark 
nun  glücklich  auf  acht  Lot  angelangt;  die  beiden  hier 
vorgesehenen  Münzen  bedeuten  gegen  ihre  Vorgänger  eine 
weitere  Verschlechterung,  was  auch  darin  zum  Ausdruck' 
kommt,  dass  6  Gulden  und  3  ß  Stebler  für  die  feine  Mark 
Silbers  gegeben  werden  sollen.  Die  feine  Mark  Silbers 
gab  2016  Pfennige  oder  1008  Zweilinge.  Das  Korn  beider 
Münzen  war  ^^Viooo,  d.  h.  der  „Stebler"  wog  0,i74  Gr.  und 
hatte  0,116  Gr.  Feingehalt.   Der  Zweiling  wog  0,349  Gr.  mit 

0.  232  Gr.  fein." 

Die  Löhne  für  die  Münzmeister  und  Münzknechte  wur- 
den festgesetzt  wie  folgt: 

„.  .  .  .  man  solle  dem  münzmeister  für  tigel,  kohl,  vnschlitt, 
salz,  winstein,  münzysen,  stempfei,  leder  vnd  andere  geschirr 
einen  Schilling  stebler  geben;  dem  münzmeister  für  sin  sorg 
vnd  arbeit  sechs  stebler  vnd  von  den  anderhalb  marken 
zwayling  ze  slegschatz  zwen  Schilling  stebler  vnd  wenn  die 
münzergesellen  by  dem  vorgeschribnen  Ion  vier  Schillingen, 
so  si  stebler  pfenning  werken  vnd  machen,  nicht  wohl  bstan 
noch  darumbe  gewerken  möchten,  harumbe  sol  von  den  steb- 
ler Pfenningen  kein  slegschatz  genommen  werden,  vmb  dass 
•man  den  münzgesellen  dess  fürbazzer  gelonen  vnd  si  dasselb 
kain  gelt  stebler  gewerken  mugent^)." 

^)  St.-A.  Basel:  ein  Original  in  den  städt.  Urk.  775  (A).  Ge- 
druckt im  Urkundenhuch,  V,  S.  281.  —  Münch,  a.  a.  O.,  S.  380  ff.  — 
Lichnowsky ,  V,  Reg.  339.  —  Schreiber,  Urkuudenb.  II,  1.  227.  —  A.  S. 

1,  S.  456.  ~  Harms,  S.  77—85.  —  Cahn,  a.  a.  0.,  S.  41  ff.  —  Ein  zwei- 
tes Original  des  Vertrags  befindet  sich  auch  im  Gen.  Landesarchiv 
in  Karlsruhe,  Urk.  Abt.  21,  Konv.  5,  unter  der  Aufschrift:  «Ein  muntz- 
brieff  Hertzog  Lupolts  und  der  von  Basel.» 
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In  diesem  Vertrage,  welcher  den  neuen  Pfennig  gegen- 
über dem  alten,  der  noch  0,i45  Gr.  Feingehalt  gehabt  hatte, 
um  32  7o  verschlechterte  und  der  die"  begrüssenswerte 
Neuerung  des  Doppelpfennigs  brachte,  war  kein  direktes 
Verhältnis  zwischen  Pfund  und  Gulden  festgelegt.  Es  ist 
nur  indirekt  bei  der  Preisnormierung  des  Silbers  in  Gold 
ersichtlich.  Die  Konvention  enthält  auch  eine  Kosten- 
berechnung für  die  Prägungen.  Ferner  ist  darin  zum 
erstenmal  die  Prägung  von  Groschen  die  zu  jener  Zeit 
in  Deutschland  schon  allgemein  verbreitet  waren,  in  Aus- 
sicht genommen.  Die  Dauer  des  Vertrages  erstreckte  sich 
auf  5  Jahre.  Die  alten  Münzen  wurden  bis  zum  2.  Fe- 
bruar 1400  nachträglich  als  zulässig  erklärt. 

8.  Die  Münzübereinkunft  uom  13.  Juli  1416 
zu  Zürich^). 

Am  13.  Juni  1416  wurde  (ohne  Zweifel  in  Zürich) 
zwischen  den  drei  Städten  Zürich,  Bern  und  Solothurn  eine 

^)  Der  Groschen  (vom  niederdeutschen  Grot,  franz.  gros  =  grossus, 
dick),  ursprünglich  Bezeichnung  aller  dicken  Münzen  im  Gegensatz 
zu  den  Hohlmünzen  oder  Brakteaten.  Die  Groschen  sollen  erst  ums 
Jahr  1296  nach  der  franz.  Tornose  (gros  Tournois)  von  Wenzeslaus  II. 
in  der  böhmischen  Bergstadt  Kuttenberg  geschlagen  worden  sein. 
Die  Etymologie  des  Wortes  weist  Jedoch  auf  einen  früheren  Ursprung 
auf  niederdeutschem  Gebiete  hin.  Die  böhmischen  Groschen  waren 
von  15-lötigem  Silber,  und  es  gingen  60  auf  die  Mark,  so  dass  ein 
Groschen  =  65,6  Pfg.  war,  bis  sie  unter  Wenzel  III.  aus  9-lötigem 
Silber  geprägt  wurden.  Ihr  Gehalt  verringerte  sich  mit  der  Zeit 
immer  mehr.  Zuerst  in  Meissen  1390,  dann  in  vielen  andern  deutschen 
Ländern  nachgeprägt,  fand  diese  Münze  bald  allgemeine  Verbreitung 
und  hat  in  Deutschland  Jahrhunderte  lang  (bis  zur  Einführung  der 
neuen  Eeichswährung)  die  nächste  Unterabteilung  der  Hauptlandes- 
münze gebildet*). 

2)  Der  Verfasser  hat  als  Ort  des  Abschlusses  dieser  Überein- 
kunft Zürich  bezeichnet,  obwohl  eine  Ortsangabe  hierüber  fehlt.  Da 
aber  die  von  den  Behörden  Zürichs  erlassene,  darauf  bezügliche  Ver- 
ordnung das  nämliche  Datum  trägt,  ist  es  ausgeschlossen,  dass  die 
Verhandlungen  der  Abg^eordneten  der  drei  Städte  an  einem  geo- 
graphischen Mittelpunkt  stattgefunden  haben,  es  wäre  denn,  dass  die 
Verhandlungen  und  die  Übereinkunft  auf  ein  früheres  Datum  zurück- 

*)  Klimpert,  a.  a.  O.,  S.  135. 
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gemeinsame  Münzwertiing  auf  fünf  Jahre  abgeschlossen, 
die  sich  noch  auf  andere  Punkte  erstreckte,  so  dass  sie  in 
diesem  Kapitel  ebenfalls  ihren  Platz  einnehmen  mag.  Es 
wurden  da  folgende  Bestimmungen  erlassen:  1  Schiit- 
franken sollte  34  ß  gelten,  1  Dukaten  32  ß  2  Den., 
1  rheinischer  Gulden  1  ft'  7  ß  4  Den.,  1  ungarischer 
Gulden  31  ß  2  Den.,  1  Florentiner  31  ß  2  Den.,  1  Ge- 
nower  31  ß  2  Den.,  1  Päpstler  31  ß  2  Den.,  1  alter  Blap- 
hart^)  16  Den.,  1  Kreuzblaphart  15  Den.,  3  Fünfer  16  Den., 
1  guter  Lichtstockblaphart  13  Den.,  1  Neuner  9  Den., 
1  Kreuzer  9  Den.,  1  Berner  Blaphart  16  Den. 

Man  kam  überein,  dass  man  nicht  nur  die  eigenen 
Münzen  gegenseitig  annehmen  wolle,  sondern  auch  die- 
anderer  Städte,  welche  zu  den  nämlichen  Bedingungen 

zuverlegen  wären.  Hierüber  fehlen  aber  Angaben.  Herr  Staatsarchivar 
Prof.  Dr.  Thürler  in  Bern  schreibt  mir  hierzu:  «Nach  dem  Eingang 
der  Zürcher  Verordnung,  durch  welche  diese  Übereinkunft  publiziert 
wurde  und  die  einzig  erhalten  ist,  scheint  die  Übereinkunft  vom 
13.  Juni  1416  in  Zürich  geschlossen  worden  zu  sein. »  Herr  Staats- 
archivar Dr.  NabJiol^  in  Zürich  bemerkt  brieflich  zur  Sache :  «  Der 
in  den  Zürcher  Stadtbüchern  des  14.  und  15.  Jahrhunderts,  II,  S.  54, 
Nr.  79,  angeführte  Eintrag  lässt  seinem  Wortlaute  nach  die  Vermutung 
zu,  dass  damals  zwischen  Zürich,  Bern  und  Solothurn  nicht  ein  Ver 
trag  abgeschlossen,  sondern  nur  Abmachungen  getroffen  wurden. 
Ob  die  Verhandlungen  zu  Aarau  oder  zu  Zürich  stattfanden,  ist  nicht 
ersichtlich.  » 

^)  Dllkaten,  eine  weitverbreitete  Goldmünze,  die  ihren  Namen 
von  der  lateinischen  Kaiserfamilie  Ducas  erhielt,  deren  Goldmünzen 
sich  während  der  Kreuzzüge  weithin  verbreiteten.  Sie  gelangte  aus 
Italien,  besonders  Venedig,  wo  sie  den  Namen  Zecchino  erhielt,  und 
Florenz  im  Mittelalter  nach  dem  Norden.  Seit  Anfang  des  14.  Jahr- 
hunderts prägte  man  sie  als  Floreno  (Gulden)  in  Böhmen  und  Ungarn 
(in  Böhmen  besonders  als  Eulendukaten  aus  dem  Golde  der  Berg- 
werke von  Eule)  und  wurde  sie  dann  bald  auch  im  deutschen  Reiche 
heimisch;  man  nannte  sie  hier  im  Unterscheid  zum  verschlechterten 
Goldgulden  Dukaten  (Klimpert). 

^)  Blaphart,  Plappert,  Plappart,  blaffardus  nach  dii  Gange  gleich 
palleus,  pallidus  (franz.  blafard,  plaphard,  bleich),  so  genannt  nach 
der  bleichen,  matten  Farbe  der  französischen  Halbgroschen.  Ur- 
sprünglich ein  Gegensatz  zu  den  rein  ausgemünzten  Groschen,  hat 
das  Wort  im  15.  Jahrhundert  jede  schlimme  Bedeutung  verloren  und 
wurde  am  Oberrhein  und  in  der  Schweiz  schlechtweg  als  Bezeichnung 
eines  jeden  Halbgroschen  gebraucht  (Cahn). 
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münzten;  doch  sollten  dieselben  das  Münzen  einstellen 
und  „nie  mer  münzen'-^  Wollten  sie  das  nicht  tun,  so 
sollte  man  ihnen  mitteilen ;  dass  ihre  Münzen  verrufen 
würden.  Die  umlaufenden  Ulmer  und  Württemberger 
Haller,  welche  geringhaltiger  als  die  eigene  Münze  waren, 
sollten  verrufen  werden.  Im  Handel  sollte  niemand  schuldig 
sein,  mit  Gulden  zu  bezahlen,  sondern  es  sollte  jedermann 
mit  kleinen  Pfennigen  zahlen  können,  vorbehalten  das 
eigene  Gut  und  das  Erbe.  In  dieser  Beziehung  sollten 
also  die  Hauptbriefe  die  Weisung  geben. 

Der  Wechsel^)  wurde  verboten;  ebenso  sollte  keine 
andere  als  die  vorgeschriebene  Währschaft  zur  Anwendung 
kommen,  und  niemand  durfte  das  Geld  teurer  geben  als 
vorgeschrieben ;  Fehlende  sollten  von  jedem  Stück  5  ß 
Den.  Busse  bezahlen.  Von  denjenigen  Münzherren,  welche 
diese  erwähnten  Bestimmungen  nicht  annehmen  wollten, 
sollte  niemand  gebunden  sein,  die  Münzen  anzunehmen, 
noch  die  vereinbarte  Währschaft  zu  halten. 

Den  Räten  wurde  empfohlen,  darüber  zu  wachen,  dass 
niemand  Geld  ausschösse,  brennte  oder  aus  dem  Lande 
führte,  um  geringhaltigere  Münzen  daraus  zu  machen. 
Fehlbare  sollten  bestraft  werden.  Diejenigen,  welche  Geld 
„brannten  oder  seygeten  vnd  erschussen",  die  sollte  man 
an  Leib  und  Gut  und  nach  der  Schwere  des  Vergehens 
bestrafen.  Wenn  jemand  im  vorerwähnten  Sinne  Geld  aus 
dem  Lande  führte,  dem  sollte  man  es  nehmen,  und  wer 
es  nahm,  der  hatte  das  Recht  dazu.  Würde  jemand  mit 
dem  geringer  umgeprägten  Gelde  in  die  Gerichtsbarkeit 
der  Kontrahenten  kommen,  so  sollte  derselbe  nach  Mass- 
gabe seines  Vergehens  bestraft  werden. 

Man  sieht,  dass  diese  Übereinkunft  ausser  einer  all- 
gemeinen Münztaxation  auch  einige  andere  allgemeine 
und  wichtige  Währungsfragen  regelte ;  daraus  ist  nament- 
lich festzuhalten,  dass  in  der  Frage  der  verbrieften  Schul- 
den die  Bestimmungen  des  Hauptbriefes  in  Betracht  fallen 

^)  Offenbar  ist  das  Privatgeschäft  des  Geldwechslers  und  nicht 
das  Aufwechseln  gemeint,  da  über  letzteres  Bestimmungen  nachfolgen. 
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sollten.  Ausser  dem  rheinischen  wurde  da  noch  eine 
Reihe  anderer  Gulden  in  ein  festes  Verhältnis  zur  einhei- 
mischen Münze  gesetzt.  Wie  sehr  sich  die  drei  Städte  als 
Herren  im  Lande  betrachteteu,  zeigt  ihr  Verlangen,  dass 
man  die  guten  Münzen  anderer  allerdings  annehmen  wolle, 
dass  diese  aber  in  diesem  Falle  die  Ausübung  des  Münz- 
regales sistieren  müssten  \\ 

Die  Veranlassung  zu  dieser  Übereinkunft  ist  wohl  in 
einem  Ereignisse  des  Vorjahres  zu  suchen.  Am  20.  Juni 
1415  nämlich  kamen  die  Stadtbehörden  von  Zürich  wegen 
der  Münzen  von  Bern,  Solothurn  und  Waldshut,  die  man 
als  zu  schwach  erachtete  und  die  „sich  vnser  münze  nit 
geliehen  mügen^^,  überein,  dieselben  untersuchen  und  bei- 
Bestätigung des  geringen  Gehalts  verrufen  zu  lassen.  Am 
12.  September  gl.  J.  war  dann  von  selten  Zürichs  die 
Verrufung  der  genannten  Münzen  erfolgt^). 

Diese  Übereinkunft  war  aber  nur  von  kurzer  Dauer ; 
denn  bereits  im  folgenden  Jahre  verband  sich  Zürich  münz- 
politisch mit  den  Städten  um  den  Bodensee. 

9.  Die  Münzkonuention  uom  7.  Oktober  1417 
zu  Konstanz. 

Bei  dieser  Münzkonvention  waren  die  Städte  Zürich, 
Schafl'hausen,  Ravensburg,  Überlingen,  Lindau,  Pf  Ullen- 
dorf, Wangen,  Radolfszell,  Diessenhofen  und  Buchhorn 
beteiligt.    Man  kam  überein, 

„dass  ein  jekliche  der  vorgenannten  Stett  die  dann  münzen 
will  oder  ze  münzen  hat,  münzen  soll  vfif  der  von  Zürich 
korn,  das  ist  von  einer  geschickten  Mark  Siben  lot  vins  Sil- 
bers Costenzer  gewicht  vnd  37  den.  vff  ein  lot."  Ferner: 
„Item  die  Schillinge  so  man  slachen  wirdet,  sont  zu  dem  hal- 
ben bestan  vnd  sol  man  einen  geben  umb  vj  den.  vnd  27  für 
einen  guldin.  Item,  vnd  der  kleinen  münz  sol  man  geben 
1  Pfd.  7  ß  haller  für  1  gl.    Item  vnd   ob   dehein  Statt  in 


^)  A.  S.,  I,  S.  159  f.  —  Zürch.  Stadtb.  d.  14.  u.  15.  Jahrh.,  III, 
S.  54—56. 

2)  A.  S.,  I,  S.  151. 
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dem  zit  als  hernach  geschoben  stat,  absetzte,  die  sol  den 
andern  Stetten,  die  dann  münzent,  jeklicher  in  sunder  hundert 
Guldin  ze  peen  verfallen  sin.  Item  dass  onch  all  gross  silberin 
münzen,  mit  namen  alt  Blaphart,  Crüzplaphart ,  Schillinge, 
Nüner  vnd  Crüzer,  bestandent  in  dem  werd  als  vor.  Item  ein 
behemscher  gross  soll  gelten  9  den.  Item  dry  fünf  er  söllent 
gelten  8  den.  Item  vnd  welich  müntz  oder  gelt  ringer  vnd 
swecher  ist,  sy  sye  der  Herren  oder  Stetten,  die  sol  man  ver- 
bieten. Item  ouch  sol  man  dehein  gut  münz,  weder  behemsch 
gross  Blaphart,  Schillinge,  Nüner,  Fünfer,  noch  die  alten 
kleinen  müntz  nit  verbrönnen  noch  smelzen  noch  ander  mün- 
zen darus  münzen   Item  sol  ein  jekliche  Statt  mit  iren 

Wechslern  vnd  KoufLüten,  tütschen  und  weltschen,  frömden 
vnd  heimischen  bestellen,  das  sy  keinerley  münz,  weder  grosse 
noch  kleine,  nit  seyen,  usschiessen  noch  verfüren.  Wer  aber 
das  gefarlich  täte,  der  sol  umb  die  hab  komen  sin,  die  er 
dann  fürt  oder  bi  Im  ergriffen  wurde  vnd  der  Statt  von  dan- 
nen  er  ist,  hundert  Guldin  ze  buss  geben.  Item  war  ouch 
dz  dehein  Statt,  eine  oder  me,  münzen  vnd  vff  dz  obgenante 
korn  slachen  weit,  vnd  die  sach  mit  irem  brief  vnd  ir  siglen 
verschriben  vnd  versprächin,  hierin  nit  abzusetzen,  als  sich 
ander  Stett  gegen  einand  versprochen  haben,  sotane  münz 
sol  man  dann  ouch  nemen,  wele  Statt  aber  sogtane  versprechen 
nit  tun  wollt,  der  münz  sol  man  nit  nemen  noch  keine  wer- 
schaft  sin.  Item  vnd  ist  dz  die  Stett  darumb  vff  Sant  Gallen 
tag  ansagent,  sont  si  dise  stuck  getrüwlich  sampt  einander 
halten  bis  zu  wienachten  nechst  künftig  vnd  dannan  hin  fünf 
jar  die  nechsten  nach  einander  ze  zellend  angefarlich"  ^). 

Die  Kontrahenten  waren  also  gehalten,  den  Feingehalt 
der  Züricher  Münze  anzunehmen,  nach  welcher  eine  be- 
schickte Mark  sieben  Lot  feines  Silber  Konstanzer  Ge- 
wicht aufwies  und  37  Pfg.  auf  1  Lot  kamen.  1  ß  sollte 
6  Pfg.  gleich  sein,  27  ß  auf  einen  Gulden  gehen,  und  von 
der  kleineren  Münze  wurden  1  Pfg.  7  ß  Haller  auf  einen 
Gulden  gewertet.  Der  Silherhann  sollte  strenge  gehand- 
liabt  und  das  Aufwechseln  der  guten  Münzen  geahndet 
werden. 


1)  A.  S.  I,  S.  187.  —  St.-A.  Zürich,  Stadtb.  IV,  S.  26  a,  b. 
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Nach  diesem  Vertrage  sollte  eine  beschickte  (rauhe) 
Marie  7  Lot  Feinsilber  und  9  Lot  Kupfer  enthalten  und 
aus  derselben  592  Pfg.^  jeder  zu  2  Haller^  geschlagen 
werden ;  aus  der  feinen  Mark  wurden  demnach  1353  Pfg. 
oder  u  5. 12.9  Pfg.  =  n  11.5.  6  Haller  geprägt.  Das  Pfund 
Haller  entsprach  somit  ca.  4.  61  Franken  in  französisch- 
metrischer Silberwährung,  das  Pfund  Angsterpfennige 
Fr.  9.  22. 

Der  Schilling  wurde  zu  ^'^7iooo  fein  ausgemünzt;  er 
entsprach  6  Pfg.  (Angstern)  oder  12  Hallern.  Der  Gold- 
gulden, welcher  hier  1  ?t  7  ß  Haller  gleichgesetzt  wurde, 
enthielt  nach  heutigem  Goldwert  einen  Gehalt  von  ca. 
Fr.  9.  20,  wurde  aber  damals  in  Silber  nur  auf  Fr.  6.  22- 
angesetzt.  Die  Wertrelation  zwischen  Gold  und  Silber  war 
demgemäss  ca.  1  :  10,5.  Der  Groschen  sollte  9  Pfg.,  18 
Haller  oder  Vl^  ß  gelten.  Drei  Fünfer  galten  16  Haller 
oder  8  Pfg.,  ein  Fünfer  etwas  mehr  als  5  Haller 

Am  17.  Juli  1418  ratifizierten  Burgermeister,  Räte  und 
die  Zweihundert  von  Zürich  die  mit  den  Städten  um  den 
Bodensee  eingegangene  Münzkonvention ;  sie  verordneten, 
dass  demgemäss  1  fl.  für  1  ^  7  ß  desselben  Geldes 
gegeben  und  genommen  werden  solle.  Niemand  sollte 
gehalten  sein, Berner,  Solothurner,Waldshuter  oderThienger 
Münze,  welche  schwächer  war  als  die  Vereinsmünze,  zu 
nehmen,  und  den  Amtsleuten  wurde  es  verboten.  Einen 
guten  Behemschen  (Groschen)  sollte  man  für  18  Den.  neh- 
men, einen  guten  Sechser  für  6  Den.  Der  Blaphart,  Fünfer 
und  anderes  gröberes  Geld  ,.)Sol  bestan  als  die  Ordnung 
wist".  Das  Münzen  sollte  eingestellt  werden;  doch  mochte 
der  Münzmeister  das  Angefangene  vollenden,  insofern  es 
die  Probe  bestand^). 

Ein  guter  Behemsch  wurde  von  Zürich  in  dieser  Ver- 
ordnung also  auf  das  Doppelte  gewertet  gegenüber  der 
Taxation  von  Konstanz,  wo  ein  „behemscher  gross",  wie 
vorstehend  erwähnt,  auf  9  Den.  angesetzt  wurde. 

1)  Zeller,  II,  S.  291. 

2)  A.  S.,  I,  S.  200. 
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Zürich  verrief  ferner  am  1.  Februar  1419  die  Berner, 
Solothurner,  Zofinger,  Thienger,  Kheinfelder,  Waldshuter 
und  andere  Münzen,  weil  sie  am  Gehalte  Schwächer  waren 
als  die  der  Münz  Währung  mit  den  Städten  um  den  Boden- 
see 1). 

10.  Die  Münzkonuention  uom  29.  Januar  1424. 

Ort  des  Abschlusses  unbestimmt,  wahrscheinlich  Zürich  oder  Winterthur 

Am  Samstag  vor  f^iechtmess"  (29.  Januar)  1424  fanden 
sich  die  „Burgermeister,  Rath  und  Burger  gemeiniglich 

1)  Zürcher  Stadtb.  III,  S.  67. 

2)  Es  war  dem  Verfasser  nicht  möglich,  den  Ort  des  Vertrags- 
abschlusses zu  eruieren.  Vermutlich  war  es  ebenfalls  Zürich.  Bei  Auf- 
lösung des  Vertrages  wurden  zwar  die  Siegel  in  Winterthur  wegge- 
nommen; da  die  Auflösung  sowohl  den  St.Gallern  als  den  Schaffhausern 
unangenehm  sein  musste,  Zürich  also  da  schon  ein  Stück  des  Weges 
herkommen  durfte,  ist  es  aber  nicht  gesagt,  dass  der  Vertrag  selbst  auch 
in  Winterthur  beraten  wurde.  Herr  Staatsarchivar  Dr.  Nahhols  in  Zürich 
schreibt  mir  darüber:  „Vom  Münzvertrage  vom  29.  Januar  1424  exi- 
stiert das  Original  nicht  mehr;  dagegen  ist  noch  eine  gleichzeitige 
Abschrift  vorhanden  (St.-A.  Zürich,  A  69,  1).  Wo  der  Vertrag  abge- 
schlossen wurde,  ist  nicht  ersichtlich.  Zur  Besiegelung  wurde  er  eben 
an  die  den  Vertrag  abschliessenden  Orte  der  Reihe  nach  hingeschickt. 
Dass  die  Vorverhandlung-en  in  Winterthur  stattfanden,  ähnlich  wie 
spätere  Unterhandlungen,  ist  möghch,  aber  aus  den  Akten  nicht  er- 
sichtlich." 

Der  Stellvertreter  des  Staatsarchivars  des  Kantons  St.  Gallen,  Herr 
R.  Henne,  teilt  mir  in  verdankenswerter  Weise  zur  Sache  mit  was  folgt : 

„Aus  Anlass  Ihrer  Anfrage  über  den  Ort  der  Münskonvention  von 
1424  haben  wir  zunächst  die  Werke  von  Coraggioni,  Gottl.  Hatler  und 
Alb.  Escher  durchforscht,  aber  ohne  Erfolg,  da  der  Ort  nirg-ends  ge- 
nannt ist.  Ebenso  fanden  wir  in  unserer  Sammlung  alter  Miscellanea 
eine  Broschüre:  „Beyträge  z.  Schweiz.  Münzgeschichte",  von  Leonhard 
Pestalossi,  Kaufmann,  Zürich  1833.  Auch  diese  Schrift  gibt  den  Ort 
des  Abschlusses  der  Konvention  nicht  an,  dafür  aber  das  Datum 
2.  Februar  1424,  also  ein  anderes  als  das  von  Ihnen  angegebene. 
Ferner  ist  dort  vermeldet,  dass  im  folgenden  Jahre,  am  22.  Februar 
1425,  Schaffhausen  und  St.  Gallen  zu  Winterthur  ihre  Konveutions- 
urkunden  an  Zürich  zurückgaben,  da  auf  Veranlassung  der  andern 
eidgenössischen  Stände  (Bern  ausgenommen)  in  gemeinsamem  Einver- 
ständnis die  Konvention  der  drei  Orte  wieder  aufgehoben  wurde. 

„Wir  haben  darauf  in  der  Stadtbibliothek  (Vadiana)  und  im  Stadt- 
archiv unsere  Nachforschungen  fortgesetzt,  um  ganz  einwandfreies 
Material  zu  haben  —  denn  die  Broschüre  von  Pestalozzi  dürfte  nicht 
ohne  weiteres  kompetent  sein  —  und  in  den  Zürcher  Stadtbüchern  des 
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der drei  Städte  Zürich,  Schaffhmisen  und  St.  Gallen''^  zu- 
sammen, um  durch  eine  Münzkonvention  den  grossen 
Schaden,  den  die  Münzwirrnisse  dem  Handel  und  Verkehr 
zufügten,  abzuhelfen.  Es  wurde  in  der  Übereinkunft,  deren 
Dauer  auf  5  Jahre  festgesetzt  wurde,  folgendes  vereinbart^) : 
Es  sollten  neue  Münzen  geschlagen  werden  in  der 
Weise,  dass  1  «  6  ß  Steblerpfennige  einem  Gulden  gleich 
sein  sollten;   13  ß  Angsterpfennige   und   26  Blapharte 


14.  und  15.  Jahrhunderts  gefunden,  dass  das  Abkommen  mit  Schaff- 
hausen und  St.  Gallen  im  Rat  der  Zweihundert  am  17.  Januar  1424 
in  Aussicht  genommen  und  am  21.  Februar  weiter  angewiesen  und 
Vollmacht  erteilt,  dagegen  am  9.  März  bereits  von  dem  vollzogenen 
Abkommen  und  dessen  Bestätigimg  gesprochen  wurde.  Auch  bei 
späterer  Erwähnung  der  Sache  (7.  Juli,  29.  August  [Münzkonferenz' 
in  Winterthur])  ist  nur  des  Abkommens  als  einer  Tatsache  erwähnt, 
bis  am  25.  Februar  1425  von  der  Auflösungskonferenz  in  Winterthur 
am  26.  Februar  wieder  die  Eede  ist,  an  welcher  die  Urkunden  g^egen- 
seitig  zurückgestellt  wurden. 

„Ferner  geben  auch  ^^Lanffers  Beijträge  s.  Historie  der  Eidge- 
nossen^ (Zürich  1739)  keinen  Aufschluss,  und  ebensowenig  das  Ur- 
knndenbucJi  der  Abtei  St.  Gallen;  V.  Teil.  Nirgends  ist  der  Ort  der 
Münzkonvention  genannt.  Herr  Stadtarchivar  Dr.  T.  ScJiiess  hier  ist 
der  Meinung,  dass  höchst  wahrscheinlich  die  Konvention  in  Zürich 
abgeschlossen  wurde;  wir  selbst  neigen  mehr  zu  dem  Glauben,  es 
sei  in  Winterthnr  geschehen.  Dass  eine  der  beiden  Städte  der  Schau- 
platz war,  ist  fast  mit  Gewissheit  anzunehmen.  Ebenso  gewiss  aber 
ist  es,  dass  in  der  einschlägigen  Literatur  der  Ursprungsort  unbekannt 
ist,  und  dass  keine  Urkunden  darüber  Aufschluss  geben.  Die  seiner- 
zeit zurückgegebenen  Urkunden  sind,  da  die  Konvention  ja  nur  ein 
Jahr  bestand,  ohne  Zweifel  nach  der  Aufhebung  derselben  vernichtet 
worden,  wofür  vor  allem  der  Umstand  spricht,  dass  in  den  Archiven 
des  führenden  Ortes  Zürich  nichts  zu  finden  ist." 

Herr  G.  Walter,  Staatsarchivar  in  Schaffhausen,  äussert  sich  zur 
Sache  in  einer  Weise,  die  besagt,  dass  man  in  Schaffhausen  ebenso- 
wenig wie  in  St.  Gallen  und  Zürich  etwas  Positives  über  den  Ort  des 
Konventionsabschlusses  weiss.  Er  schreibt:  „In  unserm  Archiv  be- 
findet sich  weder  ein  Original  noch  eine  Kopie  des  Münzvertrages 
von  1424 ;  Protokolle  existieren  darüber  gar  nicht.  Wir  sind  auch  auf 
die  eidg.  Abschiede  angewiesen." 

^)  Diese  Konvention  entspricht  der  Münzordnung%  welche  am 
20.  September  1423  zwischen  den  fünf  Reichsstädten  am  Bodensee 
(darunter  St.  Gallen)  und  ihren  zehn  Bundesstädten  im  Allgäu  be- 
treffend Festsetzung  eines  gemeinsamen  Münzfusses  geschlossen 
worden  war  und  welche  die  Einführung  anderer  Geldsorten  als 
Hohlmünzen  auch  in  St.  Gallen  begünstigte  {A.  Näf.  —  Zeller  II,  181). 
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wurden  ebenfalls  auf  einen  Gulden  gewertet.  104  Blap- 
harte  sollten  auf  eine  kölnische  Mark  gehen  ^  „auch 
diese  Blaphart  bei  dem  Halben  bestehen,  damit  sie  an- 
sichtiger werden'-^ 

Die  Ängsterpfennige  von  jeder  Stadt  sollten  mit  ihrem 
Zeichen  versehen  werden  und  41  dieser  Pfennige  auf  ein 
Lot  gehen;  sie  sollten  zur  Hälfte  fein  sein  und  ebenso 
sollte  jede  Mark  zu  8  Lot  fein  vermünzt  werden.  Von 
den  Steblerp fennigen,  welche  man  auszugeben  beabsichtigte^ 
sollten  43  auf  ein  Lot  gehen  und  die  vermünzte  Mark 
4  Lot  feines  Silber  enthalten.  Es  sollte  keine  Münze  ge- 
prägt Werden,  welche  bei  der  Probe  des  „Blatmann" 
(Münzblechs)  zu  leicht  erfunden  würde,  sondern  die  leichte 
Münze  sollte,  ehe  man  sie  ,.,gemalet"  (gestempelt),  ausge- 
schossen, wieder  eingesetzt,  gebrannt  und  so  zubereitet 
werden,  dass  sie  dem  festgesetzten  Gehalt  entsprechen 
würde. 

208  Blapharte  sollten  demnach  einer  feinen  Mark 
gleich  sein;  sie  waren  um  ^^i^oo  besser  als  die  Angster. 
Die  Ängsterpfennige  sollten  auf  dem  äussern  Rande  mit 
4  Punkten  gezeichnet  werden  (es  befinden  sich  solche  ein- 
seitige Pfennige  von  Zürich,  St.  Gallen  und  Schaff  hausen 
in  der  Sammlung  des  schweizerischen  Landesmuseums), 
zu  ^'^Viooo  fein  ausgeprägt  sein  und  41  auf  ein  Lot  gehen, 
d.  h.  656  auf  die  rauhe  Mark  =  1312  auf  die  feine  Mark. 
Die  Stehler  Pfennige  sollten  ^^7iooo  fein  sein,  43  auf  ein  Lot 
gehen,  d.  h.  688  auf  die  rauhe  und  2752  auf  die  feine 
Mark.  Zeller  bemerkt,  dass  diese  olfenbar  als  Scheide- 
münze galten 

Wenn  eine  Stadt  ihre  Münze  verleihen  wollte,  so  konnte 
sie  das  tun,  aber  so,  dass  keine  Stadt  von  den  genannten 
Münzsorten  als  Schlagschatz  mehr  nehmen  durfte,  als  2  ß 
Haller,  „darunter  aber  wohl^^  Andere  Münzen  sollten  fol- 
gendermassen  angenommen  werden :  1  alter  Blaphart  für 

^)  Vgl.  Zeller,  II,  a.  a.  0.,  S.  180  f.,  211  (Z.  gibt  hier  irrtümlicher- 
weise als  Datum  des  Vertragsabschlusses  den  28.  anstatt  den  29.  Ja- 
nuar («Samstag  vor  Lichtmess»  1424)  an. 
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16  neue  Steblerpfennige,  1  Kreuzblaphart  für  15  Stebler- 
pfennige,  1  alter  Zürichblaphart  für  1  Schilling  (=12  Pfg.) 
Stebler,  1  Kreuzer  für  9  Stebler  der  Konventionsmünze 
etc.  Nach  der  nächstkünftigen  „PfafPenfasnacht"  sollten 
Berner  und  Savoyer  Fünfer  keine  Währschaft  mehr  sein, 
und  die  bisherigen  Berner  Blapharte  sollten  nur  für  1  ß  Haller 
der  neuen  Münze  angenommen  werden,  ,.doch  Jedermann 
von  dem  Andern  darum  unansprechig".  Die  Behemschen, 
die  als  gut  erfunden  würden,  sollten  zu  16  Steblerpfen- 
nigen  umlaufen ;  1  guter,  schwerer  Schiltfranken  zu  33  ß 
Stebler,  schwere,  gute  Dukaten  und  Hirschgulden  zu  33  ß 
Stebler,  Kammergulden  (wahrscheinlich  päpstliche  Gold- 
gulden) zu  32  ß  Stebler. 

Betreffend  den  Wechsel,  welchen  die  Städte  selbst  be- 
sorgen oder  verleihen  konnten,  setzte  man  fest,  dass  der 
Wechsler  für  einen  rheinischen  Gulden  nicht  mehr  als 
1  6  ß  Stebler  der  neuen  Münze  geben  durfte  und 
dass  er  von  einem  Gulden  nicht  mehr  als  4  Steblerpfennige 
Gebühr  erheben  durfte. 

Was  die  Tilgung  der  „ungewährt^^  und  „unbezahlt" 
ausstehenden  Schulden  anbelangte,  die  in  alter  Währung 
kontrahiert  worden  waren,  sollte  es  jeder  Stadt  anheim- 
gestellt werden,  dieselben  in  alter  oder  neuer  Münze  zu- 
rückbezahlen zu  lassen ;  doch  sollten  die  alten  Münzen 
längstens  nach  dem  künftigen  St.  Jakobstag  keine  Wäh- 
rung mehr  sein.  Jeder,  der  nach  dem  St.  Jakobstag  solche 
alten  Münzen  geben  oder  annehmen  würde,  sollte  von 
jedem  Pfennig  wieder  um  einen  Pfennig  gebüsst  w^erden, 
soviel  als  es  nach  der  Markzahl  ausmachte.  Die  Bussen 
sollten  derjenigen  Stadt  zufallen,  wo  sie  verfielen,  und 
ohne  Gnade  eingezogen  werden. 

Für  den  Umwechsel  der  genannten  alten  Münzen  wurde 
denjenigen,  welche  solche  besassen,  bewilligt,  dieselben 
bis  zur  künftigen  „Pfaffenfasnacht"  in  einer  der  drei 
Städte  einzuliefern ;  für  1  Lot  Pfennige  alter  Münze  sollten 
sie  4  ß  und  10  Pfg.  Stebler  empfangen.  —  Weder  Fremde 
noch  Einheimische  durften  Gelder  irgendwelcher  Art  auf 
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dem  Wege  des  Wechsels,  des  Kaufs  oder  der  Schulden 
teurer  geben  oder  annehmen  als  in  der  vorgesetzten  Wäh- 
rung; sodann  durfte  mit  dem  Gelde  kein  Wechselgeschäft 
betrieben  werden,  ausser  am  StadtwechseP).  Zuwider- 
handelnde waren  für  jedes  gewechselte  Geldstück  um 
eben  ein  solches  zu  bestraf-en,  und  die  Busse  sollte  der 
betreffenden  Stadt  zufallen.  Kein  Münzmeister  oder  Gold- 
schmied der  drei  Städte  durfte  von  der  vorgenannten 
Münze  etwas  brennen  oder  einschmelzen,  es  wäre  denn, 
dass  ein  „Biedermaun  oder  Weib"  ihm  selbst  solches  Geld 
bringen  würde,  um  sich  daraus  Kleinodien  oder  Silber- 
geschirr verfertigen  zu  lassen.  Diejenigen,  welche  dieses 
Gebot  übertreten  würden,  sollten  an  Leib  und  Gut  nach 
der  Schwere  des  Vergehens  bestraft  werden. 

Betreffend  die  verbrieften  Schulden  in  alter  Münze  sollte 
man  verpflichtet  sein,  für  den  Gulden  1  ^  6  ß  Stehler 
(auch  für  die  jährlichen  Gülten)  in  neuer  Währschaft  zu 
nehmen ;  wer  aber  die  jährliche  Gült  ablösen  und  aufhäufen 
wollte,  der  sollte  es  tun  um  die  Summe,  welche  der  Haupt- 
brief angab,  und  niemand  sollte  verbunden  sein,  für  sein 
Hauptgut  kleines  Geld  anzunehmen,  wenn  er  es  nicht 

^)  Betreffend  die  Errichtung  eines  amtlichen  Zürcher  Stadtwechsels 
heisst,  es  in  der  Zürcher  Münzverordnung  des  Jahres  1335  :  «So  setzen 
wir  das  ein  rat  zwene  erber  burger  nemen  sol,  der  einer  ennent  A^) 
ze  gadem  sitze  und  der  ander  hie  dirrent  A^)  die  gemeinlich  armen 
lüten  wechseln  bi  X  ß  und  dar  under.  Swas  aber  ieman  ob  X  ß 
wechseln  wil,  das  sol  man  tun  zu  der  münze.  Ist  aber  dass  ein  gast 
icht  kouffen  ald  zeren  wil  oder  icht  verlonen  wollte,  der  mag  wol 
alte  Pfenninge  geben  für  nüwe,  ist,  das  er  nicht  nüwer  pfenningen 
haben  mag  ane  geverde,  also  das  der  vorwechsel  an  den  alten  Pfen- 
ningen für  die  nüwen  geben  werden.  Und  sol  aber  der  burger  oder 
burgerin,  so  die  alten  pfenninge  für  die  nüwen  alsust  enpfangen 

hant,  die  selben  alten  pfenninge  ze  dem  Wechsel  ^)  der  münze 

antwurten  bi  dem  eide*).»  —  Über  den  amtlichen  Wechsel  Zürichs 
vgl.  ferner  Zeller  I  101,  II  29,  56,  115,  183,  250,  262,  292,  319,  407; 
über  den  sonstigen  Wechsel,  Geldwechsel  und  die  Wechsler :  I,  69, 
136,  137,  179,  209,  214,  255;  II,  114,  115,  121,  153,  319. 

^)  A  d.  i.  die  Limmat;  „ennent  A"  =  jenseits  der  Limmat,  in  der  kleinen  Stadt 
auf  dem  linken  Ufer. 

2)  „dirrent  A"  =  auf  der  rechten  Seite  des  Rathauses,  in  der  grossen  Stadt. 
^)  Die  letzten  Buchstaben  am  Rande  unkenntlich. 
*)  Zeller  1,  S.  69,  vgl.  auch  S.  206. 
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gerne  tun  wollte.  Und  wenn  einer  dem  andern  sein  Eigen- 
tum oder  Erbe  abkaufte,  so  sollte  dies  in  solcher  Währschaft 
und  mit  solchem  Gelde  geschehen,  als  dabei  vereinbart 
würde.  Es  war  also  in  diesen  wichtigen  Fragen  der 
Haupt-  und  nicht  der  MünzhYiei  massgebend. 

Um  die  vorgeschriebene  Ordnung  bei  der  Prägung 
innehalten  zu  können,  sollten  von  den  Stadtbehörden  amt- 
liche Probierer  angestellt  werden,  denen  die  Aufsicht  hier- 
über zukam.  Ein  „Werk",  welches  über  7^  eines  Quints 
an  der  Mark  zu  leicht  befunden  würde,  sollte  wieder  ein- 
gesetzt, gebrannt  und  richtig  ausgehoben  werden.  Die 
Probierer  und  die  Goldschmiede,  welche  ebenfalls  beige- 
zogen wurden,  sollten  für  gewissenhafte  Ausübung  ihres- 
Auf Sichtsamtes  „einen  körperlichen  Eid  zu  Gott  und  den 
Heiligen"  schwören. 

Die  drei  Städte  sollten  bei  ihren  „Treuen,  Ehren  und 
geschwornen  Eiden"  auf  sorgfältige  Innehaltung  der  Ver- 
tragsbestimmungen dringen.  Zuwiderhandelnde  sollten  in 
dem  Masse  bestraft  werden,  welches  die  drei  Städte  für 
angemessen  erachten  würden. 

Sollten  andere  Münzherren  dem  Vertrage  beitreten 
wollen  oder  sich  Störungen  in  der  beschlossenen  Währung 
einstellen,  so  sollte  ein  Tag  nach  Winterthur  angesetzt 
werden.  Was  von  den  daherigen  Abgeordneten  einstimmig 
oder  mit  Mehrheit  beschlossen  würde,  das  sollte  als  an- 
genommen betrachtet  werden 

Die  innerschweizerischen  Stände  veranlassten  aber 
noch  im  nämlichen  Jahre  Zürich,  aus  diesem  Münzbunde 
auszutreten,  und  am  26.  Februar  1425  wurden  die  Siegel 
der  drei  Städte  von  den  Münzbriefen  genommen.  So 
wurde  die  Entschliessung  Zürichs  frei  für  den  Münzvertrag 
vom  18.  Mai  1425. 


^)  Näf,  A.,  «Das  Münzwesen  der  Stadt  St.  Gallen»,  zweite  Bei- 
lage zu  den  Verhandlungen  der  st.  gall.-appenz.  gemeinnützigen  Ge- 
sellschaft, St.  Gallen,  1849,  S.  66—98,  72  ff.  —  Dr.  Th.  Schiess,  Urk.- 
Buch  d.  Abtei  St.  Gallen,  V,  II,  Nr.  3202. 
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ll. Die  Münzkonuention  uom  18.  Mai  1425 
zu  Zürich 

Als  im  Jahre  1418  die  Stadt  Luzern,  welche  bisher 
mit  der  ganzen  Innerschweiz  zum  Münzbanne  der  Äbtissin 
von  Zürich  gehört  hatte,  von  König  Sigmund  ein  eigenes 
Münzrecht  erhielt,  tendierte,  wie  bereits  in  der  Einleitung 
konstatiert,  die  Münzpolitik  der  Stadt  Zürich  dahin,  es 
möchte  Luzern  sich  die  Zürcher  Währung  aneignen,  damit 
die  bisherige  Einheitlichkeit  im  Münzwesen  fraglichen 
Gebiets  nicht  gestört  würde.  Und  die  Münzpolitik  der 
Länderkantone  ging  natürlicherweise  damals  auch  in 
dieser  Richtung,  und  es  haben  insbesondere  die  Boten 
der  letztern  sich  um  das  Zustandekommen  eines  Ver- 
trages bemüht.  Sie  veranlassten  zu  diesem  Zwecke  den 
Austritt  Zürichs  aus  der  Konvention  mit  St.  Gallen  und 
Schaff  hausen.  Als  Resultat  der  gegenseitigen  Unterhand- 
lungen ist  der  Münzvertrag  vom  18.  Mai  1425  zu  be- 
trachten, welchen  die  VII  alten  Orte  Zürich,  Luzern,  Uri, 
Schwyz,  Unterwaiden,  Zug  und  Glarus  auf  die  Dauer 
von  50  Jahren  abschlössen.  Nach  diesem  Vertrage  sollten 
24  Blapharte  einen  rheinischen  Gulden  gelten ;  die  Blapharte 
sollten  zur  Hälfte  feines  Silber  enthalten  und  94  Blapharte 

^)  Über  den  Ort  des  Vertragsabschlusses,  der  im  Vertrage  selbst 
nicht  angegeben  ist,  macht  mir  Staatsarchivar  Dr.  Nahliols  in  Zürich 
folgende  Mitteilung :  «  Für  den  Vertrag  vom  18.  Mai  1425  fanden  die 
Vorverhandlungen  in  Zürich  statt  (Stadtb.  II,  209) ;  dann  brachte  Zürich 
zu  einer  neuen  Konferenz  in  Luzern  einen  Vertragsentwurf  mit 
(Stadtb.  III,  S,  218,  Nr.  252).  Dieser  wurde  dann  nach  den  dort  ge- 
machten Abänderungen  in  Zürich  hereinigt  und  beurkundet.  Das  Doku- 
ment wurde  in  Zürich  besiegelt  und  an  die  andern  Kontrahenten  zur 
Besiegelung  weitergeschickt  (Stadtb.  II,  218,  Nr.  253).  Das  Original 
liegt  im  Staatsarchiv  Zürich,  Urk.  Stadt  u.  Land,  Nr.  227.  Ein  Ort 
der  Ausstellung  ist  so  wenig  angegeben  wie  im  Vertrage  vom 
29.  Januar  1424. »  —  Herr  Staatsarchivar  P.  X  Weber  in  Luzern  teilt 
mir  in  gleicher  Sache  mit :  «  Die  Münzkonvention  der  VII  alten  Orte 
vom  18.  Mai  1425  wurde  zu  Zürich  (21.  April)  vorberaten,  und  hierauf 
haben  die  Orte  am  13.  Mai  zu  Luzern  einiges  an  den  Artikeln  des 
Münzbriefes  geändert.  An  letzterem  haben  dann  die  Zürcher  ihr 
Siegel  angehängt,  worauf  er  nach  Luzern  und  zu  den  übrigen  Orten 
gebracht  wurde,  um  besiegelt  zu  Averden. » 
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auf  eine  beschickte  Ziirclier  Mark  gehen.  Ein  Blaphart  wurde 
auf  15  Steblerpfennige  angesetzt,  das  kleine  Geld  30  ß 
Steblerpfeiinige  zu  einem  Gulden.  15  ß  Angsterpfen 
nige  sollten  ebenfalls  einen  rheinischen  Gulden  gelten. 
Von  den  Angsterpfennigen  sollten  45  auf  ein  Lot  gehen  und 
dieselben  zu  halbem  Teile  feines  Silber  enthalten.  Von  den 
Steblerpfennigen  sollten  62  auf  ein  Lot  gehen  und  in  den- 
selben zwei  Teile  Kupfer  und  ein  Drittel  feines  Silber  ent- 
halten sein.  Einen  alten  Mailänder  Blaphart  setzte  man 
auf  18  neue  Steblerpfennige  an,  einen  guten  Behemschen 
ebenfalls  auf  18  Steblerpfennige,  einen  mailändischen 
Kreuzblaphart  auf  17  Steblerpfennige,  einen  Lichtstock- 
blaphart  auf  13  Steblerpfennige.  Drei  alte  Mailänder' 
Fünfer  sollten  17  Steblerpfennige  gelten,  die  Zürcher, 
Berner,  Schaff'hauser  und  St.  Galler  Blapharte,  welche  vor 
diesem  Vertrage  geschlagen  worden  waren,  je  12  Stebler- 
pfennige. Ein  Kreuzer  sollte  neun  Steblerpfennige  gelten^ 
ein  alter  Neuner  ebenfalls,  „vnd  die  Angster  vnd  Stebler- 
pfenning,  so  wir,  die  von  Zürich,  euch  die  von  Schafhusen 
vnd  von  sant  Gallen  ietz  kürzlich  mit  einander  dz  nechst 
vergangen  Jar  vff  ein  korn  geslagen  hand,  sol  euch  in 
diser  Münz  Werschaft  heissen  vnd  sin".  Die  Württem- 
berger, Ulmer,  Konstanzer  und  alle  andern  fremden  Sil- 
bermünzen konnte  jedermann  nehmen  wie  er  wollte,  ein 
jegliches  Geld  nach  seinem  Werte ;  immerhin  sollten  sie 
keine  Währschaft  in  gesetzlichem  Sinne  sein.  Der  Ge- 
nower,  Päpstler,  Florentiner  und  „Kamerguldin"  sollte  37  ß 
Steblerpfennige  gelten. 

Weiter  heisst  es  in  der  Urkunde: 

„Wir  haben  euch  in  diser  vorgeschribnen  Münz,  die  man 
nüw  slachen  sol  als  vorstat,  ein  March  vines  Silbers  /  gewerdet 
vnd  angeslagen,  als  man  die  an  vinem  Korn  weren  sol,  für 
siben  Rinsch  guldin  vnd  haben  ouch  daby  betrachtet  vnd  be- 
kennet, dass  die  selb  March  Silbers^  so  man  die  zu  diser 
Münz  werken  vnd  ze  Pfenningen  vsbereiten  sol,  costet  ie  die 
March  einen  Einsehen  guldin.  Es  sye  dem  Müntzmeister  vnd 
sinen  knechten  ze  Ion,  darzu  für  andern  costen  vnd  arbeit, 
so  darüber  gan  mus." 


—    62  — 


Die  rheinischen  Gulden  sollten  nicht  höher  als  zu  ob- 
genanntem  Tarif  gewechselt  werden  dürfen  (15  ß  Angster- 
pfennige  oder  30  ß  Steblerpfennige  der  neuen  Münze). 
Überhaupt  sollte  bei  der  vorgeschriebenen  Busse  mit 
keinerlei  Geld  Aufwechsel  getrieben  werden. 

„Es  soll  euch  nieman,  wer  oder  weliche  die  sint,  dis  vor- 
genant Münzen,  noch  enhein  ander  münz  noch  werschaft,  die 
dann  in  vorgenanter  Münz  vnd  werschaft  begriffen  sint,  er- 
schiessen,  /  erseyen,  noch  die  selben  münzen  alle  noch  besun- 
der,  an  noch  in  enhein  ander  frömd  stett  noch  land,  do  man 
sy  dann  in  Münzen  oder  sus  gevarlichen  verbrennen  wölt, 
verfüren  vnd  also  damit  vnserm  Land  enpfrömden.  Were  aber, 
dz  jeman,  wer  der  were,  frömd  oder  heimsch,  diser  vorge- 
schribnen  stuken  deheines  /  bräche  oder  über  füre  vnd  dz  kunt- 
lich  wurde,  der  sol  für  je  dz  stuk,  so  er  gewechselt  oder  darin 
er  Überfarn  hat,  als  vil  sich  des  nach  marchzal  gebürt  als 
manig  ander  sölich  stuk,  dz  sye  silber  oder  gold,  ze  buss 
geben;  dieselben  bussen  ouch  jeklicher  Statt  und  jeklichem 
Land  vnder  vns,  da  sy  dann  gevallen  sint,  /  sullent  zugehören. 
Sol  ouch  iekiich  Statt  vnd  Land,  denen  sölich  buss  gevallen 
were,  dieselben  bussen  by  iren  geswornen  eiden  Inzüchen  vnd 
Ingewünnen,  als  ver  sy  mugen  vngevarlich,  als  dz  dann  vor- 
gelütret  stad."  Die  Münzmeister  und  Goldschmiede  ^^nicht 
smelzen  noch  brennen  süllen  in  en-  /  keinerley  wise,  es  were 
dann,  ob  dehein  biderman  oder  wib  Im  selben  von  sölichem 
gelt  dehein  kleinot  oder  Silbergeschirr  machen  wölt,  so  mügent 
sy  das  gelt  dartzu  wol  brennen  vnd  das  Silbergeschirr  davon 
machen  vnd  nit  anders,  ungeuarlich.  Were  aber,  dass  ir  de- 
heiner  da  wider  täte,  da  sol  ouch  jeklich  /  Statt  oder  jeklich 
Land  die  sinen,  so  da  inn  an  sölicher  getat  schuld  vnd  über- 
faren  hetten,  gewalt  haben  ze  straffen  an  leip  vnd  an  gut  nach 
gelegenheit  der  sach,  vnd  sullent  ouch  die  Münzmeister  vnd 
Goldschmid  swerren,  dis  stuk  stät  zehalten  än  widerred,  an 
geverd." 

Über  die  Gülten  besagt  der  Vertrag  folgendes : 

„Wo  jeman  dem  andern  dehein  jerlich  gült  an  gold  schudig 
were,  darumb  er  dann  brief  vnd  insigel  hat,  das  da  jederman 
dis  vorgeschriben  Jarzal  vs  für  die  selben  jerlichen  gült  geben 
mag  Mein  pfenning  vnd  dero  müns,  so  dann  hievor  in  diser 
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Werschaft  begriffen  ist.  mit  namen  das  sich  gebürt  für  jelv- 
liehen  guldin  ze  geben  drissig  Schilling  stebler  pfenning  vnd 
nit  mer,  vnd  sol  man  oiicJi  die  selben  giilt  an  der  Jets  genannten 
Werschaft  sich  hezalen  lassen  vnd  die  nemen  ane  widerred;  doch 
also  mit  vsbescheidnen  worten:  Wenn  dz  zu  schulden  käme, 
dass  jeman  dieselben  järlichen  gnlt  ablösen  vnd  wider  koiiffen 
wöU,  dz  sol  er  tun  mit  gold,  ob  dz  der  honptbrief  dar  über 
geben  innhaltet  vnd  wiset,  dass  darin  für  sin  honptgut  nieman 
gebunden  ist,  Mein  gelt  ze  nemen,  er  tiige  es  dann  gern.  Wo 
aber  jeman  dem  andern  sin  eigen  vnd  Erb  ablioiift,  haben  wir  / 
ouch  beredt,  dass  man  einem  jeklichen  ds  sol  besalen  mit  sö- 
lichem  gelt  vnd  sölicher  werschaft,  als  das  einer  an  den  andern 
bedinget,  ane  widerred.^^ 

Im  Handel  um  Korn,  Haber,  Gewänder  und  andere 
Kaufmannsartikel  sollte  jedermann  müden  vorgeschriebenen 
kleinen  Pfennigen  bezalileii  können  und  besondere  Bedin- 
gungen betreffend  Bezahlung  in  Gold  keine  bindende 
Kraft  haben. 

Dass  nicht  nur  Zürich,  sondern  auch  den  übrigen 
Kontrahenten  am  Zustandekommen  dieses  Bündnisses  viel 
gelegen  war  und  dass  sogar  von  dieser  Seite  die  unmittel- 
bare Veranlassung  zum  Vertragsabschlüsse  kam,  erhellt 
aus  folgendem  Passus:  „Wir  die  vorgenannten  von  Lutzern, 
Vre,  Switz,  Vnder-  /  walden,  Zug  vnd  von  Glarus  bekennen 
vnd  verjechen  ouch  wissenklich,  als  die  vorgenannten 
vnser  guten  fründ  vnd  lieben  Eidgnossen,  die  von  Zürich, 
vns  ze  lieb  vnd  vnser  flissigen  bette  wegen,  ouch  durch 
gemeines  landes  nutz  vnd  fromen,  vorgenant  Münz  vnd 
werschaft  mit  vns  Ingangen  /  sint ..."  ^) 

Die  VI  Orte  Luzern,  Uri,  Schicyz,  ünterwalden^  Zug 
und  Glarus  schlössen  unterm  Datum  vom  21.  Mai  1425 
eine  besondere  Übereinkunft  ab  betreffend  die  Einführung 
des  vorerwähnten  Münzvertrages.  Es  wurden  in  derselben 
die  Modalitäten  bei  den  Zahlungen  festgelegt.    In  Über- 


0  Staatsarchiv  Luzern ;  pergamentene  Urkunde  mit  den  Siegeln 
von  sechs  Orten ;  das  Siegel  Uris  fehlt.  Abgedr.  A.  S.  II,  1421—1477, 
S.  728—734.  —  Tschudis  Chronik,  Bd.  II,  S.  157. 
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einstimmung  zum  Hauptvertrage  sollten  Schulden  in  alter 
Münze,  deren  Termin  vor  oder  bis  Weihnachten  verlief,  in 
alter  Münze  und  bisheriger  Währschaft  bezahlt  werden, 
es  wäre  denn,  dass  jemand  in  besonderen  Gedingen  sich 
zur  Bezahlung  in  einer  bestimmten  Münze  verpflichtet  hätte. 
Diese  letzteren  Fälle  sollten  ausgenommen  sein.  Diejenigen 
aber,  bei  welchen  der  Termin  zur  Bezahlung  der  Schulden 
zwischen  dem  Tage  des  neuen  Münzvertrages  und  den 
nächsten  Weihnachten  ablief,  die  aber  diesen  Termin 
nicht  innehielten,  sollten  dann  nach  Weihnachten  mit  der 
neuen  Konventionsmünze  zahlen,  also,  dass  sie  für  einen 
alten  Pfennig  einen  neuen  geben  sollten.  Bei  denjenigen 
Schulden  aber,  deren  Termine  nach  den  nächsten  Weih- 
nachten abliefen  oder  erst  dann  kontrahiert  w^ürden,  sollte 
die  neue  Münze,  zur  Verwendung  kommen,  d.  h.  diejenige 
Währschaft,  die  dannzumal,  wann  die  Bezahlung  erfolgen 
sollte,  gesetzliche  Umlaufskraft  haben  würde,  immer  ein 
alter  Pfennig  für  einen  neuen.  Auf  den  nächsten  St.  Jo- 
hannstag sollte  die  neue  Münze  im  gesamten  Verkehrs- 
und Marktleben  eingeführt  werden^). 


^)  «Wo  deheiner  den  vnsern,  vnd  vnder  vns  jeman  dem  andern, 
ichtes  schuldig  ist  bi  der  selben  alten  Münz,  dar  vmb  sich  /  tag  ver- 
louffend  oder  vsgand  vf  Wienechten,  so  nach  datum  ditz  briefes 
schierest  künftig  werdent,  oder  hie  vor  vff  dehein  ander  zil  oder  tag, 
Avie  sich  die  in  /  dem  zil  hie  zwüschent  vnd  Wienechten  höischent, 
das  sich  darumb  jedermann  vnder  vns  von  dem  andern  vntz  vff  die 
vorgenanten  Wienechten  sol  lassen  be-  /  zalen  mit  der  alten  Münz 
vnd  mit  sölicher  Werschaft,  die  wir  dann  bis  her  vnder  vns  den 
vnsern  gehalten  vnd  genommen  hand,  es  were  dann,  sich  jeman  j 
der  vnsern  gen  dem  andern  bisher  mit  sunderm  gedingen  in  dem  sit  se 
besalen  anders  verschrihen,  gemarkted  oder  versprochen  hette,  behaben 
wir  den  selben  /  vor,  dass  die  sölichem  vsgenommen  vnd  nsbescheidnem 
versprechen  süllent  g^enug  tun.  Weliche  aber  vnder  vns  und  den 
vnsern  sölich  schulden,  darumb  sich  tag  /  hie  swUschent  vnd  den  nechsf- 
künftigen  Wienechten  verliijfend,  nicht  bezalten,  oder  bezalt  hand,  der 
vnd  die  selben  süllent  dannenhin  nach  den  ietsgenanten  j  Wienechten 
die  selben  vnbesahlten  schulden  mit  der  egenanten  nüwen  Müns,  die  wir 
mit  vnsern  Eidgnossen  von  Zürich  vnd  si  mit  vns  vfgenommen  hand, 
besalen,  /  also  dz  si  für  je  einen  alten  pf enning  einen  nüwen  pf enning 
geben  süllent,  als  vil  sich  des  dann  an  den  schulden  nach  marchzal 
gebürt,  an  widerred,  an  geuerde.  /  Aber  was  schulden  jeman  der  vnsern 
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Die  ausserordentlich  lange  Dauer  von  50  Jaliren^welche 
man  dem  vorerwähnten  Vertrage  gab,  zeigt,  dass  es  den 
Vertragsparteien  ernsthaft  um  eine  einheitliche  Regelung 
des  MünzAvesens  zu  tun  gewesen  ist.  Leider  aber  stand 
diese  Vertragsdauer  nur  auf  dem  Papier.  Wie  in  frühern 
Verträgen  versuchte  man  auch  wieder  eine  feste  Relation 
zwischen  dem  Preise  der  einheimischen  Silhermüiize  und  dem 
rheinischen  Gulden  herzustellen,  indem  man  die  un vermünzte 
Mark  auf  7  rheinische  Gulden  (Preis  des  Münzsilbers),  die 
vermünzte  auf  8  ti.  (Preis  des  Silbers  +  Prägekosten  und 
Schlagsehatz)  festsetzte. 

Die  technischen  Grundlagen  dieses  Währungssystemes 
der  VII  alten  Orte  waren  also  die  folgenden :  24  Blapharte=  ' 
1  fi.  rhein.,  94  =  1  beschickte  Zürcher  Mark,  188  =  1  feine 
Mark;  von  den  Angsterpfennigen  (ebenfalls  zu  ^^^looo  fein) 
sollten  15  ß  auf  den  rhein.  Gulden  gehen,  45  ein  Lot  aus- 
machen, 720  auf  die  beschickte,  1440  auf  die  feine  Mark 
gehen.  Von  den  Stehler  (oder  kleinen)  Pfennigen  (^3  Kupfer, 
\/3  Silber !  sollten  62  auf  1  Lot  gehen,  992  auf  die  beschickte 
Mark,  2976  auf  die  feine  Mark.  30  ß  Stehler  machten 
1  rheinischen  Gulden  aus.    Der  x4nkaufspreis  der  Münz- 

vnder  vns  vnd  den  vnsern  dem  andern  schuldig  ist  oder  wirdet 
sye  vber  kurz  oder  lang,  wie  sich  die  tag  verlouffent,  haben  wir  vns 
ouch  geeinbert  vnd  erkennet,  meinen  vnd  wellen  onch,  das  da  jeder- 
man  den  /  andern  mit  der  obgenanten  niiiven  müns  vnd  mit  sölicher 
iverschaft,  so  dann  mal  als  man  die  Bezalung  tun  sol,  vnder  den 
egenanten  vnsern  Eidgnossen  von  Zürich,  /  ouch  vnder  vns  vnd  den 
vnsern  geng  vnd  geh  ist,  hesalen  sol,  aber  je  einen  nüiven  Pfenning  für 
einen  alten  pfenning,  an  widerred  . . .  Aber  vff  den  jetzgenanten  nechst- 
künftigen  sant  Johans  tag  sol  die  egenant  nüw  münz  bi  /  vns  vnd 
vnder  vns  vnd  allen  den  vnsern  angan,  also  dz  jederman  dabi  vnd 
damit  sol  markten.  Doch  so  mugen  wir  vnder  vns  selber  je  achtzehn 
alt  /  Angster  für  einen  Schilling  nüwer  Angster  vnd  achtzechen  alt 
Stehler  für  einen  Schillinge  nüwen  siebter  pfenning  vnd  desglich  nach 
Marchzal  je  dry  alt  pfenning  /  für.zwen  nüw  pfenning  geben  vnd 
nemen,  als  vil  sich  des  dann  in  sölichen  markten,  kouffen  vnd  ver- 
kouffen  gebüret  vntz  vff  die  vorgenanten  nechst  kommenden  Wie- 
nechten .  . .»  ^) 


^)  Perg.-Ürk.  im  St.-A.  Luzern.  Es  hängen  daran  die  Siegel  von  Luzern, 
Schwyz,  Unterwaiden,  Zug  und  Glarus;  dasjenige  von  Uri  fehlt.  —  Ahgedr.  A.S. 
JI,  S.  734—736. 
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mark  wurde  auf  7  fl.  festgesetzt,  1  fl.  berechnete  man  zur 
Prägekosten,  so  dass  der  Preis  der  vermünzten  Mark 
8  fl.  betrug.  Wie  Zeller  bemerkt,  wurden  die  Blapharte 
nach  den  Bestimmungen  dieses  Vertrages  etwas  feiner,  die 
Angster  genau,  ein  Stehler  etwas  leichter  ausgeprägt  als 
nach  Massgabe  der  allgemeinen  Vorschrift ;  sodann  macht 
der  nämliche  Autor  darauf  aufmerksam,  dass,  da  der 
Silberwert  des  rheinischen  Guldens  auf  30  ß  festgesetzt 
wurde,  man  somit  auf  die  feine  Mark  12  ausprägte,  an- 
statt 2V2  ^  im  13.  Jahrhundert!  Der  Silbergehalt  des 
Pfundes  betrug  nach  dieser  Konvention  I972  Gr.  und  ent- 
sprach ca.  Fr.  4.  33  in  Silberwährung  nach  dem  heutigen 
französischen  Münzfuss.  Der  Gulden  im  Wertgehalt  von 
ca.  Fr.  9.  20  in  heutigem  französischem  Münzfuss  entsprach 
also  Fr.  6.  50  in  Silbermünze,  woraus  ein  Wertverhältnis, 
des  Goldes  zum  Silber  von  1:  11  resultiert^). 

Die  volkswirtschaftlich  so  bedeutende  Frage,  wie  die 
Gülten  bezahlt  werden  sollten,  wurde  ziemlich  genau  um- 
schrieben. Für  das  Hauptgut  sollte  niemand  gebunden  sein,, 
die  neue  Pfennigmünze  zu  nehmen^  im  Gegenteil  sollte  dieses 
in  Gold  zurückbezahlt  werden,  insofern  dies  nach  Sage 
des  Hauptbriefes  ^)  wäre.  Ebenso,  wenn  einer  des  andern 
Gut  oder  Erbe  kaufte,  so  sollte  in  derjenigen  Währschaft 
bezahlt  werden,  die  bei  diesem  Anlasse  bestimmt  würde. 
Im  Handel  um  die  notwendigen  Lehenshedürfnisse  dagegen 
sollte  man  mit  den  Konventionspfennigen  bezahlen  können 


1)  Vgl.  Zeller,  II,  S.  213  f. 

^)  ^^Hauptbrief-^  und  ^^Mttnsbrief^^ .  Die  beiden  in  dieser  Arbeit  öfters 
vorkommenden  Eedewendungen  der  Münzverträge  Avollen  besagen : 
Haupthrief:  Vertragliche  Abmachung  einer  Zivilpartei;  Münshrief: 
Münzvertrag  (-Gesetz),  m.  a.  W. :  Bestimmte  der  Münzvertrag,  dass  eine 
Schuld  in  Pfennigen  bezahlt  werden  sollte,  so  war  das  die  „Sage  des 
Münzbriefes" ;  bestimmte  aber  eine  private  vertrag^hche  Abmachung^ 
die  Bezahlung  in  Gold,  entgegen  den  Hauptbestimmungen  des  Münz- 
vertrages, so  hatte  doch  die  private  Abmachung  (die  „Sage  des  Haupt- 
briefes") Gültigkeit,  insofern  durch  eine  Klausel  des  Münzvertrages 
(-Gesetzes)  eine  solche  zugelassen  wurde.  Eine  solche  bestand  meistens, 
und  wo  sie  nicht  bestand,  war  es  für  die  Behörden  eine  schwierige 
Sache,  dem  Münzgesetze  Nachachtung  zu  verschaffen. 
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und  besondere  daherige  Statuierungen  der  Zahlung  in  Gold 
keine  gesetzliche  Kraft  haben. 

In  der  Übereinkunft  der  VI  Orte  werden  wiederum  die 
Bestimmungen  der  Hauptbriefe  von  den  Bestimmungen  des 
Münzbriefes  als  nicht  berührt  erklärt ;  dagegen  sollten  aber 
auch  die  Hauptbriefe  nicht  mehr  massgebend  sein,  wenn 
die  Bezahlung  bis  zur  nächsten  Weihnachten  fällig,  aber 
nicht  innegehalten  würde.  Ebenso  sollte  bei  Terminen, 
welche  nach  der  nächsten  Weihnacht  fällig  würden,  mit 
der  neuen  Münze,  d.  h.  der  dannzumal  gesetzlichen  Währ- 
schaft bezahlt  werden,  so,  dass  jedesmal  ein  alter  Pfennig 
einem  neuen  Pfennig  gleich  sein  sollte. 

Die  Übereinkunft  der  innerschweizerischen  Orte  ging 
also  in  der  Frage  der  Gültenregelung  noch  weiter  als  der 
Münz  vertrag,  und  es  entbehrt  die  Konvention  von  1425  ge- 
wiss auch  in  dieser  Beziehung  des  hohen  Interesses  nicht. 


B.  Der  Rappenmünzbund. 

Die  Stadt  Basel  wollte  sich  vor  Ablauf  der  Münzkon- 
vention von  Ensisheim  rechtzeitig  für  eine  Erneuerung 
derselben,  womöglich  mit  einem  grösseren  Geltungsbereich, 
vorsehen.  Mit  Umgehung  des  Herzogs  von  Österreich  be- 
gaben sich  Vertreter  der  Städte  Basel,  Ereiburg  und  Col- 
mar nach  Neuenburg  a.  Rh.,  um  dort  über  den  Abschluss 
einer  neuen  Konvention  vorläufige  Beratung  zu  pflegen. 
Man  beriet  darüber,  ob  die  Kosten  der  Münzprägungen 
verringert  werden  können,  und  Basel  gab  dabei  das  Ver- 
langen kund,  es  möchten  die  nachbarlichen  österreichischen 
Lande  zum  Nutzen  aller  Parteien  in  die  Konvention  ein- 
bezogen werden.  Am  14.  November  1402  brach  dann  in 
Basel  ein  Volksauf  lauf  aus,  dem  von  älteren  Geschichts- 
schreibern {Ochs^  III,  S.  21,  etc.)  ein  direkter  Einfluss  au 
die  Gründung  des  Rappenmünzbundes  zugeschrieben  Avird. 
Tatsache  ist  jedoch,  dass  sich  jener  Auflauf  ganz  im  all- 


68  — 


gemeinen  gegen  die  Regierungsweise  richtete.  Es  ist 
auch  zu  ermessen,  dass  die  damalige  Unsicherheit  im 
Münzwesen  dem  Handelsmann  entweder  Schaden  oder 
Nutzen  einbrachte  und  dass  dabei  namentlich  der  „ge- 
meine Mann"  im  Klein  verkehr  sehr  viel  zu  leiden  hatte. 
So  mag  denn  tatsächlich  der  Wirrwarr  und  die  Unsicher- 
heit im  Geldwesen  zum  Aufstande  beigetragen  und  der  Auf- 
lauf auch  die  Verhandlungen  betreffend  eine  neue  Mtinz- 
konvention  beschleunigt  haben.  Aber  jedenfalls  war  der 
Rappenmünzbund  liicht  eine  direkte  Folge  jenes  Aufstandes, 
sondern  dessen  Gründung  war  ein  logisches  Glied  in  der 
Kette  der  Bemühungen  zur  Verbesserung  des  Münzwesens, 
wie  sie  seit  der  Schaflfhauser  Konvention  beständig  ange- 
hoben worden  waren 

So  kam  dann  unter  Mitwirkung  Österreichs  die  Grün- 
dung des  Rappenmünzbundes  am  24.  Februar  1403  zustande. 
Als  Vertragsparteien  zeichneten  der  Ritter  Friedrich  von 
Hattstatt,  Landvogt  Österreichs  im  Elsass,  Sundgau  und 
Breisgau,  ferner  die  Städte  Basel,  Freiburg  i.  Br.,  Breisach 
und  Colmar.  Die  Vertragszeit  wurde  auf  sechs  Jahre  fest- 
gesetzt. Ein  Gulden  sollte  21  Schillinge  gelten.  Das  Pfund 
wurde  dem  Gulden  gleichgestellt,  d.  h.  je  ein  Pfund  Pfen- 
nige (240)  sollten  im  Werte  einem  guten  rheinischen  Gul- 
den gleichkommen.  Wie  in  allen  Verträgen  seit  1377  wurde 
auch  hier  der  Gulden  zum  bestimmenden  Faktor  für  die 
Silberwährung  erhoben.  Die  Legierung  blieb  dieselbe  wie 
im  Jahre  1399;  dagegen  sollten  aus  den  IV2  Mark  (^s  Sil- 
ber, V3  Kupfer)  nur  1656  Pfennige  geschlagen  werden,  von 
denen  der  einzelne  ein  Gewicht  von  0,212  Gr.  und  einen  Fein- 

^)  S.  St.-A.  Basel:  Kl.  Weissbuch,  fol.  172  h.  ~  J.  J.  Amiet,  Die 
französischen  und.  lombardischen  Geldwechsler  des  Mittelalters,  na- 
mentlich in  der  Schweiz,  Jahrbuch  für  schweizerische  Geschichte, 
Bd.  25.  —  Cahn,  S.  48.  —  August  Burckhardt,  Der  Aufstandsversuch 
der  Brüder  Peter  und  Hans  Bischoff  aus  dem  Jahre  1482,  nebst  Mit- 
teilungen über  den  Tumult  von  1402.  Beiträge  zur  vaterländischen 
Geschichte,  Bd.  15,  S.  403  ff.  —  Harms,  a.  a.  0.,  S.  85  ff.  —  Peter  Ochs, 
III.  Bd.  seiner  Geschichte.  —  Amiet,  Älteste  Buchdrucker  und  Papier- 
fabrikanten in  Basel,  Beilage  zu  Nr.  152  der  „Basler  Nachrichten" 
vom  Jahre  1873. 


gehalt  von  0,i4i  Gr.  oder  ^^^'Viooo  aufwies,  eine  Verbes- 
serung um  21,5  %  seit  1399.  Man  kontingentierte  die 
Mindestausprägung,  d.  h.  den  Parteien  wurde  die  Pflicht 
auferlegt,  pro  Jahr  aus  einem  gewissen  Quantum  Silber  die 
vorgeschriebenen  Pfennige  zu  schhigen.  Man  setzte  die  jähr- 
liche Mindestausprägung  auf  2800  Mark  Silber  fest ;  dieser 
Betrag  wurde  unter  die  vier  Konventionsstädte  verteilt 
Avie  folgt:  Basel  sollte  per  Jahr  mindestens  1400  Mark 
Silber  vertragsgemäss  zu  Steblerpfennigen  schlagen,  Frei- 
burg 800  Mark  Silber,  Cohnar  und  Breisach  je  300  Mark. 
Es  wurde  ausdrücklich  festgelegt,  dass  diese  Beträge  nur 
als  Mindestausprägungen  zu  betrachten  seien  und  jede 
Stadt  nach  Belieben  oder  Bedürfnis  mehr  vermünzen  dürfe. 
Freiburg  wurde  gestattet,  eine  Ausnahmestellung  einzu- 
nehmen ;  bis  zu  200  Pfund  durfte  diese  Stadt  im  ersten 
Jahre  von  seinem  Kontingente  sogenannte  y^rappenphenninge'^ 
schlagen^  ^^dev  einer  für  zicen  der  vorgeschriben  phenningen 
gan  sol  und  genomen  werden^''  ^).   Nach  dem  ersten  Jahre 


^)  Es  ist  dies  das  erstemal,  dass  in  einer  Urkunde  des  Eappen- 
münzbmides  der  Rappen  erwähnt  wird.  Rappen  bedeutet  soviel  als 
Doppelpfennig.    Er  hielt  0,282  Gr.  Feingehalt  oder  ^*^*^'7]ooo. 

Der  Name  .Mappen'',  welchen  dieser  Münzbund  erhielt,  stammt 
nach  Cahn  von  der  dunkeln,  schwarzen  Farbe  der  früheren  Pfennige 
(vgl.  das  deutsche  Rappe,  schwarzes  Pferd,  und  rapp,  schwedisch); 
es  hatte  die  Bedeutung  von  gering-haltigem  Pfennig-,  im  Gegensatz 
zu  dem  besser,  also  weisser  ausgeprägten  schweizerischen  Brakteaten. 
Der  Name  „Rappen"  kommt  erstmals  in  einer  Urkunde  des  Klosters 
Wettingen  vor,  in  der  die  Gründe  genannt  werden,  welche  dasselbe 
im  Jahre  1363  veranlassten,  gewisse  Rechte  und  Güter  in  Uri  zu  ver- 
kaufen. Die  Bauern  zahlten  nämlich  anstatt  in  guter  gewöhnlicher 
Münze  in  „Colmar  rappen",  wodurch  das  Kloster  sehr  zu  Schaden 
kam.  Im  Jahre  1310  hätten  die  betreffenden  Besitzungen  dem  Kloster 
noch  400  U  gewöhnlicher  Zürcher  Pfennige  ^)  eingebracht,  um  1350 
herum  aber  kaum  noch  50  U,  Mit  dem  Ausdruck  „Colmar  rappen" 
wurde  also  damals  eine  kleine  geringhaltige  Pfennigmünze  bezeich- 
net, welche  nur  halb  so  viel  wert  war  -als  die  gewöhnliche.  Wie  sich 
aus  der  Münzgeschichte  Basels  ergibt,  waren  zur  damaligen  Zeit  und 

^)  Cahn  nennt  sie  irrtümlicherweise  Thiirganer  Pfennige  („  . .  .  fleiiariorum 
monetam  Thuricensüim  .  .  .  ").  S.  Herrgott,  Marqiiard,  „Genealogia  diplomatica 
Habsburgica,  Tom.  II,  D.  DCCCXXVI.  Ex  manuscripto  codice  diplomatico  biblio- 
thecee  San-Blasiensis  in  4».  Autographum  asservatur  in  archivo  Wettingensi 
sigillo  Abbatis  munitum." 
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sollten  sodann  in  Freiburg  per  Jahr  vom  Kontingent  der 
800  Mark  bis  zu  100  Pfund  dieser  Rappen-  oder  Doppel- 
pfennige geschlagen  werden. 

Aus  den  anderthalb  Mark  Legierung  sollten  nach  dem 
Wortlaute  „zweyer  Schillingen  minder  denn  siben  phund 
phenningen"  geschlagen  werden.  Diese  sieben  Pfund  Pfen- 
nige weniger  zwei  Schillinge  sollten  „ein  vine  mark  Sil- 
bers vsser  dem  füre  bringen.  Der  Schrot  sol  sin  vff  vier 
lot  der  anderthalb  marken  Silbers  vnd  Zusatzes  ein  phund 
drye  Schilling,  des  selben  geltes  söllent  fünfthalb  Schilling 
vnd  drissig  sechs  lot  in  das  füre  wegen.  Die  selben  sechs 
lot  söllent  widerumbe  usz  dem  füre  wegen  vier  lot  vins 
Silbers". 

Gleich  wie  in  der  Konvention  von  1387  sollten  auf 
einen  Gulden  wieder  20  Schillinge  geschlagen  werden. 
Resümierend  ist  zu  sagen,  dass  im  Vertrage  des  Jahres 
1377  Basel  und  Breisach  15  Schillinge  für  einen  Gulden 
geben  sollten,  im  Jahre  1383  sollte  nach  dem  nicht  in 
Kraft  gesetzten  Basler  Entwurf  für  einen  Gulden  ein  Pfund 
gegeben  werden,  im  Jahre  1387  ebenfalls  ein  Pfund  für 
einen  Gulden  und  im  Jahre  1403  dito.  Die  neuen  Pfennige 
sollten  wieder  eckige  Form  erhalten,  während  diejenigen 
nach  dem  Vertrage  von  1399  rund  waren.  Dadurch  wur- 
den Produktionskosten  erspart,  und  dies  sollte  den  Pfen- 
nigen zugute  kommen.   Der  Silberhandel,  die  Löhne  etc. 

besonders  um  das  in  der  Wettinger  Urkunde  erwähnte  Jahr  1350 
herum  der  bischöflich-baseische  Pfennig-  sehr  schlecht  ausgeprägt,  so 
dass  dessen  Annahme  allgemein  verweigert  wurde.  Es  muss  ange- 
nommen werden,  dass  unter  der  Benennung'  „Colmar  rappen"  der 
letztgenannte  Pfennig  zu  verstehen  ist.  Eappen  bedeutete  also  im 
Volksmunde  im  allgemeinen  eine  dunkle  geringhaltige  Pfennigmünze. 
Der  Name  ist  mit  Unrecht  aus  dem  Eabenkopf  im  Stadtwappen  Frei- 
burgs  hergeleitet  worden.  Er  hatte  zu  Anfang  des  15.  Jahrhunderts 
bereits  seine  anfängliche  ominöse  Bedeutung  verloren  und  war  an 
den  oberrheinischen  Pfennigen  überhaupt  hängen  geblieben.  Er 
wurde  vom  Rappenmünzbunde  zur  Bezeichnung  des  Zweilings  im 
Gegensatze  zu  den  Hälblingen  („Stehlern")  gebraucht.  (Auf  den 
literarischen  Streit,  ob  Cahns  Erklärung  des  Wortes  Rappen  die 
richtige  ist,  kann  hier  nicht  eingetreten  werden.  Jedenfalls  ist  sie 
nicht  unglaubwürdig.) 
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wurden  in  Anlehnung  an  die  früheren  Bestimmungen  ge- 
regelt. Und  in  Anlehnung  an  die  früheren  Wechselbestim- 
mungen kam  man  überein,  dass  die  Wechsler  auch  fürder- 
hin  an  einem  Gulden  nicht  mehr  als  2  Den.  Gewinn  in 
Anrechnung  bringen  durften.  Um  eine  Erleichterung  zu 
schaffen,  liess  man  für  die  Münzgenössen  bei  Zahlung  von 
Zinsen,  welche  in  Gold  hätten  geleistet  werden  sollen,  die 
Silberwährung  des  Bundes  zu,  zu  1  U  2  Den.  für  einen 
Goldgulden.  Das  Hauptgut  aber  sollte  in  dem  vertrags- 
mässig  abgemachten  Metall  zurückbezahlt  werden.  (Es  war 
nämlich  schwer,  an  den  Zinstagen,  als  welche  namentlich 
der  2.  Februar  [Lichtmess]  und  der  24.  Juni  [„Sungichten"] 
in  Betracht  fielen,  jeweilen  die  notwendige  Quantität  Gold-, 
gülden  aufzutreiben,  so  dass  ein  Agio  auf  dieselben  ge- 
schlagen wurde.)  Dieses  Vorrecht  genossen  aber  nur  die 
Bewohner  des  Konventionsgebietes. 

Am  St.  Georgstag  (23.  April)  darauf  sollten  die  neuen 
Münzen  in  Kurs  gesetzt  werden,  Während  der  Übergangs- 
zeit wurde  den  Schuldnern  Gelegenheit  gegeben,  die 
-Zahlungen  zu  begleichen  oder  die  Zahlungsvorschriften 
zu  modifizieren.  Mit  dem  neuen  Gelde  sollte  in  dieser 
Zeit  für  das  alte  nur  so  viel  bezahlt  w^erden,  als  dem 
Feingehalt  des  Silbers  entsprach.  Erst  wenn  von  dieser 
Gelegenheit  kein  Gebrauch  gemacht  wurde,  waren  die 
Schuldner  angewiesen,  für  die  in  minderwertiger  Münze 
kontrahierten  Schulden  den  nominellen  Betrag  auch  in 
neuen  Pfennigen  zu  bezahlen.  Die  Konvention  enthielt 
noch  eine  weitergehende  Bestimmung.  Auch  wenn  in  Kauf- 
und Schuldverträgen  die  Amortisation  oder  Rückzahlung 
ausdrücklich  in  bestimmten  Pfennigen  vorgesehen  war, 
sollte  dies  nur  bis  zu  dem  gesetzten  Termine  Gültigkeit 
haben.  Von  da  ab  war  jede  Art  von  alten  Pfennigen  als 
neue  zu  rechnen.  Einige  Tage  nach  Abschluss  des  Vertrags, 
noch  im  Februar  1403,  wurde  derselbe  feierlich  beschworen. 

In  der  Urkunde  hat  ein  Gewaltbrief  des  Herzogs  Leo- 
pold von  Österreich  vom  11.  September  1401  an  seinen 
Vogt  Friedrich  von  Hattstatt,  worin  die  Regelung  des  Münz- 
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Wesens  in  das  freie  Ermessen  des  letzteren  gestellt  war^ 
wörtliche  Aufnahme  gefunden.  Auf  Grund  dieser  Vollmacht 
hatte  der  Landvogt  die  Verhandlungen  geleitet.  Der  ge- 
nannte Gewaltbrief  wurde  am  26.  Mai  darauf  durch  be- 
siegeltes Edikt  dem  Rate  von  Neuenburg  am  Rhein  in  Ver- 
wahrung gegeben 

Das  Grundgewicht  für  den  Rappenmünzbund  bildete 
die  Basler  Mark,  welche  in  16  Lot  zu  4  Quintchen  eingeteilt 
wurde.  Rechnungseinheit  war  das  Pfund,  und  zwar  in  dem 
in  Frage  stehenden  Gebiete  bereits  seit  dem  12.  Jahrhun- 
dert. Unter  diesem  Pfunde  verstand  man,  wie  Cahn  be- 
merkt, in  allen  Aufzeichnungen  dieser  Zeit  lediglich  eine 
Summe  von  240  einzelnen  Geldstücken,  ganz  gleichgültig, 
wie  viel  dieselben  wogen.  Es  war  eingeteilt  in  20  Schil- 
linge von  je  12  Pfennigen.  In  den  Städten  des  Bundes  war 
dasselbe  Markgewicht  im  Gebrauch,  der  Name  „oberlän- 
dische Mark"  hat  deshalb  seine  volle  Berechtigung.  Über 
das  Gewicht  derselben  liefert  ein  späteres  Dokument  einen 
Anhalt.  Durch  den  Vertrag  vom  Jahre  1564  verpflichtete 
sich  nämlich  der  Bund,  inskünftig  nach  dem  Reichsmünz- 
fuss zu  münzen;  diesem  diente  die  kölnische  Mark  von 
233,85  Gr.  als  Grundgewicht,  und  erhobene  Untersuchungen 
ergaben,  dass  die  bisher  im  Gebrauch  gewesene  Mark  um 
2  Kreuzer  per  Mark  schwerer  gewesen  war.  Es  machte 
dies  auf  100  Mark  3  Lot  aus.  Die  Mark  des  Rappenmünz- 
bundes wog  also  7i6oo  mehr  als  die  kölnische,  234,29  Gr. 
Bis  zur  Annahme  der  kölnischen  Mark  im  Jahre  1564 
muss  letzteres  Gewicht  für  alle  Währungsberechnungen 
der  Rappenmünze  als  Grundlage  angenommen  werden 
(Cahn). 

Wie  früher  führte  die  versuchte  Anwendung  der  Über- 
gangsbestimmungen des  Gründungsvertrages  vom  Jahre 
1403  zu  vielen  Streitigkeiten,  und  so  kam  es  häufig  vor, 
dass  man  Geldgeschäfte  auf  der  Wertbasis  der  alten  Pfen- 
nige weiterführte.  Die  Gründung  des  Rappenmünzbundes 


1)  St.-A.  Basel:  Stadt. Urkunden,  Nr.  811.  —  Cahn,  a.  a.  0.,  S.  53. 
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war  ein  ganzer  Misserfolg;  trotz  der  angehobenen  grossen 
Bemühungen,  um  eine  bessere  Ordnung  im  Miinzwesen  zu 
erzielen,  wurde  die  Unsicherheit  im  Miinzwesen  nicht  ge- 
hoben. Der  Gehalt  der  kurfürstlichen  Gulden,  der  im  Jahre 
1386  noch  22Y2karätig  war  sank  bald  auf  20  Karat  Fein- 
gehalt herab.  Der  Wirrwarr  im  Münzwesen  nahm  so  zu, 
dass  auf  Anregung  und  Antrag  Basels  an  einem  Münztage 
in  Neuenburg  a.  Rh.  am  14.  Oktober  1406  beschlossen  wurde, 
das  Münzen  in  allen  Münzstätten  des  Bundes  einzustellen 
und  alles  anderswoher  kommende  Geld  nach  seinem  Werte 
zu  nehmen.  Es  sollte  nun  jedermann  den  Preis  des  Gul- 
dens selbst  bestimmen,  mit  der  Klausel,  dass  ^Basel,  Col- 
mar, Freiburg  und  Breisach  für  einen  Gulden  nicht  mehr 
ausgeben  mussten  als  1  Pfund  2  Pfennige^). 

Der  Rappenmünzbund  verrief  zu  Anfang  des  Jahres 
1414  die  geringhaltigen  Berner  Pfennige,  von  welchen  zwei 
höchstens  für  einen  Stehler  genommen  werden  durften. 
Als  Verbündete  der  Eidgenossen  war  dies  den  Baslern  un- 
angenehm, und  sie  schrieben  daher  unterm  19.  März  gl.  J. 
an  Freiburg:  „Verstond  wol,  liebe  Freunde,  dasz  uns  dies 
groszen  unglimpf  und  Unwillen  bringen  möchte,  nachdem 
sie  unsere  eidgenossen  und  wir  zusammen  verbunden 
sind^^  ^).  Doch  hat  dann  der  Rat  von  Basel  befohlen,  die 
Berner  Pfennige  an  den  Zöllen,  am  „Ungeld"  und  am 
Markte  so  zu  nehmen,  wie  es  der  Münzbund  vorgeschrie- 
ben. Die  Berner  gaben  den  Baslern  die  Zusicherung,  dass 
die  beanstandete  geringhaltige  Münze  nicht  mehr  ausge- 
prägt werden  sollte.   Dies  war,  wie  Gahn  bemerkt,  der 

^)  Der  Münzbund  der  vier  rheinischen  Kurfürsten  vom  8.  Juni 
1386  sah  vor,  dass  die  Gulden  23  Karat  fein  sein  und  deren  67  auf 
die  Mark  feinen  Goldes  gehen  sollten.  Sie  wurden  aber  bald  schlechter 
ausgeprägt. 

^)  Original  des  Einladungsschreibens  der  Stadt  Basel  an  Frei- 
burg vom  3.  Oktober  1406  im  St.-A.  Freiburg.  —  Schreiber,  Die  Ge- 
nossenschaft der  Rappenmünze,  Beilage  zur  Geschichte  der  Stadt  Frei- 
burg, II.  Teil,  S.  274,  III.  Teil,  S.  361  ff.  —  Cahn,  a.  a.  0.,  S.  61  ff.  — 
Hanauer,  a.  a.  0.,  S-  405  ff.  —  Schönherg,  a.  a.  0.,  S.  118  ff.  —  Harms,. 
a.  a.  0.,  S.  93  ff. 

2)  St.-A.  Freiburg:  Abt.  26,  Nr.  4.  —  Cahn,  a.  a.  0.,  S.  65. 
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erste  Fall,  in  welchem  die  politische  Sonderstellung  Basels 
im  Rappenmünzbund  hervortrat. 

Nachdem  im  Jahre  1409  der  kurrheihische  Münzbund 
beschlossen  hatte,  die  Gulden  wieder  22karätig  zu  schla- 
gen, nahmen  die  Münzstätten  des  Rappenmünzbundes  ihre 
Tätigkeit  wieder  auf.  Im  Jahre  1419  erliess  der  Rappen- 
münzbund einen  Tarif  zur  Taxierung  des  fremden  Silber- 
geldes. Um  das  Jahr  1421  herum  wurde  die  Münzprägung 
zeitweise  wieder  eingestellt  und  im  übrigen  die  Pfennige 
schlechter  ausgeprägt. 

Am  24.  April  1425  schlössen  Hans  Erhardt  Bock  von 
Staufenberg,  Landvogt  der  Katharina  von  Burgund,  Her- 
zogin von  Österreich,  ferner  die  Städte  Basel,  Freiburg, 
Colmar  und  Breisach  einen  neuen  Münzvertrag  auf  6  Jahre 
ab,  nach  welchem  nunmehr  neben  den  Steblerpfennigen 
auch  grössere  Münzen,  nämlich  Groschen,  Blapharte  und 
Rappen  geschlagen  werden  sollten.  Die  Prägung  von  Gro- 
schen kam  indessen  nicht  zur  Ausführung.  Diese  Konven- 
tion gingen  also  wieder  alle  Vertragsparteien  vom  Jahre 
1403  ein,  und  das  Bundesgebiet  umfasste  so  nach  wie  vor 
alle  Länderstrecken  vom  Eckenbach  an,  links  und  rechts 
vom  Rheine  bis  Hauenstein  ob  Laufenburg  und  das  Gebiet 
der  Diözese  Basel  nördlich  des  Juras.  Der  Einfluss  der 
Rappenmünze  konnte  sich  im  Gebiete  südlich  des  Jura 
nicht  geltend  machen.  Ein  energischer  Versuch  zu  Ende 
des  14.  Jahrhunderts  war  erfolglos  geblieben. 

Der  Vertrag  von  1425  brachte  eine  bedeutsame  Neue- 
rung. Bisher  hatte  man,  wie  im  Mittelalter  allgemein  üb- 
lich, nur  Pfennige  geschlagen.  Mit  diesem  System  wurde 
nun  gebrochen  und  die  Prägung  grösserer  Münzen  in  Aus- 
sicht genommen.  Man  gedachte,  inskünftig  Groschen,  Blap- 
harte, Rappeii  und  Stehler  zu  schlagen. 

Betreffend  „Schrot  und  Korn"  bestimmt  diese  Urkunde, 
dass  einer  feinen  Mark  Silbers  eine  Mark  Kupfer  zugesetzt 
werden  sollte;  „das  werdent  zwey  marcke  an  der  swere, 
umbe  dass  daz  dein  gelte  dester  sterker  werde".  Aus  dieser 
Legierung  von  zwei  Mark  sollten  geprägt  werden  acht 
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Pfund  kleine  Pfennige  (Hälhlinge)  oder  vier  Pfund  Zwei- 
linge  (Rappen).  Das  Schrot  der  Stebler  wurde  damit  auf 
0,250  Gr.  angesetzt,  das  Schrot  der  Zweilinge  (Rappen)  auf 
0.49  Gr.,  das  Korn  der  Stebler  auf  0,125  Gr.,  dasjenige  der 
Zweilinge  auf  0,250  Gr.  Mit  dem  Pfennig  von  1403  ver- 
glichen, war  die  neue  Prägung  gleichbedeutend  mit  einem 
Rückgang  des  Feingehalts  um  11,4  Vo?  aber  mit  einer  Zu- 
nahme des  Gewichts  von  16,6  Vo.  Die  Legierung  war  also 
in  diesem  Vertrage  erheblich  stärker. 

Aus  fünfzehn  Lot  feinem  Silber  und  einem  Lot  feinem 
Kupfer  (zusammen  eine  Mark)  sollten  145  Blapharte  ge- 
schlagen werden.  Ein  Plappart  sollte  6  ß  Hälblinge  oder 
6  Rappen  gelten.  Das  Gewicht  eines  Blapharts  betrug 
1,620  Gr.  und  hielt  derselbe  1,520  Gr.  feines  Silber;  der  Fein- 
gehalt war  somit    Vi 000. 

Die  gesamten  Herstellungskosten  per  Mark  wurden 
auf  6  Blapharte  97*  Pfg.  berechnet,  und  von  jeder  zu 
Blapharten  vermünzten  Mark  entfielen  als  Schlagschatz 
an  den  Münzherrn  2  Bl.  3  Pfg. 

Ein  gesetzliches  Verhältnis  zum  Gulden  wurde  in  der 
Weise  festgelegt,  dass  für  einen  Gulden  nicht  mehr  als 
10  Groschen  oder  20  Blapharte  oder  10  ß  Rappen  ge- 
geben werden  sollten.  Während  der  Übergangszeit  sollten 
für  ein  Pfund  neuer  Pfennige  1  2  ß  der  alten  Pfennige 
gegeben  av erden,  was  autfallend  war,  indem  der  neue  Pfen- 
nig gegen  denjenigen  des  Jahres  1403  eine  Verringerung 
im  Feingehalte  aufwies.  Offenbar  waren  inzwischen  von 
den  Städten  wieder  schlechtere  Pfennige  geschlagen  wor- 
den, was  um  so  wahrscheinlicher  ist,  als  die  politischen 
Wirren,  namentlich  aber  das  Konstanzer  Konzil,  eine  sehr 
fühlbare  Erschütterung  des  Wirtschaftslebens  auch  im  Ge- 
biete der  Rappenmünze  brachten.  Es  ist  anzunehmen,  dass 
Basel  etwa  von  1417  an  zu  leichteren  Prägungen  überging. 

^)  Dass  tatsächlich  nach  diesen  Bestimmungen  geprägt  wurde, 
beweist  eine  durch  die  kgl.  Probieranstalt  in  Frankfurt  a.  M.  vorge- 
nommene Scheidung  einiger  der  erwähnten  Rappen.  Dieselbe  ergab 
ganz  exakt  ein  Bruttogewicht  von  0,49  Gr.  und  einen  Feingehalt  von 
^^^jxow  für  das  einzelne  Stück.  (S.  Cahn,  a.  a.  O.,  S.  68.) 
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Zahlengemäss .  ergibt  sich  folgendes : 
1  Groschen  =  2  Blapharte  =12  Rappen  =  24  Stebler, 
1  Blaphart  =  6  Batzen  —  12  Stehler, 
1  Rappen  =  2  Stehler 

Die  Hauptbedeutung  des  Vertrages  vom  Jahre  1425 
liegt  darin,  dass  durch  denselben  die  Rappen  und  Hälb- 
linge  (Stehler)  im  wesentlichen  zur  Scheidemünze  herab- 
sanken (sie  wurden  nun  nur  noch  ^^Viooo  fein  geprägt) 
und  der  Blaphart  an  ihre  Stelle  trat^). 

Betreffend  die  Gültablösungen  wurde  im  Vertrage 
niedergelegt^  dass  nach  Verlauf  der  Übergangszeit  die 
neuen  Pfennige  den  alten  gleichstehen  sollen.  Die  Bestim- 
mungen über  Falschmünzerei,  Kontrolle  usw.  waren  ähn- 
lich wie  die  früheren^). 

Der  Typus  der  Rappen  und  Stehler,  wie  er  im  Ver- 
trage von  1425  festgesetzt  wurde,  war  vorbildlich  für 
diese  Art  Konventionsmünzen  bis  zur  Auflösung  des  Bun- 
des zu  Ende  des  16.  Jahrhunderts. 

Dem  Rappenmünzbunde  kamen  die  in  seinem  Gebiete, 
den  Tälern  der  Vogesen  und  des  Schwarzwaldes  gelege- 
nen Silberher gwerke  sehr  zustatten.  Dieselben  waren  für 
die  Existenz  des  Bundes  sehr  wichtig,  und  der  Streit  um 
den  alleinigen  Besitz  derselben  war  schliesslich  der  haupt- 
sächlichste Grund  für  die  Auflösung  des  Bundes.  Die  wich- 
tigsten dieser  Bergwerke  waren  im  16.  Jahrhundert  die- 
jenigen des  Lebertales  bei  Markirch,  deren  Silberminen 
im  9.  Jahrhundert  durch  die  Mönche  des  Klosters  Eckerich 
entdeckt  worden  waren.  Vorerst  wurden  die  Edlen  von 
Eckerich  damit  belehnt;  im  13.  Jahrhundert  jedoch  muss- 
ten  die  Gruben  wegen  Eindringens  von  Wasser  verlassen 
w^erden.  Im  15.  Jahrhundert  wurden  dieselben  dann  von 
dßn  Herren  von  Rappoltstein  auf  Rechnung  des  Rappen- 


^)  Harms,  a.  a.  0.,  S.  97. 

2)  Vgl.  Cahn,  a.  a.  0.,  S.  68. 

3)  Original  St.-A.  Basel:  St.  Urk.  Nr,  1024.  —  Abschrift:  Grosses 
Weissbuch,  Fol.  197  v.  —  Cahn,  a.  a.  0.,  S.  67  ff.  —  Harms,  a.  a.  0., 
S.  96  ff. 
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müiizbundes  wieder  in  Betrieb  gesetzt^  und  die  Rappolt- 
steiner  teilten  sich  mit  den  Herzogen  von  Österreich  in  den 
Gewinn.  Sehr  bedeutend  waren  sodann  die  im  DoUertale 
befindlichen  Gruben  des  Frauenklosters  Masmünster,  welche 
von  dessen  Vögten,  den  Erzherzogen  von  Österreich,  be- 
trieben wurden,  und  deren  Ertrag  im  15.  Jahrhundert  be- 
deutend war,  zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  aber  sank. 
Um  diese  Zeit  wurden  die  Gruben  von  Asseln  (Auxelles) 
und  diejenigen  im  Rosenfelsertale  bei  Giromagny  sehr  er- 
tragreich. Als  Landgrafen  des  Sundgaues  bemächtigten 
sich  die  Erzherzoge  von  Österreich  auch  dieser  Hütten. 
In  Betracht  kommen  sodann  die  Minen  von  Blanchier  im 
Rahintale,  betrieben  von  den  Äbten  des  Klosters  von  Mur- 
bach, welche  bis  zur  Inbetriebsetzung  einer  eigenen  Münz- 
stätte in  Gebweiler  im  Jahre  1544  das  gewonnene  Silber 
ebenfalls  in  die  Münzstätten  des  Rappenmünzbundes  ab- 
lieferten. Von  erheblicher  Bedeutung  wurden  für  den  Bund 
und  namentlich  für  Basel  zeitweise  die  Silberminen  im 
südlichen  Schwarzwalde  bei  Oberried  und  Todtnau.  Letz- 
tere wurden  im  Jahre  1028  von  Kaiser  Konrad  TL  dem 
Bistum  Basel  zu  ewigem  Besitz  und  Nutzung  verliehen 
Am  9.  September  1322  wurden  sie  vom  Bischof  von  Basel 
dem  Grafen  Konrad,  Herrn  von  Freiburg,  zu  Lehen  ge- 
geben, und  später  kamen  sie  mit  der  Landschaft  des  Sund- 
gaues an  die  Erzherzoge  von  Österreich  Sie  waren  für 
Basel  eine  wichtige  Silberbezugsquelle. 

Dem  Rappenmünzbund  war  eine  ausserordentlich  lange 
Lebensfrist  beschieden,  er  konnte  seine  Existenz  bis  in  die 
Achtzigerjahre  des  16.  Jahrhunderts  hinein  fortsetzen.  Ich 
will  im  nachfolgenden  die  Hauptepisoden  des  Bundes,  insbe- 
sondere das,  was  sich  auf  die  Eidgenossenschaft  bezieht, 
kurz  erwähnen.  Auf  den  Vertrag  des  Jahres  1425  folgte 
derjenige  vom  23.  November  1433,  in  welchem  Basel  das 
Recht  zu  einer  besonderen  Ausprägung  von  Silbermünzen 
erteilt  wurde,  indem  das  in  Basel  tagende  Konzil  ausser- 


^)  S.  Tronillat,  Monuments  de  l'ancien  ev^chö  de  Bäle,  I,  D.  103. 
2)  S.  Cahn,  a.  a.  0.,  S.  3  ff. 
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ordentliche  Bedürfnisse  an  Umlaufsmitteln  gezeitigt  hatte. 
Der  nächstfolgende  Vertrag  war  derjenige  vom  16.  Juli 
1450  zu  Freiburg,  in  welchem  Massnahmen  gegen  die  das 
Land  überschwemmenden  fremden  Silbermünzen  getroffen 
wurden.  Den  gleichen  Zweck  hatte  der  Vertrag  vom  7.  April 
1462;  indem  es  sich  als  notwendig  herausgestellt  hatte, 
Massregeln  dagegen  zu  ergreifen,  dass  die  guten  eigenen 
Münzen  ausser  Landes  geführt  und  eingeschmolzen  wurden. 
Es  wurde  zu  diesem  Zwecke  der  Feingehalt  der  Pfennige 
heruntergesetzt.  Basel  allein  begann  zu  dieser  Zeit  mit  der 
Prägung  einer  neuen  Münzsorte,  nämlich  der  Vierer. 

Der  Vertrag  von  Colmar  vom  30.  September  1480 
brachte  u.  a.  die  Bestimmung,  dass  nur  die  eigene  Münze 
im  Konventionsgebiet  Umlauf  haben  sollte.  Von  allen  Kan- 
zeln  herunter,  ebenso  durch  öffentlichen  Anschlag  ^)  sollte 
verkündet  werden,  dass  von  Weihnachten  1480  an  im  Kon- 
ventionsgebiet alle  fremde  Münze  verrufen  sei ;  nur  bei  Pil- 
gern und  fremden  Grasten  durfte  eine  Ausnahme  gemacht 
werden. 

Über  den  Verruf  der  fremden  Silbersorten  beschwerten 
sich  bereits  am  27.  November  1480  die  zu  Luzern  tagenden 
Eidgenossen  in  einem  an  Basel  gerichteten  Briefe.  Seit 
Menschengedenken  sei  ihre  Münze  nicht  verändert  worden, 
und  die  Eidgenossen  hätten  eine  solche  Schmach  um  Basel 
und  die  Bundesgenossen  nicht  verdient.  Man  möge  doch 
die  ergangene  Massregel,  soweit  dieselbe  iiire  Münzen  be- 
treffe, zurücknehmen.  Dem  Rat  zu  Basel  war  diese  Sache 
sehr  unangenehm,  und  derselbe  berief  unverzüglich  auf  den 
9.  Dezember  eine  Bundestagung  nach  Colmar  ein,  wo  unter 
Zustimmung  der  österreichischen  Räte  beschlossen  wurde, 
zur  nächsten  Tagung  der  Eidgenossen  in  Luzern  Spezial- 
abgeordnete  zu  senden,  mit  dem  Auftrag,  denselben  die 
Notwendigkeit  der  getroffenen  Massregel  darzulegen,  was 
denn  auch  sofort  geschah.  Am  22.  Dezember  erstatteten  die 
Gesandten  auf  dem  Münztage  zu  Neuenburg  a.  Rh.  über 

^)  Ein  solcher  Anschlag  hat  sich  nach  Cahn  zu  Freiburg  i.  Br. 
erhalten. 
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ihre  Mission  Bericht^  und  es  ging  daraus  hervor,  dass  man 
sich  durch  die  Intervention  des  Basler  Rates  dahin  geeinigt 
hatte,  bis  zur  nächsten  Lichtmess  (2.  Februar)  die  Sache 
in  Güte  anstehen  zu  lassen.  Man  gedachte,  den  Streit  durch 
einen  Schiedsspruch  des  Kaisers  oder  des  Landvogtes  im 
Elsass  zu  schlichten.  Aus  einem  Schreiben  Basels  an  Wil- 
helm von  Rappoltstein  vom  2.  März  1481  geht  hervor,  dass 
letzterer  sich  dieser  Aufgabe  unterzogen  hat,  und  man  ver- 
nahm später  nichts  mehr  von  gegenseitigen  Klagen,  indem 
die  Eidgenossen  sich,  wenigstens  vorläufig,  gefugt  hatten^). 
Der  Vertrag  vom  30.  November  1498  brachte  eine 
völlige  Neugestaltung  des  Bundesmünzwesens,  indem  nunmehr 
auch  zur  Prägung  grösserer  Geldstücke  übergegangen  wurde,- 
als  Bickplapparte  oder  Ortsgulden,  ferner  Groschen,  Blap- 
harte;  daneben  wurde  auch  die  weitere  Prägung  der 
Doppelvierer,  Rappen  und  Hälblinge  vereinbart. 

Zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  erwuchs  dem  Rappen- 
mtinzbund  eine  unliebsame  Konkurrenz  infolge  der  Wieder- 
eröffnung der  Münzstätte  zu  Laufenhurg  durch  Bewilligung^ 
seitens  des  Königs  Maximilian  I.,  vom  9.  August  1503^). 
Die  Stadt  Laufenburg  hatte  ihr  altes,  vom  23.  Oktober 
1373  datierendes  Münzrecht,  welches  Kaiser  Karl  IV.  dem 
Grafen  Rudolf  VIII.  von  Habsburg-Laufenburg  erteilt  hatte, 
seit  zirka  100  Jahren  nicht  mehr  ausgeübt'  und  erhielt 
nunmehr  erneut  das  Recht,  silberne  Münzen  jeglicher  Art 
zu  prägen.  Laufenburg  gelangte,  nachdem  es  seine  Münze 
instand  gestellt  und  einen  Münzmeister  engagiert  hatte,  an 
Freiburg  mit  der  Bitte  um  Mitteilung,  „uff  was  grad  und 
korn  zu  schlachen"  sei.  Freiburg  war  diese  Anfrage  sehr 
unangenehm,  denn  einerseits  sah  es  die  Interessen  der 
Rappenmünze  gefährdet,  anderseits  konnte  es  sich  einem 
Befehl  des  Königs  nicht  wobl  widersetzen.  Es  beriet  die 
Frage  mit  den  Münzverbündeten,  und  man  verzichtete  auf 
eine  definitive  Antwort,  so  dass  die  Laufenburger  ohne  die 

^)  S.  Cahn,  a.  a.  0.,  S.  99  f. 

^)  Stadtarchiv  Laufenburg.  —  Münch;  Die  Münze  zu  Laiifenbnrg% 
Argovia  1874  (VIII.  Bd.),  Beilage  IX.  —  Cahn,  a.  a.  0.,  S.  115. 
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gewünsclite  Information  mit  der  Ausprägung  von  Vierern 
und  Blapharten  begannen;  das  Silber  hierzu  kauften  sie 
zu  Masmünster  und  Todtnau.  Da  die  Laufenburger  Münze 
produktiv  war,  wurden  auf  dem  Tage  des  Rappenmünz- 
bundes zu  Neuenburg  vom  26.  Januar  1507  Klagen  gegen 
den  Umlauf  der  neuen  Münze  laut,  da  sie  dem  Werte  der 
Bundesmünze  nicht  entspreche.  Basel  wurde  in  der  Folge 
beauftragt,  die  Laufenburger  Münze  zu  untersuchen;  das 
Resultat  sollte  dem  König  und  der  österreichischen  Regie- 
rung mitgeteilt  und  diese  ersucht  werden,  der  Stadt  Lau- 
fenburg ihr  ungesetzliches  Vorgehen  zu  untersagen.  Sollten 
diese  Reklamationen  beim  König  nichts  nützen,  so  gedachte 
man,  den  Laufenburgern  den  Silberkauf  zu  sperren.  Die 
Laufenburger  Münze  sollte  am  24.  August  1507  verrufen 
werden.  Die  Laufenburger  wehrten  sich  aber  gegen  die  An- 
schuldigungen des  Rappenmünzbundes;  sie  sandten  ihren 
Bürgermeister  zum  König  Maximilian,  um  diesem  darzu- 
legen, wie  ungerecht  die  Klagen  seien.  Ganz  besonders 
wurde  dabei  das  Verhalten  Basels  kritisiert,  welche  Stadt 
dem  Hause  Österreich  immer  feindlich  gesinnt  gewesen  sei. 
Der  König  nahm  sich  der  Laufenburger  an  und  gab  unterm 
Datum  vom  17.  August  1507  aus  Konstanz  seiner  Regie- 
rung in  Ensisheim  Befehl,  den  Laufenburgern  fürderhin 
keine  Hindernisse  mehr  in  den  Weg  zu  legen  ^).  Aber  der 
Rappenmünzbund  fügte  sich  diesem  Befehle  nicht;  viel- 
mehr sperrte  er  Laufenburg  die  unter  ihm  stehenden  Silber- 
bergwerke in  Masmünster,  Todtnau  und  Planschier  und 
setzte  die  Laufenburger  Münze  in  Verruf.  Die  Sperrung 
des  Silberkaufes  zwang  die  Stadt  Laufenburg,  ihre  Prä- 
gungen einzustellen.  Nicht  viel  glücklicher  war  die  den 
Eidgenossen  verbündete  schwäbische  Stadt  Rottweil,  deren 
neuen  Münzen  auch  am  Oberrhein  Geltung  verschafft  werden 
sollte.  Die  Freiburger,  die  im  Februar  1507  aus  handels- 
politischen Gründen  die  Münzen  dieser  Stadt  anzunehmen 
ersucht  worden  waren,  wandten  sich  ebenfalls  an  die  Münz- 


1)  Vgl.  Münch,  Beilage  XII. 


—    81  — 


verbündeten ;  aber  auf  dem  Tage  zu  Neuenburg  a.  Rh.  vom 
23.  Juli  1507  wurde  die  Annahme  der  Münzen  von  Rott- 
weil verweigert,  trotzdem  Maximilian  den  Freiburgern 
zuvor  befohlen  hatte^  dieselben  anzunehmen. 

Den  Rappenmünzbund  beschäftigte  Jahre  hindurch  in 
intensiver  Weise  die  Batzenfrage.  Die  sogenannten  „Rollen- 
batzen'' wurden  in  der  Eidgenossenschaft  massenhaft  ge- 
prägt, damit  auch  das  Gebiet  des  Rappenmünzbundes 
überschwemmt  und  die  Bundesmiuizen  dadurch  verdrängt. 
Um  diesem  Schaden  zu  steuern,  tagte  am  26.  März  1518 
in  Neuenburg  eine  Versammlung  des  Bundes.  Nach  vor- 
genommenen Münzproben  wurde  der  Kurs  der  Rollenbatzen 
auf  9,  derjenige  der  halben  Rollenbatzen  auf  4  Rappen 
angesetzt.  Jeder  Übertretungsfall  sollte  mit  einer  Mark 
Silber  gebüsst  Aver  den  ^).  Die  Abwehrmassregeln  halfen 
jedoch  nur  vorübergehend^  und  an  neuen  Bundestagen 
vom  11.  und  24.  August  1520  wurde  die  völlige  Verrufung 
der  Schioeizerhatzen  durchgeführt,  die  sofort  abgeschoben 
werden  sollten  und  nach  Weihnachten  gleichen  Jahres 
nicht  mehr  angenommen  werden  durften.  Nur  durch- 
ziehende Fremde  sollten  ihre  Batzen  am  Stadtwechsel 
nach  ihrem  innern  Werte  gegen  Bundesmünze  umtauschen 
können.^  Um  dem  Eindringen  der  fremden  Münzen  steuern 
zu  können,  wurden  starke  Neuprägungen  empfohlen.  Auf 
den  Vorschlag  Basels  beschloss  man  ferner^  wieder  Dick- 
blapharte  oder  „Oerter"  im  Werte  von  Viertelsgulden  zu 
schlagen.  Die  Prägung  der  Dicken  wurde,  die  Innehaltung 
des  vertraglichen  Geiialts  und  Gewichts  vorausgesetzt,  bis 
zum  Jahre  1525  freigegeben.  Basel  prägte  sofort  solche 
Dicken  aus  (Jahrzahl  1520)  2). 

Die  Batzenfrage  war  jedoch  mit  den  genannten  Bun- 
desbeschlüssen nicht  gelöst.  Zuerst  protestierten  die  Brei- 
sacher  als  Minderheit  im  Bunde  selbst  dagegen  und  wandten 
sich  an  die  österreichische  Regierung  in  Ensisheim^  um 


^)  St.-A.  Basel:  Münzakten  1518—1535. 
2)  S.  Coraggioni,  a.  a.  0.,  t.  XXV,  12. 
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eine  weitere  Frist  zur  Ausserkurssetzung  der  Batzen  zu 
erlangen.  Dies  rief  einem  neuen  Tage  in  Neuenburg  a.  Rh. 
vom  10.  Januar  1521,  wo  aber  an  den  gefassten  Beschlüssen 
trotzdem  festgehalten  wurde.  Der  Streit  fing  nun  aber 
erst  recht  an.  Die  Herrschaften  Hochberg  und  Baden- 
weiler des  Markgrafen  Ernst  von  Baden  wurden  durch 
den  Beschluss  des  Rappenmünzbundes  schwer  geschädigt; 
denn  sie  lagen  ebenfalls  im  Grenzbereich  desselben,  und 
man  hatte  sie  bisanhin  auch  als  bundeszugehörig  betrachtet. 
Der  Markgraf  erliess  am  23.  Januar  1521  einen  Protest 
gegen  den  Verruf  der  Batzen,  und  in  der  Folge  beschloss 
der  Bund;  sich  an  den  in  Worms  (Reichstag)  sich  auf- 
haltenden Kaiser  Karl  V.  zu  wenden.  Den  in  gleicher 
Sache  eingetroffenen  Protest  von  Laufenburg,  Rhein felden 
und  Säckingen  ignorierte  man  vorläufig.  Im  Schreiben 
an  Karl  V.  vom  3.  Februar  1521  wurde  u.  a.  auf  den 
schweren  Schaden  hingewiesen,  welcher  durch  das  mas- 
senhafte Eindringen  der  Batzen  und  anderer  fremder 
Silbermünzen  und  den  dadurch  bewirkten  Mangel  an 
Goldgeld  entstanden  sei.  Er  wurde  beschworen,  die 
dokumentierten  Rechte  des  Bundes  zu  schützen  und 
seinen  Beschlüssen  Nachachtung  zu  verschaffen.  Der  Kaiser 
aber  war  durch  die  grossen  politischen  Fragen  völlig 
in  Anspruch  genommen  und  überliess  die  Regelung  der 
Verhältnisse  in  Deutschland  neben  dem  Reichsregiment 
seinem  Bruder  Ferdinand,  dem  damaligen  Erzherzog  und 
späteren  Kaiser.  Da  die  Erledigung  der  Angelegenheit 
sich  verzögerte,  eine  baldige  Lösung  ,der  Frage  aber  not- 
wendig erschien,  wurde  am  8 .  Januar  1 522  eine  Abordnung 
an  den  Markgrafen  von  Baden  gesandt,  um  eine  gütliche 
Einigung  zu  versuchen.  Die  Deputation  wurde  vom  Mark- 
grafen freundlich  empfangen;  aber  er  gab  einen  ableh- 
nenden Bescheid  und  suchte  die  Boten  von  der  Notwen- 
digkeit des  Umlaufs  der  Batzen  zu  überzeugen. 

Diese  Antwort  machte  im  Münzbunde  keinen  besänf- 
tigenden Eindruck,  und  man  nahm  am  26.  April  1522  in 
Neuenburg  folgende  neue  Tarifierung  der  fremden  Silber  - 
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münzen  vor:  Es  sollten  gelten:  Die  Batzen  von  Konstanz, 
Mörsberg,  Kempten  und  Isny,  die  „Rübler  mit  der  Rü- 
ben*-^ von  Salzburg,  die  Batzen  von  Nördlingen,  Augsburg, 
Regensburg,  Öttingen,  die  bayerischen  „mit  den  Löwen 
und  z Weyen  Schiltlin"  und  die  österreichischen  mit  St.  Leo- 
pold je  9  Rappen ;  die  halben  Batzen  des  gleichen  Ge- 
präges je  4  Rappen:  alle  übrigen  Batzen,  ausser  den 
schw^eizerischen,  deren  Verruf  aufrecht  erhalten  blieb,  je 
8  Rappen;  die  halben  Batzen  desselben  Gepräges  je 
3  Rappen;  die  Schillinge  Zürichs,  Freiburgs  i.  Ue.  und 
Luzerns  je  3  Rappen ;  alle  Kreuzer  ausser  den.  Etsch- 
kreuzern  je  2  Rappen;  die  Vierer  von  Rottweil  und  Kon- 
stanz je  3  Pfg.  Stehler;  der  Behemsch  von  Ulm,  Ravens-  - 
bürg  und  Überlingen  je  6  Rappen ;  die  Sechser  von  Ulm, 
Ravensburg  und  Überlingen  je  4  Rappen;  der  Rottweiler 
Blaphart  je  5  Rappen;  der  Lothringer  Zwanziger  je  16  Rap- 
pen ;  der  Lothringer  Zehner  je  8  Rappen ;  der  Lothringer 
Doppelvierer  je  4  Rappen;  der  Lothringer  Vierer  je 
3  Stehler;  die  übrige  lothringische  „rote"  und  „schwarze" 
Münze  blieb  verrufen ;  die  Groschen  von  Mainz,  die  Marien- 
blanken und  die  „Matiszler"  von  Trier  je  6  Rappen.  Man 
setzte  die  Busse  für  jeden  Übertretungsfall  auf  drei  Mark 
Silber  an. 

Doch  traten  auch  nach  dem  erwähnten  neuen  Münz- 
vertrage wieder  Schwierigkeiten  ein,  welche  dann  schliess- 
lich dazu  führten,  dass  eine  völlige  Änderung  der  Haltung 
des  Rappenmünzbundes  in  der  Batzenfrage  eintrat.  Die 
gestiegenen  Silberpreise  machten  es  unmöglich,  wie 
bisher  Silber  zu  87*  fi.  zu  kaufen.  Damit  w^ar  die  ganze 
Rentabilitätsberechnung  des  Rappenmünzbundes  erschüt- 
tert, und  bei  Beibehaltung  der  bisherigen  Prägungsprin- 
zipien würden  sich  grosse  Verluste  eingestellt  haben.  Die 
Bundesstädte  wussten  sich  deshalb  nicht  anders  zu  helfen, 
als  selbst  zur  Ausprägung  der  bisher  so  verfehmten  Batzen 
zu  schreiten.  Unterm  Datum  vom  14.  Februar  1533  be- 
schlossen sie  prinzipiell,  die  Batzen  zum  Hauptgelde  der 
Rappenmünze  zu  erheben.  Die  Batzen  nach  dem  Bundes- 
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vertrage  vom  24.  März  1533  waren  8  Lot  haltig^  jeder 
galt  10  Rappen  oder  20  Stebler  und  auf  die  rauhe  Mark 
gingen  deren  71;  jeder  wog  3,3  Gr.  und 'war  ^<^7iooo  fein. 
Im  Jahre  1542  ging  der  Rappenmtinzbund  mit  Bewilligung 
seitens  des  Kaisers  zur  Prägung  von  ganzen,  halben  und 
Viertelstalern  ^)  über. 

Die  folgende  Zeit  brachte  die  allmählige  völlige  Unter- 
ordnung des  Rappenmünzbundes  unter  die  Reichswährung, 
resp.  österreichische  Landesmünzordnung.  Die  Erzherzoge 
von  Österreich,  als  Inhaber  oder  Mitbeteiligte  der  bedeu- 
tendsten Silberminen  im  Vertragsgebiete,  zwangen  durch 
das  Mittel  der  Sperrung  des  Silberkaufes  die  verbündeten 
Städte  zu  dieser  nachgebenden  Haltung.  Dem  Rappen- 
münzbunde erwuchs  betreffend  den  8ilh erkauf  um  die  Mitte 
des  16.  Jahrhunderts  auch  eine;  erhebliche  Konkurrenz  aus 
der  Eidgenossenschaft;  die  Ausfuhr  dahin  aus  dem  Leber- 
tale hat  nach  Cahn  damals  einen  erheblichen  Umfang 
angenommen^).  Die  Abgeordneten  des  Rappenmünzbundes 
brachten  diese  Silber  ausfuhr  (sogar  auch  nach  England) 
auf  dem  Reichstage  zu  Augsburg  vom  Jahre  1555  zur 
Sprache,  und  dieser  verbot  sie.  Da  dem  Münzbunde  der 
vier  Städte  infolge  ihrer  noch  immer  nicht  völligen  Unter- 
werfung unter  die  Reichsmünzordnung  der  Silberkauf  im  ^ 

^)  Taler  ist  nach  Klimpert  eine  allgemeine  Bezeichnung*  einer 
grösseren,  über  ein  Lot  wiegenden  Silbermünze ;  kommt  von  Joachims- 
tal in  Böhmen  her,  wo  die  Herren  von  Schlick  seit  1513  eine  Silber- 
münze schlagen  Hessen,  die  mit  ihrem  Wappen,  dem  böhmischen 
Löwen,  geziert  war  und  Joachimstaler  g-enannt  wurde.  Der  Name  hat 
sich  unter  verschiedenen  Umformungen  als  Daler,  Daalder,  Tallero, 
Dollar  usw.  verbreitet.  Die  Taler  bekamen  nach  dem  Werte  oder 
dem  Lande,  in  dem  sie  geprägt  wurden,  verschiedene  Nebenbezeich- 
nungen, wie  z.  B.  Berntaler,  Kronentaler,  Laubtaler,  Speziestaler, 
Brabantertaler,  Konventionstaler,  Auf  erstehungstaler,  Bautaler,  Wieder- 
täufertaler usf.  ^) 

Nach  ffaller  wurden  die  ersten  Berntaler  ums  Jahr  1492  geprägt 
und  hiessen  Gulden-Groschen^).  Sie  waren  2  Lot  schwer  und  wurden 
zu  2  ^  6  ß  8  Den.  gewürdigt. 

2)  A.  a.  0.,  S.  170. 


1)  Vgl.  Klimpert,  a.  a.  O.,  S.  336. 
Haller,  1,  S.  291, 
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Lebertale  gesperrt  wurde,  wandten  sie  sich  um  Fürsprache 
bei  Kaiser  Ferdinand  an  die  Eidgenossen,  welche  dieser 
Mission  um  so  lieber  nachkamen,  als  sie  durch  die  Sperrung 
des  Silberkaufes  im  Reiche  selbst  in  Bedrängnis  geraten 
waren. 

Die  Zugehörigkeit  zum  Rappenmünzbunde  hat  Basel 
in  den  Münzverhandlungen  der  eidgenössischen  Tag- 
satzungen bis  gegen  das  Ende  des  16.  Jahrhunderts  stets 
eine  Separatstellung  zugewiesen.  Der  Untergang  der 
Genossenschaft  erfolgte  namentlich  aus  zwei  Gründen: 
erstens  wurde  die  Rappenmünze  durch  die  Münzgesetz- 
gebung des  deutschen  Reiches  im  16.  Jahrhundert  der 
JJfotwendigkeit  enthoben,  für  gutes  Silbergeld  für  den  täg- 
lichen Verkehr  zu  sorgen^),  und  zweitens,  als  sie  sich  der 
Reichs-  und  der  auf  ihr  beruhenden  österreichischen  Landes- 
w^ährung  von  1560  nicht  völlig  fügen  wollte,  kündigte 
Erzherzog  Ferdinand  am  16.  August  1580  den  Silberkauf 
definitiv  und  verunmögiichte  den  verbündeten  Städten 
Aveitere  Ausprägungen  nach  eigenen  Grundsätzen.  Der 
schliessliche  Austritt  Österreichs  aus  dem  Bunde  besiegelte 
dessen  Vernichtung  nach  1580.  Die  Endabrechnung  der 
Bundesstädte  fand  am  11.  September  1584  statt,  dem 
„eigentlichen  Todestage  des  Bundes",  wie  ihn  Cahn  nennt. 

Von  diesem  Zeitpunkte  an  hat  sich  dann  Basel  auch 
in  münzpolitischer  Hinsicht  enger  an  die  eidgenössischen 
Mitstände  angeschlossen;  es  behielt  aber  immer  eine  eigene 
Währung  bei. 

Nach  einer  Zusammenstellung  von  Cahn^)  betrug  die 
Geiüichtsmenge  der  gekauften  unvermünzten  feinen  Mark 
Silbers  im  Rappenmünzbunde  von  1387  (Basler  Konvention) 
bis  zum  Vertrage  von  1547  234,3  Gr.;  1564  wurde  nach 
der  Strassburger  Mark  von  235,5  Gr.  gerechnet,  ebenso 
1578.  Der  Preis  der  Marli  stellte  sich  im  Verlaufe  der 
Zeit  wie  folgt:  1887:  6  IT  Den.  (1440  Den.);  1399 :  71/2  ^  Den. 

^)  Der  eigentliche  Zweck  des  Bundes. 
2)  A.  a.  0.,  S.  214 
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Stebler  (1800  Den.);  1403:  6  ^  5  ß  (1500  Den.)  Stebler; 
1425:  870  Den. Rappen ;  1480:  1^1-2^.  =  1035  Rappen;  1498: 
8 Vi  fl.  =  1238  Rappen;  1533:  8  fl.  1  ^  3  ß  Stebler  = 
134  Batzen;  1543:  9  fl.  3  ß  3  Stebler  =  137,5  Batzen; 
1547:  974  fl.;  1564:  10  fl.  6' kr.;  1578:  10  fl.  25  kr.  Die 
Gewichtsmenge  der  bezahlten  vermünzten  Mark  Silbers 
betrug:  1387:  216,  1399:  208,8,  1403:  211,5,  1425:  213,2, 
1480:  207,  1498:  207,7,  1533:  221,i,  1543:  226,7,  1547:  228,7, 
1564:  231,4,  1578:  236,2  Gr. 

Im  Rappenmünzbunde  betrug  das  Wertverhältnis 
zwischen  beiden  Edelmetallen  bis  zum  16.  Jahrhundert: 
1387  (Schaff'hausen) :  1 :  10,6;  1403  (Gründungsjahr):  1 :  ll,i4; 
1425:  1  :  10,8;  1462:  1  :  11,5;  1480:  1  :  9,38;  1498:  1  :  8,3. 


